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Beschlussempfehlung*
des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksachen 16/2710, 16/2934 –

Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen
zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung
weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG)

A. Problem

Grenzüberschreitende Umstrukturierungen von Unternehmen haben in den ver-
gangenen Jahren eine zunehmende Bedeutung erlangt. Das europäische Gesell-
schaftsrecht ist dieser Entwicklung gefolgt. Die in Deutschland anzuwendenden
steuerlichen Vorschriften zur Umstrukturierung von Unternehmen sind an die
gesellschaftsrechtlichen und steuerlichen Entwicklungen des europäischen
Rechts anzupassen. Dabei sollen steuerliche Hemmnisse für grenzüberschrei-
tende Umstrukturierungen von Unternehmen beseitigt werden, um die Attrak-
tivität des Investitionsstandorts zu erhöhen. Gleichzeitig sind im Rahmen der
europäischen Vorgaben deutsche Besteuerungsrechte konsequent zu sichern und
steuermindernde Gestaltungen zu verhindern, die ansonsten nicht ausgeschlos-
sen werden könnten.

B. Lösung

Mit dem Gesetzentwurf wird angestrebt, ein systematisch geschlossenes zu-
kunftsfähiges Umwandlungssteuerrecht zu schaffen, das auch künftige Weiter-
entwicklungen des Gesellschaftsrechts nachvollziehen kann. Europaweit sollen
die gleichen steuerlichen Grundsätze für inländische wie für alle grenzüber-
schreitenden Umstrukturierungen von Unternehmen gelten. Der Gesetzentwurf
sieht mit dieser Zielsetzung vor, die Entstrickungsvorschriften im Einkommen-
steuer- und im Körperschaftsteuerrecht systematisch aufeinander abzustimmen
und zu Grundtatbeständen fortzuentwickeln. Die Besteuerung der stillen Reser-
ven von Wirtschaftgütern, an denen das deutsche Besteuerungsrecht beschränkt
wird, soll sichergestellt werden. Das Umwandlungssteuergesetz knüpft hieran
an und enthält Ausnahmeregelungen für einen steuerneutralen Übergang von
Vermögen in den Fällen der Verschmelzung, der Spaltung, des Formwechsels

* Der Bericht wird gesondert auf Drucksache 16/3369 verteilt.
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sowie der Einbringung von Unternehmensteilen und des Anteilstauschs.
Schließlich wird die im Außensteuergesetz geregelte Wegzugsbesteuerung an
die Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in der Rechtssache
Hughes de Lasteyrie du Saillant angepasst.

Der Finanzausschuss empfiehlt insbesondere folgende Änderungen des Gesetz-
entwurfs:

– Bildung eines Ausgleichpostens bei Zuordnung von Wirtschaftsgütern zu
einer im EU-Ausland belegenen Betriebsstätte

– Keine Behandlung der sonstigen Gegenleistung (Zuzahlungen) bei Einbrin-
gungsvorgängen als Veräußerungsvorgang

– Aufhebung der allgemeinen Missbrauchsregelung im Umwandlungssteuer-
gesetz

– Umstellung der Grundkonzeption des Einbringungsteils des Umwandlungs-
steuergesetzes von einer nachträglichen Besteuerung des Einbringungs-
gewinns im Zeitpunkt der Anteilsveräußerung auf eine rückwirkende Besteu-
erung im Zeitpunkt der Einbringung.

Annahme in geänderter Fassung mit der Mehrheit der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD sowie den Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Mit den Regelungen wird das deutsche Steueraufkommen gesichert. Daher
ergeben sich durch die Maßnahmen zusammengenommen für die Haushalte der
Gebietskörperschaften nur geringfügige finanzielle Auswirkungen, die sich
einer Quantifizierung entziehen. Dem Bundeszentralamt für Steuern werden
Aufgaben zugewiesen, die zu geringfügigen Personalkosten führen können. Der
Umfang der Aufgaben ist derzeit nicht abschätzbar, so dass keine Angaben über
den möglichen Personalmehrbedarf gemacht werden können.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 16/2710, 16/2934 in der aus der nachste-
henden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 8. November 2006

Der Finanzausschuss

Eduard Oswald
Vorsitzender

Peter Rzepka
Berichterstatter

Lothar Binding (Heidelberg)
Berichterstatter

Dr. Volker Wissing
Berichterstatter

Dr. Gerhard Schick
Berichterstatter
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E n t w u r f
—

B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
—

Zusammenstellung

des Entwurfs eines Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen
zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung
weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG)
– Drucksachen 16/2710, 16/2934 –
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf eines Gesetzes
über steuerliche Begleitmaßnahmen

zur Einführung der Europäischen Gesellschaft
und zur Änderung

weiterer steuerrechtlicher Vorschriften
(SEStEG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht Artikel

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1

Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 2

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 3

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 4

Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung 5

Umwandlungssteuergesetz 6

Änderung des Außensteuergesetzes 7

Änderung des Bewertungsgesetzes 8

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 9

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals
aus Gesellschaftsmitteln 10

Änderung des Gesetzes zur Beibehaltung
der Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen
und der Einbringung von Unternehmensteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten
betreffen 11

Änderung der Verordnung über die gesonderte
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach
§ 180 Abs. 2 der Abgabenordnung 11a

Änderung des Zerlegungsgesetzes 11b

Inkrafttreten 12

Entwurf eines Gesetzes
über steuerliche Begleitmaßnahmen

zur Einführung der Europäischen Gesellschaft
und zur Änderung

weiterer steuerrechtlicher Vorschriften
(SEStEG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht Artikel

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1

Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 2

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 3

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 4

Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung 5

Umwandlungssteuergesetz 6

Änderung des Außensteuergesetzes 7

Änderung des Bewertungsgesetzes 8

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 9

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals
aus Gesellschaftsmitteln 10

Änderung des Gesetzes zur Beibehaltung
der Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen
und der Einbringung von Unternehmensteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten
betreffen 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 12
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Artikel 1

Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I
S. 179), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

0. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu
§ 4f folgende Angabe eingefügt:

„Bildung eines Ausgleichspostens bei Entnahme
nach § 4 Abs. 1 Satz 3 § 4g“.

1. § 3 Nr. 40 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Buchstabe a Satz 2 werden das den Satz ab-
schließende Komma durch einen Punkt ersetzt und
folgender Satz angefügt:

„Satz 1 gilt außer für Betriebsvermögensmehrungen
aus dem Ansatz mit dem Wert, der sich nach § 6
Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 ergibt, ebenfalls nicht, soweit
Abzüge nach § 6b oder ähnliche Abzüge voll steuer-
wirksam vorgenommen worden sind,“.

b) In Satz 1 Buchstabe b Satz 2 werden das den
Satz abschließende Komma durch einen Punkt
ersetzt und folgender Satz angefügt:

„Buchstabe a Satz 3 gilt entsprechend,“.

c) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben und in dem
neuen Satz 4 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „3“ er-
setzt.

1a. § 3c Abs. 2 Satz 3 und 4 werden aufgehoben.

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:

„Einer Entnahme für betriebsfremde Zwecke steht
der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteue-
rungsrechts der Bundesrepublik Deutschland hin-
sichtlich des Gewinns aus der Veräußerung oder der
Nutzung eines Wirtschaftsguts gleich. Satz 3 gilt
nicht für Anteile an einer Europäischen Gesellschaft
oder Europäischen Genossenschaft in den Fällen

1. einer Sitzverlegung der Europäischen Gesell-
schaft nach Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001
über das Statut der Europäischen Gesellschaft
(SE) (ABl. EG Nr. L 294 S. 1), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 885/2004 des Rates
vom 26. April 2004 (ABl. EU Nr. L 168 S. 1) und

2. einer Sitzverlegung der Europäischen Genossen-
schaft nach Artikel 7 der Verordnung (EG)
Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über
das Statut der Europäischen Genossenschaft
(SCE) (ABl. EU Nr. L 207 S. 1).“

Artikel 1

Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I
S. 179), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Nr. 40 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Buchstabe a Satz 2 werden das den Satz ab-
schließende Komma durch einen Punkt ersetzt und
folgender Satz angefügt:

„Satz 1 gilt außer für Betriebsvermögensmehrungen
aus dem Ansatz mit dem Wert, der sich nach § 6
Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 ergibt, ebenfalls nicht, soweit
Abzüge nach § 6b oder ähnliche Abzüge voll steuer-
wirksam vorgenommen worden sind,“.

b) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben und in dem
neuen Satz 4 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „3“ er-
setzt.

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:

„Einer Entnahme für betriebsfremde Zwecke steht
der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteue-
rungsrechts der Bundesrepublik Deutschland hin-
sichtlich des Gewinns aus der Veräußerung oder der
Nutzung eines Wirtschaftsguts gleich. Satz 3 gilt
nicht für Anteile an einer Europäischen Gesellschaft
oder Europäischen Genossenschaft in den Fällen

1. einer Sitzverlegung der Europäischen Gesell-
schaft nach Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001
über das Statut der Europäischen Gesellschaft
(SE) (ABl. EG Nr. L 294 S. 1), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 885/2004 des Rates
vom 26. April 2004 (ABl. EU Nr. L 168 S. 1) und

2. einer Sitzverlegung der Europäischen Genossen-
schaft nach Artikel 7 der Verordnung (EG)
Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über
das Statut der Europäischen Genossenschaft
(SCE) (ABl. EU Nr. L 207 S. 1).

In diesen Fällen ist der Gewinn aus einer späteren
Veräußerung der Anteile ungeachtet der Bestimmun-
gen eines Abkommens zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung in der gleichen Art und Weise zu besteu-
ern, wie die Veräußerung dieser Anteile an der
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b) Der bisherige Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Einlagen sind alle Wirtschaftsgüter (Bareinzahlun-
gen und sonstige Wirtschaftsgüter), die der Steu-
erpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschafts-
jahres zugeführt hat; einer Einlage steht die
Begründung des Besteuerungsrechts der Bundesre-
publik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der
Veräußerung eines Wirtschaftsguts gleich.“

2a. Nach § 4f wird folgender § 4g eingefügt:

„§ 4g
Bildung eines Ausgleichspostens

bei Entnahme nach § 4 Abs. 1 Satz 3

(1) Ein unbeschränkt Steuerpflichtiger kann in
Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Buch-
wert und dem nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 zweiter
Halbsatz anzusetzenden Wert eines Wirtschaftsguts
des Anlagevermögens auf Antrag einen Ausgleichs-
posten bilden, soweit das Wirtschaftsgut infolge sei-
ner Zuordnung zu einer Betriebsstätte desselben
Steuerpflichtigen in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 als
entnommen gilt. Der Ausgleichsposten ist für jedes
Wirtschaftsgut getrennt auszuweisen. Das Antrags-
recht kann für jedes Wirtschaftsjahr nur einheitlich
für sämtliche Wirtschaftsgüter ausgeübt werden.
Der Antrag ist unwiderruflich. Die Vorschriften des
Umwandlungssteuergesetzes bleiben unberührt.

(2) Der Ausgleichsposten ist im Wirtschaftsjahr
der Bildung und in den vier folgenden Wirtschafts-
jahren zu jeweils einem Fünftel gewinnerhöhend
aufzulösen. Er ist in vollem Umfang gewinnerhö-
hend aufzulösen,

1. wenn das als entnommen geltende Wirtschaftsgut
aus dem Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen
ausscheidet,

2. wenn das als entnommen geltende Wirtschaftsgut
aus der Besteuerungshoheit der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union ausscheidet oder

3. wenn die stillen Reserven des als entnommen gel-
tenden Wirtschaftsgutes im Ausland aufgedeckt
werden oder in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Steuerrechts hätten
aufgedeckt werden müssen.

(3) Wird die Zuordnung eines Wirtschaftsguts zu
einer anderen Betriebsstätte des Steuerpflichtigen in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on im Sinne des Absatzes 1 innerhalb der tatsäch-
lichen Nutzungsdauer, spätestens jedoch vor Ablauf
von fünf Jahren nach Änderung der Zuordnung,
aufgehoben, ist der für dieses Wirtschaftsgut gebil-
dete Ausgleichsposten ohne Auswirkungen auf den
Gewinn aufzulösen und das Wirtschaftsgut mit den
fortgeführten Anschaffungskosten, erhöht um zwi-

Europäischen Gesellschaft oder Europäischen Ge-
nossenschaft zu besteuern gewesen wäre, wenn keine
Sitzverlegung stattgefunden hätte.“

b) Der bisherige Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Einlagen sind alle Wirtschaftsgüter, die der Steuer-
pflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjah-
res zugeführt hat; einer Einlage steht die Begrün-
dung des Besteuerungsrechts der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Ver-
äußerung eines Wirtschaftsguts gleich.“
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schenzeitlich gewinnerhöhend berücksichtigte Auf-
lösungsbeträge im Sinne der Absätze 2 und 5 Satz 2
und um den Unterschiedsbetrag zwischen dem
Rückführungswert und dem Buchwert im Zeitpunkt
der Rückführung, höchstens jedoch mit dem gemei-
nen Wert, anzusetzen. Die Aufhebung der geänder-
ten Zuordnung ist ein Ereignis im Sinne des § 175
Abs. 1 Nr. 2 der Abgabenordnung.

(4) Die Absätze 1 bis 4 finden entsprechende An-
wendung bei der Ermittlung des Überschusses der
Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ge-
mäß § 4 Abs. 3. Wirtschaftsgüter, für die ein Aus-
gleichsposten nach Absatz 1 gebildet worden ist, sind
in ein laufend zu führendes Verzeichnis aufzuneh-
men. Der Steuerpflichtige hat darüber hinaus Auf-
zeichnungen zu führen, aus denen die Bildung und
Auflösung der Ausgleichsposten hervorgeht. Die
Aufzeichnungen nach den Sätzen 2 und 3 sind der
Steuererklärung beizufügen.

(5) Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, der zu-
ständigen Finanzbehörde die Entnahme oder ein
Ereignis im Sinne des Absatzes 2 unverzüglich anzu-
zeigen. Kommt der Steuerpflichtige dieser Anzeige-
pflicht, seinen Aufzeichnungspflichten nach Ab-
satz 4 oder seinen sonstigen Mitwirkungspflichten
im Sinne des § 90 der Abgabenordnung nicht nach,
ist der Ausgleichsposten dieses Wirtschaftsgutes ge-
winnerhöhend aufzulösen.“

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) u n v e r ä n d e r t

bb) u n v e r ä n d e r t

cc) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a ein-
gefügt:

„5a. In den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 7 zweiter
Halbsatz ist das Wirtschaftsgut mit dem
gemeinen Wert anzusetzen.“

b) u n v e r ä n d e r t

c) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 4 Abs. 1 Satz 5“
durch die Angabe „§ 4 Abs. 1 Satz 7“ ersetzt.

4. u n v e r ä n d e r t

4a. § 13 Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 1a, Abs. 2 Satz 2
und 3, §§ 15a und 15b sind entsprechend anzuwen-
den.“

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 Satz 1 werden der den Satz ab-
schließende Punkt durch ein Semikolon ersetzt
und folgender Halbsatz angefügt:

„in den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 3 ist die Ent-
nahme mit dem gemeinen Wert anzusetzen.“

bb) In Nummer 5 Satz 1 Buchstabe b werden die
Angabe „§ 17 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 17
Abs. 1 oder 6“ und die Angabe „§ 17 Abs. 2
Satz 3“ durch die Angabe „§ 17 Abs. 2 Satz 4“
ersetzt.

cc) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a ein-
gefügt:

„5a. In den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 8 zweiter
Halbsatz ist das Wirtschaftsgut mit dem
gemeinen Wert anzusetzen.“

b) In Absatz 2 Satz 1 und 4 wird jeweils die Angabe
„Absatz 1 Nr. 5 oder 6“ durch die Angabe „Absatz 1
Nr. 5 bis 6“ ersetzt.

c) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 4 Abs. 1 Satz 5“
durch die Angabe „§ 4 Abs. 1 Satz 8“ ersetzt.

4. § 6b Abs. 10 Satz 11 wird aufgehoben.
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4b. Nach § 15 Abs. 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) In den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 4 ist der Ge-
winn aus einer späteren Veräußerung der Anteile
ungeachtet der Bestimmungen eines Abkommens
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung in der glei-
chen Art und Weise zu besteuern, wie die Veräu-
ßerung dieser Anteile an der Europäischen Ge-
sellschaft oder Europäischen Genossenschaft zu
besteuern gewesen wäre, wenn keine Sitzverlegung
stattgefunden hätte. Dies gilt auch, wenn später die
Anteile verdeckt in eine Kapitalgesellschaft eingelegt
werden, die Europäische Gesellschaft oder Europäi-
sche Genossenschaft aufgelöst wird oder wenn ihr
Kapital herabgesetzt und zurückgezahlt wird oder
wenn Beträge aus dem steuerlichen Einlagenkonto
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes
ausgeschüttet oder zurückgezahlt werden.“

4c. Dem § 16 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Werden bei einer Realteilung, bei der Teil-
betriebe auf einzelne Mitunternehmer übertragen
werden, Anteile an einer Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Vermögensmasse unmittelbar oder
mittelbar von einem nicht von § 8b Abs. 2 des
Körperschaftsteuergesetzes begünstigten Steuer-
pflichtigen auf einen von § 8b Abs. 2 des Körper-
schaftsteuergesetzes begünstigten Mitunternehmer
übertragen, ist abweichend von Absatz 3 Satz 2
rückwirkend auf den Zeitpunkt der Realteilung der
gemeine Wert anzusetzen, wenn der übernehmende
Mitunternehmer die Anteile innerhalb eines Zeit-
raums von sieben Jahren nach der Realteilung un-
mittelbar oder mittelbar veräußert oder durch einen
Vorgang nach § 22 Abs. 1 Satz 6 Nr. 1 bis 5 des Um-
wandlungssteuergesetzes weiter überträgt; § 22
Abs. 2 Satz 3 des Umwandlungssteuergesetzes gilt
entsprechend.“

5. § 17 wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 Satz 2 werden folgende Sätze einge-
fügt:

„Weist der Veräußerer nach, dass ihm die Anteile be-
reits im Zeitpunkt der Begründung der unbeschränk-
ten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 zuzurechnen waren
und dass der bis zu diesem Zeitpunkt entstandene
Vermögenszuwachs auf Grund gesetzlicher Bestim-
mungen des Wegzugsstaats im Wegzugsstaat einer
der Steuer nach § 6 des Außensteuergesetzes ver-
gleichbaren Steuer unterlegen hat, tritt an die Stelle
der Anschaffungskosten der Wert, den der Wegzugs-
staat bei der Berechnung der der Steuer nach § 6 des
Außensteuergesetzes vergleichbaren Steuer ange-
setzt hat, höchstens jedoch der gemeine Wert. Satz 3
ist in den Fällen des § 6 Abs. 3 des Außensteuer-
gesetzes nicht anzuwenden.“

b) u n v e r ä n d e r t

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Weist der Veräußerer nach, dass ihm die Anteile be-
reits im Zeitpunkt der Begründung der unbeschränk-
ten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 zuzurechnen waren
und dass der bis zu diesem Zeitpunkt entstandene
Vermögenszuwachs auf Grund gesetzlicher Bestim-
mungen des Wegzugsstaats im Wegzugsstaat einer
der Steuer nach § 6 des Außensteuergesetzes ver-
gleichbaren Steuer unterlegen hat, tritt an die Stelle
der Anschaffungskosten der Wert, den der Wegzugs-
staat bei der Berechnung der der Steuer nach § 6 des
Außensteuergesetzes vergleichbaren Steuer ange-
setzt hat, höchstens jedoch der gemeine Wert.“

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Als Veräußerung im Sinne des Absatzes 1 gilt auch
die Auflösung einer Kapitalgesellschaft, die Kapital-
herabsetzung, wenn das Kapital zurückgezahlt wird,
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c) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 bis 7 an-
gefügt:

„(5) Die Beschränkung oder der Ausschluss des
Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung
der Anteile an einer Kapitalgesellschaft im Fall der
Verlegung des Sitzes oder des Orts der Geschäftslei-
tung der Kapitalgesellschaft in einen anderen Staat
stehen der Veräußerung der Anteile zum gemeinen
Wert gleich. Dies gilt nicht in den Fällen der Sitzver-
legung einer Europäischen Gesellschaft nach Artikel
8 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 und der Sitz-
verlegung einer anderen Kapitalgesellschaft in
einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on. In diesen Fällen ist der Gewinn aus einer späte-
ren Veräußerung der Anteile ungeachtet der Bestim-
mungen eines Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu
besteuern, wie die Veräußerung dieser Anteile zu be-
steuern gewesen wäre, wenn keine Sitzverlegung
stattgefunden hätte. § 15 Abs. 1a Satz 2 ist entspre-
chend anzuwenden.

(6) Als Anteile im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
gelten auch Anteile an Kapitalgesellschaften, an
denen der Veräußerer innerhalb der letzten fünf
Jahre am Kapital der Gesellschaft nicht unmittel-
bar oder mittelbar zu mindestens 1 Prozent betei-
ligt war, wenn

1. die Anteile auf Grund eines Einbringungsvor-
gangs im Sinne des Umwandlungssteuergeset-
zes, bei dem nicht der gemeine Wert zum An-
satz kam, erworben wurden und

2. zum Einbringungszeitpunkt für die einge-
brachten Anteile die Voraussetzungen von Ab-
satz 1 Satz 1 erfüllt waren oder die Anteile auf
einer Sacheinlage im Sinne von § 20 Abs. 1 des
Umwandlungssteuergesetzes vom … (BGBl. I
S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei-
tenzahl der Verkündung sowie Seitenzahl zum
Textbeginn von Artikel 6 des vorliegenden
Gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung
beruhen.

(7) Als Anteile im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
gelten auch Anteile an einer Genossenschaft ein-
schließlich der Europäischen Genossenschaft.“

5a. In § 18 Abs. 4 wird Satz 2 wie folgt gefasst:

„§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 1a, Abs. 2 Satz 2
und 3, §§ 15a und 15b sind entsprechend anzu-
wenden.“

6. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 Satz 1 werden die Wörter „unbe-
schränkt steuerpflichtigen“ gestrichen.

und die Ausschüttung oder Zurückzahlung von Be-
trägen aus dem steuerlichen Einlagenkonto im Sinne
des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes.“

c) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 bis 7 an-
gefügt:

„(5) Die Beschränkung oder der Ausschluss des
Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung
der Anteile an einer Kapitalgesellschaft im Fall der
Verlegung des Sitzes oder des Orts der Geschäftslei-
tung der Kapitalgesellschaft in einen anderen Staat
stehen der Veräußerung zum gemeinen Wert der An-
teile gleich. In den Fällen der Sitzverlegung einer
Europäischen Gesellschaft nach Artikel 8 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2157/2001 und einer Sitzver-
legung in einen anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union ist der Gewinn aus einer späteren
Veräußerung der Anteile abweichend von Satz 1 un-
geachtet der Bestimmungen eines Abkommens zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung in der gleichen
Art und Weise zu besteuern, wie die Veräußerung
dieser Anteile zu besteuern gewesen wäre, wenn kei-
ne Sitzverlegung stattgefunden hätte.

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind entsprechend anzu-
wenden, wenn

1. abweichend von Absatz 1 Satz 1 der Veräußerer
innerhalb der letzten fünf Jahre am Kapital der
Gesellschaft nicht unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 1 vom Hundert beteiligt war,

2. die Anteile auf Grund eines Einbringungsvor-
gangs im Sinne des Umwandlungssteuergesetzes,
bei dem nicht der gemeine Wert zum Ansatz kam,
erworben wurden und

3. zum Einbringungszeitpunkt für die eingebrachten
Anteile die Voraussetzungen von Absatz 1 Satz 1
erfüllt waren oder die Anteile auf einer Sachein-
lage im Sinne von § 20 Abs. 1 des Umwandlungs-
steuergesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkün-
dung sowie Seitenzahl zum Textbeginn von Arti-
kel 6 des vorliegenden Gesetzes]) in der jeweils
geltenden Fassung beruhen.

(7) Als Anteile im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
gelten auch Anteile an einer Genossenschaft ein-
schließlich der Europäischen Genossenschaft.“

6. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 Satz 1 werden die Wörter „unbe-
schränkt steuerpflichtigen“ gestrichen.
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b) In Nummer 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 28 Abs. 2
Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes“ durch die
Angabe „§ 28 Abs. 2 Satz 2 und 4 des Körper-
schaftsteuergesetzes“ ersetzt.

c) Nummer 10 Buchstabe b wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 21 Abs. 3 des Um-
wandlungssteuergesetzes“ durch die Angabe
„§ 22 Abs. 4 des Umwandlungssteuergesetzes“
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird der zweite Halbsatz wie folgt
gefasst:

„in Fällen der Einbringung nach dem Sechs-
ten und des Formwechsels nach dem Achten
Teil des Umwandlungssteuergesetzes gelten
die Rücklagen als aufgelöst.“

6a. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „sowie der
Antrag nach § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Um-
wandlungssteuergesetzes“ gestrichen.

b) In Absatz 1 Satz 3 werden hinter dem Wort „Pri-
vatvermögen“ das Komma sowie die Angabe
„der Antrag nach § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des
Umwandlungssteuergesetzes“ gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „oder nach
den §§ 20, 21 des Umwandlungssteuergesetzes“
gestrichen.

6b. Dem § 43b Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Kapitalerträge im
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, die anlässlich der Liqui-
dation oder Umwandlung einer Tochtergesellschaft
zufließen.“

7. u n v e r ä n d e r t

8. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 Buchstabe e wird wie folgt gefasst:

„e) die unter den Voraussetzungen des § 17 er-
zielt werden, wenn es sich um Anteile an
einer Kapitalgesellschaft handelt,

aa) die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung
im Inland hat oder

bb) bei deren Erwerb auf Grund eines An-
trags nach § 13 Abs. 2 oder § 21 Abs. 2
Satz 3 Nr. 2 des Umwandlungssteuer-
gesetzes nicht der gemeine Wert der ein-
gebrachten Anteile angesetzt worden ist
oder auf die § 17 Abs. 5 Satz 2 anzuwen-
den war, oder“.

b) Nummer 2 Buchstabe f Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Als Einkünfte aus Gewerbebetrieb gelten auch die
Einkünfte aus Tätigkeiten im Sinne dieses Buchsta-

b) In Nummer 10 Buchstabe b Satz 1 wird die An-
gabe „§ 21 Abs. 3 des Umwandlungssteuergesetzes“
durch die Angabe „§ 22 Abs. 4 des Umwandlungs-
steuergesetzes“ ersetzt.

7. In § 44 Abs. 6 Satz 2 und 5 wird jeweils die Angabe
„§ 21 Abs. 3 des Umwandlungssteuergesetzes“ durch
die Angabe „§ 22 Abs. 4 des Umwandlungssteuergeset-
zes“ ersetzt.

8. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Als Einkünfte aus Gewerbetrieb gelten auch die
Einkünfte aus Tätigkeiten im Sinne dieses Buchsta-
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bens, die von einer Körperschaft im Sinne des § 2
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes erzielt werden,
die mit einer Kapitalgesellschaft oder sonstigen ju-
ristischen Person im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
des Körperschaftsteuergesetzes vergleichbar ist;“.

c) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 2,
soweit es sich um private Veräußerungs-
geschäfte handelt, mit

a) inländischen Grundstücken,

b) inländischen Rechten, die den Vorschrif-
ten des bürgerlichen Rechts über Grund-
stücke unterliegen, oder

c) Anteilen an Kapitalgesellschaften

aa) mit Geschäftsleitung oder Sitz im In-
land oder

bb) bei deren Erwerb auf Grund eines
Antrages nach § 13 Abs. 2 oder § 21
Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 des Umwandlungs-
steuergesetzes nicht der gemeine
Wert der eingebrachten Anteile ange-
setzt worden ist oder auf die § 17
Abs. 5 Satz 2 anzuwenden war

bei Beteiligung im Sinne des § 17 Abs. 1
oder Abs. 6;“.

9. § 52 wird wie folgt geändert:

a ) u n v e r ä n d e r t

bens, die von einer Körperschaft im Sinne des § 2
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes erzielt werden,
die mit einer Kapitalgesellschaft oder sonstigen ju-
ristischen Person im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
des Körperschaftsteuergesetzes vergleichbar ist;“.

9. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 5 werden die Jahreszahl „2008“
durch die Jahreszahl „2005“ ersetzt und nach Satz 5
folgender Satz angefügt:

„§ 2a Abs. 4 ist für die Veranlagungszeiträume 2006
bis 2008 in der folgenden Fassung anzuwenden:

„(4) Wird eine in einem ausländischen Staat bele-
gene Betriebsstätte

1. in eine Kapitalgesellschaft umgewandelt oder

2. entgeltlich oder unentgeltlich übertragen oder

3. aufgegeben, jedoch die ursprünglich von der Be-
triebsstätte ausgeübte Geschäftstätigkeit ganz
oder teilweise von einer Gesellschaft, an der der
inländische Steuerpflichtige zu mindestens 10
vom Hundert unmittelbar oder mittelbar beteiligt
ist, oder von einer ihm nahe stehenden Person im
Sinne des § 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes
fortgeführt,

so ist ein nach Absatz 3 Satz 1 und 2 abgezogener
Verlust, soweit er nach Absatz 3 Satz 3 nicht wieder
hinzugerechnet worden ist oder nicht noch hinzu-
zurechnen ist, im Veranlagungszeitraum der Um-
wandlung, Übertragung oder Aufgabe in entspre-
chender Anwendung des Absatzes 3 Satz 3 dem
Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen. Satz 1
gilt entsprechend bei Beendigung der unbeschränk-
ten Einkommensteuerpflicht (§ 1 Abs. 1) durch Auf-
gabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufent-
halts oder bei Beendigung der unbeschränkten
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b) u n v e r ä n d e r t

b1) Dem Absatz 8a wird folgender Satz angefügt:

„§ 3c Abs. 2 Satz 3 und 4 in der am … [einsetzen:
Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden
Fassung ist für Anteile, die einbringungsgeboren
im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuergeset-
zes in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung
dieses Gesetzes] geltenden Fassung sind, weiter
anzuwenden.“

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t

e) Dem Absatz 18b wird folgender Satz angefügt:

u n v e r ä n d e r t

f) Dem Absatz 30a wird folgender Satz angefügt:

„§ 13 Abs. 7, § 15 Abs. 1a sowie § 18 Abs. 4 Satz 2
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Seitenzahl der Verkündung dieses Gesetzes])
sind erstmals für nach dem 31. Dezember 2005
endende Wirtschaftsjahre anzuwenden.“

g) Dem Absatz 34 wird folgender Satz 7 angefügt:

„§ 16 Abs. 5 in der Fassung des Gesetzes vom …
[einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes]
ist erstmals anzuwenden, wenn die ursprüngliche

Körperschaftsteuerpflicht (§ 1 Abs. 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes) durch Verlegung des Sitzes
oder des Orts der Geschäftsleitung sowie bei unbe-
schränkter Einkommensteuerpflicht (§ 1 Abs. 1)
oder unbeschränkter Körperschaftsteuerpflicht (§ 1
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) bei Been-
digung der Ansässigkeit im Inland auf Grund der
Bestimmungen eines Abkommens zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung.“

b) Dem Absatz 4b wird folgender Satz angefügt:

„§ 3 Nr. 40 Satz 3 und 4 in der am … [einsetzen: Tag
der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung
ist für Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne
des § 21 des Umwandlungssteuergesetzes in der am
… [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes]
geltenden Fassung sind, weiter anzuwenden.“

c) Nach Absatz 8a wird folgender Absatz 8b eingefügt:

„(8b) § 4 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung dieses
Gesetzes]) ist erstmals für nach dem 31. Dezember
2005 endende Wirtschaftsjahre anzuwenden.“

d) Absatz 16 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 1 des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung dieses
Gesetzes]) ist erstmals für nach dem 31. Dezember
2005 endende Wirtschaftsjahre anzuwenden.“

e) Nach Absatz 18a wird folgender Absatz 18b ein-
gefügt:

„(18b) § 6b Abs. 10 Satz 11 in der am … [einset-
zen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden
Fassung ist für Anteile, die einbringungsgeboren im
Sinne des § 21 des Umwandlungssteuergesetzes in
der am … [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Ge-
setzes] geltenden Fassung sind, weiter anzuwenden.“
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Übertragung der veräußerten Anteile nach dem
… [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Geset-
zes] erfolgt ist.“

h) Dem Absatz 37a werden folgende Sätze angefügt:

,§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b Satz 1 in der am
… [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Geset-
zes] geltenden Fassung ist für Anteile, die einbrin-
gungsgeboren im Sinne des § 21 des Umwand-
lungssteuergesetzes in der am … [einsetzen: Tag
der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung sind, weiter anzuwenden. § 20 Abs. 1 Nr. 10
Buchstabe b Satz 2 zweiter Halbsatz in der Fas-
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten-
zahl der Verkündung dieses Gesetzes]) ist erst-
mals auf Einbringungen oder Formwechsel anzu-
wenden, für die das Umwandlungssteuergesetz in
der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Seitenzahl der Verkündung dieses Gesetzes])
anzuwenden ist. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b
Satz 2 zweiter Halbsatz ist auf Einbringungen
oder Formwechsel, für die das Umwandlungs-
steuergesetz in der Fassung des Artikels 6 des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung
dieses Gesetzes]) noch nicht anzuwenden ist, in
der folgenden Fassung anzuwenden:

„in Fällen der Einbringung nach dem Achten und
des Formwechsels nach dem Zehnten Teil des
Umwandlungssteuergesetzes gelten die Rück-
lagen als aufgelöst.“ ‘

i) Dem Absatz 39 wird folgender Satz angefügt:

„§ 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie § 23 Abs. 3 Satz 3
in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung die-
ses Gesetzes] geltenden Fassung sind für Anteile,
die einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des
Umwandlungssteuergesetzes in der am … [einset-
zen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] gelten-
den Fassung sind, weiter anzuwenden.“

j) Dem Absatz 55e wird folgender Satz angefügt:

„§ 44 Abs. 6 Satz 2 und 5 in der am … [einsetzen:
Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden
Fassung sind für Anteile, die einbringungsgebo-
ren im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuerge-
setzes in der am … [einsetzen: Tag der Verkün-
dung diese Gesetzes] geltenden Fassung sind,
weiter anzuwenden.“

k) Absatz 57 wird wie folgt gefasst:

„(57) § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e und f sowie
Nummer 8 EStG in der Fassung des Gesetzes vom
…. (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Seitenzahl der Verkündung dieses
Gesetzes]) ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 2006 anzuwenden.“
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Artikel 2

Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung vom
10. Mai 2000 (BGBl. I S. 718), zuletzt geändert durch Ar-
tikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … ) wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 54 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Im Fall der Verfügung über Anteile an Kapi-
talgesellschaften durch einen Anteilseigner, der nicht
nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes unbeschränkt steuer-
pflichtig ist, ist zusätzlich bei dem Finanzamt Anzeige
zu erstatten, das bei Beendigung einer zuvor be-
stehenden unbeschränkten Steuerpflicht des Anteils-
eigners oder bei unentgeltlichem Erwerb dessen
Rechtsvorgängers nach § 19 der Abgabenordnung
für die Besteuerung des Anteilseigners zuständig
war.“

2. § 84 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3b wird wie folgt gefasst:

„(3b) § 54 Abs. 4 in der Fassung des Artikels 2 des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausferti-

Artikel 2

Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung vom
10. Mai 2000 (BGBl. I S. 718), zuletzt geändert durch Ar-
tikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … ) wird wie folgt
geändert:

1. § 54 wird wie folgt gefasst:

„§ 54
Übersendung von Urkunden durch die Notare

(1) Notare müssen bei dem für die Besteuerung der
Kapitalgesellschaft (§ 20 der Abgabenordnung) und dem
für die Besteuerung des Anteilseigners (§ 19 der Abga-
benordnung) zuständigen Finanzamt Anzeige erstatten
über alle auf Grund gesetzlicher Vorschrift aufgenomme-
nen oder beglaubigten Urkunden, die die Gründung,
Kapitalerhöhung oder -herabsetzung, Umwandlung oder
Auflösung von Kapitalgesellschaften oder Verfügung
über Anteile an Kapitalgesellschaften zum Gegenstand
haben. Ist der Anteilseigner nicht unbeschränkt steuer-
pflichtig nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes, ist die Anzeige bei
dem Finanzamt zu erstatten, das bei Beendigung der un-
beschränkten Steuerpflicht nach § 19 der Abgabenord-
nung für die Besteuerung des Anteilseigners zuständig
war. Den Anzeigen ist eine beglaubigte Abschrift der in
Satz 1 bezeichneten Urkunden beizufügen; sind die in
Satz 1 bezeichneten Urkunden nicht in deutscher Sprache
abgefasst, ist zusätzlich eine beglaubigte Übersetzung
erforderlich.

(2) Die Anzeigen müssen enthalten:

1. Vorname, Zuname, Anschrift, Steuernummer und zu-
ständiges Finanzamt des Veräußerers und des Erwer-
bers;

2. Bezeichnung, Anschrift, Ort der Geschäftsleitung,
Steuernummer und zuständiges Finanzamt der Kapi-
talgesellschaft;

3. Bezeichnung des Anteils oder der Anteile an der Ge-
sellschaft;

4. Bezeichnung des anzeigepflichtigen Vorgangs und
den Tag der Beurkundung;

5. Kaufpreis oder die sonstige Gegenleistung;

6. Vorname, Zuname und Anschrift der Urkundsperson.

(3) Die Anzeige ist binnen zwei Wochen, von der Auf-
nahme oder Beglaubigung der Urkunde abgerechnet,
einzureichen.

(4) Den Beteiligten dürfen die Urschrift, eine Ausfer-
tigung oder beglaubigte Abschrift der Urkunde erst aus-
gehändigt werden, wenn die Anzeige an das Finanzamt
abgesandt ist.“

2. § 84 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3b wird wie folgt gefasst:

„(3b) § 54 in der Fassung des Artikels 2 des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungs-
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gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf Ver-
fügungen über Anteile an Kapitalgesellschaften
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 be-
urkundet werden.“

b) u n v e r ä n d e r t

Artikel 3

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144),
zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

datum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegen-
den Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 2007 anzuwenden.“

b) Die bisherigen Absätze 3b bis 3h werden die Absätze
3c bis 3i.

Artikel 3

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), zu-
letzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl.
I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:

„Verlust oder Beschränkung des Besteuerungsrechts
der Bundesrepublik Deutschland § 12“.

b) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst:

„Umwandlung, Liquidation und Verlegung des Sitzes
§ 40“.

2. § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1. Kapitalgesellschaften (insbesondere Europäische
Gesellschaften, Aktiengesellschaften, Kommandit-
gesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung);

2. Genossenschaften einschließlich der Europäischen
Genossenschaften;“.

3. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 sind alle Einkünfte als Einkünfte
aus Gewerbebetrieb zu behandeln.“

4. § 8b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird die Angabe „sowie Gewinne im
Sinne des § 21 Abs. 2 des Umwandlungssteuer-
gesetzes“ gestrichen.

bb) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:

„Satz 4 gilt außer für Gewinne aus dem Ansatz
mit dem Wert, der sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 2
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes ergibt,
auch für steuerwirksam vorgenommene Abzüge
nach § 6b des Einkommensteuergesetzes und
ähnliche Abzüge.“

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

5. In § 9 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Wörtern „Komman-
ditgesellschaft auf Aktien“ die Wörter „und bei ver-
gleichbaren Kapitalgesellschaften“ eingefügt.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „eine unbeschränkt
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft, eine unbe-
schränkt steuerpflichtige Erwerbs- oder Wirtschafts-
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7. § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12
Verlust oder Beschränkung des Besteuerungsrechts

der Bundesrepublik Deutschland

(1) Wird bei der Körperschaft, Personenvereinigung
oder Vermögensmasse das Besteuerungsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus
der Veräußerung oder der Nutzung eines Wirtschaftsguts
ausgeschlossen oder beschränkt, gilt dies als Veräuße-
rung oder Überlassung des Wirtschaftsguts zum gemei-
nen Wert; § 4 Abs. 1 Satz 4, § 15 Abs. 1a des Einkom-
mensteuergesetzes gelten entsprechend.

(2) Wird das Vermögen einer beschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse als Ganzes auf eine andere Körperschaft des-
selben ausländischen Staates durch einen Vorgang
übertragen, der einer Verschmelzung im Sinne des § 2
des Umwandlungsgesetzes vom 28. Oktober 1994
(BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), das zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I
S. 3214) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung vergleichbar ist, sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter abweichend von Absatz 1 mit dem Buchwert
anzusetzen, soweit

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

Wird das Vermögen einer Körperschaft durch einen
Vorgang im Sinne des Satzes 1 auf eine andere Kör-
perschaft übertragen, gilt § 13 des Umwandlungs-
steuergesetzes für die Besteuerung der Anteilseigner
der übertragenden Körperschaft entsprechend.

genossenschaft oder ein unbeschränkt steuerpflichti-
ger Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit“ durch
die Angabe „ein unbeschränkt Steuerpflichtiger im
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ ersetzt.

b) In Absatz 7 werden die Wörter „der Kapitalgesell-
schaft, der Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft
oder des Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit“
durch die Angabe „des unbeschränkt Steuerpflichti-
gen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ ersetzt.

7. § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12
Verlust oder Beschränkung des Besteuerungsrechts

der Bundesrepublik Deutschland

(1) Wird bei der Körperschaft, Personenvereinigung
oder Vermögensmasse das Besteuerungsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus
der Veräußerung oder der Nutzung eines Wirtschaftsguts
ausgeschlossen oder beschränkt, gilt dies als Ver-
äußerung oder Überlassung des Wirtschaftsguts zum
gemeinen Wert; § 17 Abs. 5 Satz 2 des Einkommensteu-
ergesetzes gilt entsprechend. Für die Bewertung von
Pensionsrückstellungen gilt § 6a des Einkommensteuer-
gesetzes.

(2) Wird das Vermögen einer beschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse als Ganzes auf eine andere Körperschaft des-
selben ausländischen Staates durch einen Vorgang
übertragen, der einer Verschmelzung im Sinne des § 2
des Umwandlungsgesetzes vom 28. Oktober 1994
(BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), das zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I
S. 3214) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung vergleichbar ist, sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter abweichend von Absatz 1 mit dem Buchwert
anzusetzen, soweit

1. sichergestellt ist, dass sie später bei der übernehmen-
den Körperschaft der Besteuerung mit Körperschaft-
steuer unterliegen,

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsicht-
lich der Besteuerung der übertragenen Wirtschafts-
güter bei der übernehmenden Körperschaft nicht be-
schränkt wird,

3. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in Gesell-
schaftsrechten besteht und

4. wenn der übernehmende und der übertragende
Rechtsträger nicht die Voraussetzungen des § 1
Abs. 2 Satz 1 und 2 des Umwandlungssteuergesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Seitenzahl der Verkündung sowie Seitenzahl
zum Textbeginn von Artikel 6 des vorliegenden Ge-
setzes]) in der jeweils geltenden Fassung erfüllen.
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(3) Verlegt eine Körperschaft, Vermögensmasse oder
Personenvereinigung ihre Geschäftsleitung oder ihren
Sitz und scheidet sie dadurch aus der unbeschränkten
Steuerpflicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem Staat aus, auf den das Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung
findet, gilt sie als aufgelöst, und § 11 ist entsprechend
anzuwenden. Gleiches gilt, wenn die Körperschaft,
Vermögensmasse oder Personenvereinigung auf Grund
eines Abkommens zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung infolge der Verlegung ihres Sitzes oder
ihrer Geschäftleitung als außerhalb des Hoheitsgebietes
der in Satz 1 genannten Staaten ansässig anzusehen ist.
An die Stelle des zur Verteilung kommenden Ver-
mögens tritt der gemeine Wert des vorhandenen Ver-
mögens.“

8. u n v e r ä n d e r t

8a. § 15 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. § 8b Abs. 1 bis 6 dieses Gesetzes sowie § 4 Abs. 6
des Umwandlungssteuergesetzes sind bei der
Organgesellschaft nicht anzuwenden. Sind in
dem dem Organträger zugerechneten Einkom-
men Bezüge, Gewinne oder Gewinnminderun-
gen im Sinne des § 8b Abs. 1 bis 3 dieses Gesetzes
oder mit solchen Beträgen zusammenhängende
Ausgaben im Sinne des § 3c Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes oder ein Übernahmeverlust
im Sinne des § 4 Abs. 6 des Umwandlungssteuer-
gesetzes enthalten, sind § 8b dieses Gesetzes, § 4
Abs. 6 des Umwandlungssteuergesetzes sowie
§ 3 Nr. 40 und § 3c Abs. 2 des Einkommensteu-
ergesetzes bei der Ermittlung des Einkommens
des Organträgers anzuwenden.“

9. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird Satz 6 aufgehoben und Satz 3
durch folgende Sätze ersetzt:

„Leistungen der Kapitalgesellschaft mit Ausnahme
der Rückzahlung von Nennkapital im Sinne des § 28
Abs. 2 Satz 2 mindern das steuerliche Einlagekonto
unabhängig von ihrer handelsrechtlichen Einord-
nung nur, soweit sie den auf den Schluss des voran-
gegangenen Wirtschaftsjahrs ermittelten ausschütt-
baren Gewinn übersteigen (Einlagenrückgewähr).
Der Bestand des steuerlichen Einlagekontos kann
durch Leistungen nicht negativ werden; Absatz 6
bleibt unberührt.“

b) u n v e r ä n d e r t

(3) Verlegt eine Körperschaft, Vermögensmasse oder
Personenvereinigung ihre Geschäftsleitung oder ihren
Sitz und scheidet sie dadurch aus der unbeschränkten
Steuerpflicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem Staat aus, auf den das Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung
findet, gilt sie als aufgelöst, und § 11 ist entsprechend
anzuwenden. Gleiches gilt, wenn die Körperschaft,
Vermögensmasse oder Personenvereinigung auf Grund
eines Abkommens zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung infolge der Verlegung ihres Sitzes oder
ihrer Geschäftleitung als außerhalb des Hoheitsgebietes
der in Satz 1 genannten Staaten ansässig anzusehen ist.
An die Stelle des zur Verteilung kommenden Ver-
mögens tritt der gemeine Wert des vorhandenen Ver-
mögens.“

8. In § 14 Abs. 1 werden nach den Wörtern „Verpflichtet
sich eine“ die Wörter „Europäische Gesellschaft“ und
ein Komma eingefügt.

9. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Leistungen der Kapitalgesellschaft mit Ausnahme
der Rückzahlung von Nennkapital im Sinne des § 28
Abs. 2 Satz 2 mindern das steuerliche Einlagekonto
unabhängig von ihrer handelsrechtlichen Einord-
nung nur, soweit sie den auf den Schluss des voran-
gegangenen Wirtschaftsjahrs ermittelten ausschütt-
baren Gewinn übersteigen (Einlagenrückgewähr).
Der Bestand des steuerlichen Einlagekontos kann
durch Leistungen nicht negativ werden; Satz 6 und
Absatz 6 bleiben unberührt.“

b) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Bei Eintritt in die unbeschränkte Steuerpflicht ist
der zum Zeitpunkt des Eintritts in die Steuerpflicht
vorhandene Bestand der nicht in das Nennkapital
geleisteten Einlagen gesondert festzustellen; der
gesondert festgestellte Bestand gilt als Bestand des
steuerlichen Einlagekontos am Ende des voran-
gegangenen Wirtschaftsjahrs.“
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b1) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Ist für eine Leistung der Kapitalgesell-
schaft die Minderung des Einlagekontos zu
niedrig bescheinigt worden, bleibt die der Be-
scheinigung zugrunde gelegte Verwendung un-
verändert. Ist für eine Leistung bis zum Tag der
Bekanntgabe der erstmaligen Feststellung im
Sinne des Absatzes 2 zum Schluss des Wirt-
schaftsjahrs der Leistung eine Steuerbeschei-
nigung im Sinne des Absatzes 3 nicht erteilt
worden, gilt der Betrag der Einlagenrückge-
währ als mit 0 Euro bescheinigt. In den Fällen
der Sätze 1 und 2 ist eine Berichtigung oder
erstmalige Erteilung von Steuerbescheinigun-
gen im Sinne des Absatzes 3 nicht zulässig. In
anderen Fällen ist die auf den überhöht ausge-
wiesenen Betrag der Einlagenrückgewähr ent-
fallende Kapitalertragsteuer durch Haftungs-
bescheid geltend zu machen; § 44 Abs. 5 Satz 1
zweiter Halbsatz des Einkommensteuergesetzes
gilt insoweit nicht. Die Steuerbescheinigungen
können berichtigt werden. Die Feststellung im
Sinne des Absatzes 2 für das Wirtschaftsjahr, in
dem die entsprechende Leistung erfolgt ist, ist
an die der Kapitalertragsteuerhaftung nach
Satz 4 zugrunde gelegte Einlagenrückgewähr
anzupassen.“

c) u n v e r ä n d e r t

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) Eine Einlagenrückgewähr können auch Kör-
perschaften oder Personenvereinigungen erbringen,
die in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union der unbeschränkten Steuerpflicht
unterliegen, wenn sie Leistungen im Sinne des
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 9 des Einkommensteuer-
gesetzes gewähren können. Die Einlagenrück-
gewähr ist in entsprechender Anwendung der Ab-
sätze 1 bis 6 und der §§ 28 und 29 zu ermitteln. Der
als Leistung im Sinne des Satzes 1 zu berücksich-
tigende Betrag wird auf Antrag der Körperschaft
oder Personenvereinigung für den jeweiligen Ver-
anlagungszeitraum gesondert festgestellt. Der An-
trag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck
bis zum Ende des Kalenderjahrs zu stellen, das auf
das Kalenderjahr folgt, in dem die Leistung erfolgt
ist. Zuständig für die gesonderte Feststellung ist die
Finanzbehörde, die im Zeitpunkt der Abgabe des
Antrags nach § 20 der Abgabenordnung für die Be-
steuerung nach dem Einkommen örtlich zuständig
ist. Bei Körperschaften oder Personenvereinigun-
gen, für die im Zeitpunkt der Antragstellung nach
§ 20 der Abgabenordnung keine Finanzbehörde zu-

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß
für andere unbeschränkt steuerpflichtige Körper-
schaften und Personenvereinigungen, die Leistun-
gen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 9 oder Nr. 10
des Einkommensteuergesetzes gewähren können.“

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) Eine Einlagenrückgewähr können auch
Körperschaften oder Personenvereinigungen er-
bringen, die in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union der unbeschränkten Steuer-
pflicht unterliegen. Die Einlagenrückgewähr ist in
entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 6 und
der §§ 28 und 29 zu ermitteln. Der als Leistung im
Sinne des Satzes 1 zu berücksichtigende Betrag
wird auf Antrag der Körperschaft oder Personen-
vereinigung für den jeweiligen Veranlagungszeit-
raum gesondert festgestellt. Der Antrag ist nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis zum Ende
des Kalenderjahrs zu stellen, das auf das Kalender-
jahr folgt, in dem die Leistung erfolgt ist. Zuständig
für die gesonderte Feststellung ist die Finanzbehör-
de, die im Zeitpunkt der Abgabe des Antrags nach
§ 20 der Abgabenordnung für die Besteuerung nach
dem Einkommen örtlich zuständig ist. Bei Körper-
schaften oder Personenvereinigungen, für die im
Zeitpunkt der Antragstellung nach § 20 der Abga-
benordnung keine Finanzbehörde zuständig ist, ist
abweichend von Satz 5 das Bundeszentralamt für
Steuern zuständig. Im Antrag sind die für die Be-
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ständig ist, ist abweichend von Satz 5 das Bundes-
zentralamt für Steuern zuständig. Im Antrag sind
die für die Berechnung der Einlagenrückgewähr er-
forderlichen Umstände darzulegen. In die Beschei-
nigung nach Absatz 3 ist das Aktenzeichen der nach
Satz 5 oder Satz 6 zuständigen Behörde aufzuneh-
men. Soweit Leistungen nach Satz 1 nicht ge-
sondert festgestellt worden sind, gelten sie als
Gewinnausschüttung, die beim Anteilseigner zu
Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder
Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes führen.“

9a. In § 28 wird Absatz 2 wie folgt gefasst:

„(2) Im Fall der Herabsetzung des Nennkapitals
oder der Auflösung der Körperschaft wird zunächst
der Sonderausweis zum Schluss des vorangegan-
genen Wirtschaftsjahrs gemindert; ein übersteigen-
der Betrag ist dem steuerlichen Einlagekonto gut-
zuschreiben, soweit die Einlage in das Nennkapital
geleistet ist. Die Rückzahlung des Nennkapitals gilt,
soweit der Sonderausweis zu mindern ist, als Ge-
winnausschüttung, die beim Anteilseigner zu Be-
zügen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes führt. Ein den Sonderausweis
übersteigender Betrag ist vom positiven Bestand des
steuerlichen Einlagekontos abzuziehen. Soweit der
positive Bestand des steuerlichen Einlagekontos für
den Abzug nach Satz 3 nicht ausreicht, gilt die Rück-
zahlung des Nennkapitals ebenfalls als Gewinnaus-
schüttung, die beim Anteilseigner zu Bezügen im
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes führt.“

10. u n v e r ä n d e r t

11. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in
den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt
ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2006
anzuwenden.“

b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt:

„(7a) § 8b Abs. 4 in der am … [einsetzen: Tag der
Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist
für Anteile weiter anzuwenden, die einbringungs-

rechnung der Einlagenrückgewähr erforderlichen
Umstände darzulegen. In die Bescheinigung nach
Absatz 3 ist das Aktenzeichen dere nach Satz 5 oder
Satz 6 zuständigen Behörde aufzunehmen. Soweit
Leistungen nach Satz 1 nicht gesondert festgestellt
worden sind, gelten sie als Gewinnausschüttung,
die beim Anteilseigner zu Einnahmen im Sinne des
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 9 des Einkommensteuer-
gesetzes führen.“

10. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß
für andere unbeschränkt steuerpflichtige Körper-
schaften und Personenvereinigungen, die Leistungen
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 9 und 10 des Ein-
kommensteuergesetzes gewähren können.“

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) War für die übertragende Körperschaft oder
Personenvereinigung ein Einlagekonto bisher nicht
festzustellen, tritt für die Anwendung der vorstehen-
den Absätze an die Stelle des Einlagekontos der Be-
stand der nicht in das Nennkapital geleisteten Einla-
gen zum Zeitpunkt des Vermögensübergangs. § 27
Abs. 8 gilt entsprechend.“

11. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Jahreszahl „2005“ durch die
Jahreszahl „2006“ und das Wort „nicht“ durch das
Wort „nichts“ ersetzt.

b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt:

„(7a) § 8b Abs. 4 in der am … [einsetzen: Tag der
Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist
für Anteile weiter anzuwenden, die einbringungs-
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geboren im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuer-
gesetzes in der am … [einsetzen: Tag der Verkün-
dung dieses Gesetzes] geltenden Fassung sind, und
für Anteile im Sinne des § 8b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, die
auf einer Übertragung bis zum … [einsetzen: Tag
der Verkündung dieses Gesetzes] beruhen.“

c) u n v e r ä n d e r t

d) Dem Absatz 10 werden folgende Sätze angefügt:

„§ 15 Nr. 2 in der am [einsetzen: Tag der Verkün-
dung dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist wei-
ter anzuwenden, soweit in dem dem Organträger
zuzurechnenden Einkommen der Organgesell-
schaft ein Übernahmegewinn im Sinne des § 4
Abs. 7 des Umwandlungssteuergesetzes in der am
21. Mai 2003 geltenden Fassung enthalten ist.“

e) Dem Absatz 14 wird folgender Satz angefügt:

„§ 40 Abs. 3 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4144) ist letztmals für Liquidationen anzu-
wenden, die vor dem … [einsetzen: Tag nach der
Verkündung dieses Gesetzes]) abgeschlossen
worden sind.“

f) Nach Absatz 14 wird folgender Absatz 15 angefügt:

„(15) § 40 in der Fassung des Artikels 3 des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf
Umwandlungen anzuwenden, bei denen die Anmel-
dung zur Eintragung in ein öffentliches Register
nach dem… [einsetzen: Tag der Verkündung] erfolgt
ist.“

12. Dem § 37 werden folgende Absätze 4 bis 7 angefügt:

„(4) Das Körperschaftsteuerguthaben wird letztmalig
auf den 31. Dezember 2006 ermittelt. Geht das Vermö-
gen einer unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaft
durch einen der in § 1 Abs. 1 des Umwandlungssteuer-
gesetzes vom … (BGBI. I S. … [einsetzen: Ausfer-

geboren im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuer-
gesetzes in der am … [einsetzen: Tag der Verkün-
dung dieses Gesetzes] geltenden Fassung sind und
für Anteile im Sinne des § 8b Abs. 4 Satz 1, wenn für
die Einbringung durch den nicht von § 8b Abs. 2
begünstigten Steuerpflichtigen, § 21 des Umwand-
lungssteuergesetzes in der am … [einsetzen: Tag der
Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung an-
zuwenden war.

c) Dem Absatz 8 werden folgende Sätze angefügt:

„§ 12 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Artikels 2 des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung dieses
Gesetzes]) sind erstmals für nach dem 31. Dezember
2005 endende Wirtschaftsjahre anzuwenden. § 12
Abs. 2 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Seitenzahl der Verkündung dieses Geset-
zes]) ist erstmals auf Vorgänge anzuwenden, die
nach dem … [einsetzen: Tag der Verkündung dieses
Gesetzes] zur Eintragung in ein öffentliches Register
angemeldet werden. § 12 Abs. 2 Satz 2 in der in
Satz 1 genannten Fassung ist letztmals auf Vorgänge
anzuwenden, die bis zum … [einsetzen: Tag nach der
Verkündung dieses Gesetzes] zur Eintragung in ein
öffentliches Register angemeldet werden.“

d) Nach Absatz 14 wird folgender Absatz 15 angefügt:

„(15) § 40 in der Fassung des Artikels 3 des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf
Umwandlungen anzuwenden, bei denen die Anmel-
dung zur Eintragung in ein öffentliches Register
nach dem … [einsetzen: Tag der Verkündung] erfolgt
ist.“

12. Dem § 37 werden folgende Absätze 4 bis 6 angefügt:

„(4) Das Körperschaftsteuerguthaben wird letztmalig
auf den 31. Dezember 2006 ermittelt und festgestellt.
Geht das Vermögen einer unbeschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaft durch einen der in § 1 Abs. 1 des
Umwandlungssteuergesetzes vom … (BGBl. I S. …
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tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung sowie
Seitenzahl zum Textbeginn von Artikel 6 des vorliegen-
den Gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung ge-
nannten Vorgänge, bei denen die Anmeldung zur Eintra-
gung in ein öffentliches Register nach dem …
[einsetzen: Tag der Verkündung] erfolgt, ganz oder teil-
weise auf einen anderen Rechtsträger über, wird das
Körperschaftsteuerguthaben bei der übertragenden Kör-
perschaft letztmalig auf den vor dem 31. Dezember
2006 liegenden steuerlichen Übertragungsstichtag er-
mittelt. Wird das Vermögen einer Körperschaft oder
Personenvereinigung im Rahmen einer Liquidation
im Sinne des § 11 nach dem … [einsetzen: Tag der
Verkündung] und vor dem 31. Dezember 2006 ver-
teilt, wird das Körperschaftsteuerguthaben letztma-
lig auf den Stichtag ermittelt, auf den die Liquida-
tionsschlussbilanz erstellt wird. Die Absätze 1 bis 3
sind letztmals auf Gewinnausschüttungen und in den
Fällen der Liquidation auf Liquidationsraten, ande-
re Ausschüttungen und sonstige Leistungen anzu-
wenden, die vor dem 31. Dezember 2006 oder dem
nach Satz 2 maßgebenden Zeitpunkt erfolgt sind.

(5) Die Körperschaft hat innerhalb eines Aus-
zahlungszeitraums von 2008 bis 2017 einen Anspruch
auf Auszahlung des Körperschaftsteuerguthabens in
10 gleichen Jahresbeträgen. Der Anspruch entsteht mit
Ablauf des 31. Dezember 2006 oder des nach Ab-
satz 4 Satz 2 maßgebenden Tages. Der Anspruch
wird für den gesamten Auszahlungszeitraum festge-
setzt. Für das Jahr der Bekanntgabe des Bescheids
und die vorangegangenen Jahre ist der Anspruch in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Be-
scheids, für jedes weitere Jahr des Auszahlungszeit-
raums jeweils am 30. September auszuzahlen. Der
Anspruch ist nicht verzinslich. Die Festsetzungsfrist
für die Festsetzung des Anspruchs läuft nicht vor
Ablauf des Jahres ab, in dem der letzte Jahresbetrag
fällig geworden ist.

(6) Wird der Bescheid über die Festsetzung des
Anspruchs nach Absatz 5 aufgehoben oder geändert,
wird der Betrag, um den der Anspruch, der sich aus
dem geänderten Bescheid ergibt, die Summe der
Auszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des neuen
Bescheides geleistet worden sind, übersteigt, auf die
verbleibenden Fälligkeitstermine des Auszahlungs-
zeitraums verteilt. Ist die Summe der Auszahlungen,
die bis zur Bekanntgabe des neuen Bescheides geleis-
tet worden sind, größer als der Auszahlungsan-
spruch, der sich aus dem geänderten Bescheid er-
gibt, ist der Unterschiedsbetrag innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides zu ent-
richten.

(7) Erträge und Gewinnminderungen der Körper-
schaft, die sich aus der Anwendung des Absatzes 5
ergeben, gehören nicht zu den Einkünften im Sinne
des Einkommensteuergesetzes. Die Auszahlung ist
aus den Einnahmen an Körperschaftsteuer zu
leisten.“

[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver-
kündung sowie Seitenzahl zum Textbeginn von Artikel
6 des vorliegenden Gesetzes]) in der jeweils geltenden
Fassung genannten Vorgänge, bei denen die Anmeldung
zur Eintragung in ein öffentliches Register nach dem …
[einsetzen: Tag der Verkündung] erfolgt, ganz oder
teilweise auf eine andere Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Vermögensmasse über, wird das
Körperschaftsteuerguthaben bei der übertragenden Kör-
perschaft letztmalig auf den vor dem 31. Dezember
2006 liegenden steuerlichen Übertragungsstichtag er-
mittelt und festgestellt. Die Absätze 1 bis 3 sind letzt-
mals auf Gewinnausschüttungen anzuwenden, die vor
der letztmaligen Feststellung des Körperschaftsteuer-
guthabens erfolgen.

(5) Die Körperschaft oder ihr Rechtsnachfolger hat
innerhalb eines Auszahlungszeitraums von 2008 bis
2017 einen Anspruch auf Auszahlung in zehn gleichen
Jahresbeträgen. Der Anspruch auf Auszahlung des ein-
zelnen Jahresbetrags entsteht jeweils mit Beginn jeden
Kalenderjahres des Auszahlungszeitraums. Er entsteht
erstmals am 1. Januar 2008. Der Auszahlungsanspruch
wird für den jeweiligen Jahresbetrag auf bis zum
31. Mai des Folgejahres zu stellenden Antrag fest-
gesetzt. Er wird innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe der Festsetzung fällig. Der Anspruch ist nicht
verzinslich. Die Festsetzungsverjährung für die Festset-
zung des Körperschaftsteuerguthabens tritt nicht ein,
bevor der letzte Jahresbetrag fällig geworden ist.

(6) Die Auszahlungsbeträge nach Absatz 5 bleiben
bei der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz. Die
für Steuervergütungen geltenden Vorschriften der Abga-
benordnung sind anzuwenden.“
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13. § 40 wird wie folgt gefasst:

„§ 40
Umwandlung, Liquidation
und Verlegung des Sitzes

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

13. § 40 wird wie folgt gefasst:

„§ 40
Umwandlung, Liquidation
und Verlegung des Sitzes

(1) Geht das Vermögen einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Körperschaft durch Verschmelzung nach § 2
des Umwandlungsgesetzes auf eine unbeschränkt steu-
erpflichtige Körperschaft über, ist der unbelastete Teil-
betrag gemäß § 38 dem entsprechenden Betrag der über-
nehmenden Körperschaft hinzuzurechnen.

(2) Geht Vermögen einer unbeschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaft durch Aufspaltung oder Abspaltung
im Sinne des § 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungs-
gesetzes auf eine unbeschränkt steuerpflichtige Körper-
schaft über, ist der in Absatz 1 genannte Betrag der
übertragenden Körperschaft einer übernehmenden Kör-
perschaft im Verhältnis der übergehenden Vermögens-
teile zu dem bei der übertragenden Körperschaft vor
dem Übergang bestehenden Vermögen zuzuordnen, wie
es in der Regel in den Angaben zum Umtauschverhält-
nis der Anteile im Spaltungs- und Übernahmevertrag
oder im Spaltungsplan (§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 des
Umwandlungsgesetzes) zum Ausdruck kommt. Ent-
spricht das Umtauschverhältnis der Anteile nicht dem
Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu dem bei
der übertragenden Körperschaft vor der Spaltung beste-
henden Vermögen, ist das Verhältnis der gemeinen Wer-
te der übergehenden Vermögensteile zu dem vor der
Spaltung vorhandenen Vermögen maßgebend. Soweit
das Vermögen auf eine Personengesellschaft übergeht,
mindert sich der Betrag der übertragenden Körperschaft
in dem Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu
dem vor der Spaltung bestehenden Vermögen.

(3) Geht das Vermögen einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Körperschaft durch einen der in § 1 Abs. 1
Nr. 1 des Umwandlungssteuergesetzes vom … (BGBl. I
S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkündung sowie Seitenzahl zum Textbeginn von
Artikel 6 des vorliegenden Gesetzes]) in der jeweils
geltenden Fassung genannten Vorgänge ganz oder teil-
weise auf eine von der Körperschaftsteuer befreite Kör-
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse
oder auf eine juristische Person des öffentlichen Rechts
über oder wird die Körperschaft steuerbefreit, erhöht
sich die Körperschaftsteuer um den Betrag, der sich
nach § 38 ergeben würde, wenn das in der Steuerbilanz
ausgewiesene Eigenkapital abzüglich des Betrags, der
nach § 28 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 29 Abs. 1
dem steuerlichen Einlagekonto gutzuschreiben ist, als
im Zeitpunkt des Vermögensübergangs für eine Aus-
schüttung verwendet gelten würde. Die Körperschaft-
steuer erhöht sich nicht in den Fällen des § 38 Abs. 3.

(4) Wird das Vermögen einer Körperschaft oder
Personenvereinigung im Rahmen einer Liquidation im
Sinne des § 11 verteilt, erhöht sich die Körperschaft-
steuer um den Betrag, der sich nach § 38 ergeben würde,
wenn das verteilte Vermögen als im Zeitpunkt der Ver-
teilung für eine Ausschüttung verwendet gelten würde.
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(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Ist in den Fällen des Absatzes 5 die übernehmende
Körperschaft oder Personenvereinigung in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union unbeschränkt
steuerpflichtig und nicht von der Körperschaftsteuer
befreit, ist der auf Grund der Anwendung des § 38 nach
Absatz 5 festgesetzte Betrag bis zum Ablauf des nächs-
ten auf die Bekanntgabe der Körperschaftsteuerfest-
setzung folgenden Kalenderjahres zinslos zu stunden,
soweit die übernehmende Körperschaft oder Personen-
vereinigung bis zum 31. Mai des nachfolgenden Jahres
nachweist, dass sie bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit kei-
ne Ausschüttung der übernommenen unbelasteten Teil-
beträge vorgenommen hat. Die Stundung verlängert sich
jeweils um ein Jahr, soweit der in Satz 1 genannte Nach-
weis erbracht wird, letztmals bis zum Schluss des Wirt-
schaftsjahrs, das nach dem 31. Dezember 2018 endet.
Auf diesen Zeitpunkt gestundete Beträge werden nicht
erhoben, soweit der in Satz 1 genannte Nachweis
erbracht wird. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei der
Sitzverlegung, wenn die Körperschaft oder Personen-
vereinigung in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union unbeschränkt steuerpflichtig wird. Die
Stundung ist zu widerrufen, wenn die aufnehmende
Körperschaft oder Personenvereinigung oder deren
Rechtsnachfolger

Das gilt auch insoweit, als das Vermögen bereits vor
Schluss der Liquidation verteilt wird. Die Erhöhung der
Körperschaftsteuer ist für den Veranlagungszeitraum
vorzunehmen, in dem die Liquidation bzw. der jeweilige
Besteuerungszeitraum endet. Eine Erhöhung ist letzt-
mals für den Veranlagungszeitraum 2020 vorzunehmen.
Bei Liquidationen, die über den 31. Dezember 2020
hinaus fortdauern, endet der Besteuerungszeitraum nach
§ 11 mit Ablauf des 31. Dezember 2020. Auf diesen
Zeitpunkt ist ein steuerlicher Zwischenabschluss zu fer-
tigen. Die Körperschaftsteuer erhöht sich nicht in den
Fällen des § 38 Abs. 3.

(5) Geht das Vermögen einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Körperschaft oder Personenvereinigung
durch einen der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Umwandlungs-
steuergesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung sowie
Seitenzahl zum Textbeginn von Artikel 6 des vorliegen-
den Gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung
genannten Vorgänge ganz oder teilweise auf eine nicht
unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft oder Perso-
nenvereinigung über oder verlegt eine unbeschränkt
steuerpflichtige Körperschaft oder Personenvereinigung
ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung und endet da-
durch ihre unbeschränkte Steuerpflicht, erhöht sich die
Körperschaftsteuer um den Betrag, der sich nach § 38
ergeben würde, wenn das zum Übertragungsstichtag
oder im Zeitpunkt des Wegfalls der unbeschränkten
Steuerpflicht vorhandene Vermögen abzüglich des Be-
trags, der nach § 28 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit
§ 29 Abs. 1 dem steuerlichen Einlagekonto gutzuschrei-
ben ist, als am Übertragungsstichtag oder im Zeitpunkt
des Wegfalls der unbeschränkten Steuerpflicht für eine
Ausschüttung verwendet gelten würde.

(6) Ist in den Fällen des Absatzes 5 die übernehmende
Körperschaft oder Personenvereinigung in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union unbeschränkt
steuerpflichtig und nicht von der Körperschaftsteuer
befreit, ist der auf Grund der Anwendung des § 38 nach
Absatz 5 festgesetzte Betrag bis zum Ablauf des nächs-
ten auf die Bekanntgabe der Körperschaftsteuerfest-
setzung folgenden Kalenderjahres zinslos zu stunden,
soweit die übernehmende Körperschaft oder Personen-
vereinigung bis zum 31. Mai des nachfolgenden Jahres
nachweist, dass sie bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit kei-
ne Ausschüttung der übernommenen unbelasteten Teil-
beträge vorgenommen hat. Die Stundung verlängert sich
jeweils um ein Jahr, soweit der in Satz 1 genannte Nach-
weis erbracht wird, letztmals bis zum Schluss des Wirt-
schaftsjahrs, das nach dem 31. Dezember 2018 endet.
Auf diesen Zeitpunkt gestundete Beträge werden nicht
erhoben, soweit der in Satz 1 genannte Nachweis
erbracht wird. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei der
Sitzverlegung, wenn die Körperschaft oder Personen-
vereinigung in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union unbeschränkt steuerpflichtig wird. Die
Stundung ist zu widerrufen, wenn die aufnehmende
Körperschaft oder Personenvereinigung oder deren
Rechtsnachfolger von der Körperschaftsteuer befreit
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a) von der Körperschaftsteuer befreit wird,

b) aufgelöst und abgewickelt wird,

c) ihr Vermögen ganz oder teilweise auf eine Kör-
perschaft oder Personenvereinigung überträgt,
die in einem Staat außerhalb der Europäischen
Union unbeschränkt steuerpflichtig ist,

d) ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung in einen
Staat außerhalb der Europäischen Union verlegt
und dadurch ihre unbeschränkte Steuerpflicht
innerhalb der Europäischen Union endet oder

e) ihr Vermögen auf eine Personengesellschaft oder
natürliche Person überträgt.“

Artikel 4

Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Als Gewerbebetrieb gilt stets und in vollem Umfang die
Tätigkeit der Kapitalgesellschaften (insbesondere Euro-
päische Gesellschaften, Aktiengesellschaften, Komman-
ditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung), Genossenschaften einschließlich
Europäischer Genossenschaften sowie der Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit.“

2. u n v e r ä n d e r t

Artikel 5

u n v e r ä n d e r t

Artikel 6

Umwandlungssteuergesetz

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen § 1

Steuerliche Rückwirkung § 2

wird, ihr Vermögen auf eine Körperschaft oder Per-
sonenvereinigung überträgt, die in einem Staat außer-
halb der Europäischen Union unbeschränkt steuer-
pflichtig ist oder wenn die aufnehmende Körperschaft
oder Personenvereinigung ihren Sitz in einen Staat
außerhalb der Europäischen Union verlegt und dadurch
ihre unbeschränkte Steuerpflicht innerhalb der Euro-
päischen Union endet.“

Artikel 4

Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Als Gewerbebetrieb gilt stets und in vollem Umfang die
Tätigkeit der Kapitalgesellschaften (insbesondere Euro-
päische Gesellschaften, Aktiengesellschaften, Komman-
ditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung), Genossenschaften einschließlich
Europäischer Genossenschaften.“

2. In § 36 Abs. 1 wird die Jahreszahl „2004“ durch die Jah-
reszahl „2006“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4180), zuletzt geändert durch Artikel … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 25 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 werden die Wörter „Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften“ durch die Wörter
„Genossenschaften einschließlich Europäischer Genos-
senschaften“ ersetzt.

2. In § 36 wird die Jahreszahl „2003“ durch die Jahreszahl
„2006“ ersetzt.

Artikel 6

Umwandlungssteuergesetz

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen § 1

Steuerliche Rückwirkung § 2
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Zweiter Teil

Vermögensübergang bei Verschmelzung
auf eine Personengesellschaft

oder auf eine natürliche Person und Formwechsel
einer Kapitalgesellschaft

in eine Personengesellschaft

Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz
der übertragenden Körperschaft § 3

Auswirkungen auf den Gewinn
des übernehmenden Rechtsträgers § 4

Besteuerung der Anteilseigner
der übertragenden Körperschaft § 5

Gewinnerhöhung durch Vereinigung
von Forderungen und Verbindlichkeiten § 6

Besteuerung offener Rücklagen § 7

Vermögensübergang auf einen Rechtsträger
ohne Betriebsvermögen § 8

Formwechsel in eine Personengesellschaft § 9

Körperschaftsteuererhöhung § 10

Dritter Teil

u n v e r ä n d e r t

Vierter Teil

u n v e r ä n d e r t

Fünfter Teil

u n v e r ä n d e r t

Zweiter Teil

Vermögensübergang bei Verschmelzung
auf eine Personengesellschaft

oder auf eine natürliche Person und Formwechsel
einer Kapitalgesellschaft

in eine Personengesellschaft

Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz
der übertragenden Körperschaft § 3

Auswirkungen auf den Gewinn
des übernehmenden Rechtsträgers § 4

Auswirkungen auf die Anteilseigner
der übertragenden Körperschaft
bei Vermögensübergang in ein Betriebsvermögen § 5

Gewinnerhöhung durch Vereinigung
von Forderungen und Verbindlichkeiten § 6

Besteuerung offener Rücklagen § 7

Vermögensübergang auf einen Rechtsträger
ohne Betriebsvermögen § 8

Formwechsel in eine Personengesellschaft § 9

Körperschaftsteuererhöhung § 10

Dritter Teil

Verschmelzung oder Vermögensübertragung
(Vollübertragung)

auf eine andere Körperschaft

Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz
der übertragenden Körperschaft § 11

Auswirkungen auf den Gewinn
der übernehmenden Körperschaft § 12

Besteuerung der Anteilseigner
der übertragenden Körperschaft § 13

(weggefallen) § 14

Vierter Teil

Aufspaltung, Abspaltung
und Vermögensübertragung

(Teilübertragung)

Aufspaltung, Abspaltung und Teilübertragung
auf andere Körperschaften § 15

Aufspaltung oder Abspaltung
auf eine Personengesellschaft § 16

Fünfter Teil

Gewerbesteuer

(weggefallen) § 17

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang
auf eine Personengesellschaft
oder auf eine natürliche Person
sowie bei Formwechsel in eine Personengesellschaft § 18

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang
auf eine andere Körperschaft § 19
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Sechster Teil

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft

oder Genossenschaft und Anteilstausch

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft § 20

Bewertung der Anteile beim Anteilstausch § 21

Besteuerung des Anteilseigners § 22

Auswirkungen bei der übernehmenden
Gesellschaft § 23

Siebter Teil

u n v e r ä n d e r t

Achter Teil

Formwechsel einer Personengesellschaft
in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft

Entsprechende Anwendung des Sechsten Teils § 25

Neunter Teil

Verhinderung von Missbräuchen

(weggefallen) § 26

Zehnter Teil

u n v e r ä n d e r t

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Der Zweite bis Fünfte Teil gilt nur für

1. die Verschmelzung, Aufspaltung und Abspaltung im
Sinne der §§ 2, 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungsge-
setzes von Körperschaften oder vergleichbare auslän-
dische Vorgänge sowie des Artikels 17 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2157/2001 und des Artikels 19 der
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003;

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

Sechster Teil

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft

oder Europäische Genossenschaft und Anteilstausch

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft
oder Europäische Genossenschaft § 20

Bewertung der Anteile beim Anteilstausch § 21

Besteuerung des Anteilseigners § 22

Auswirkungen bei der übernehmenden
und der erwerbenden Gesellschaft § 23

Siebter Teil

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs
oder Mitunternehmeranteils
in eine Personengesellschaft

Einbringung von Betriebsvermögen
in eine Personengesellschaft § 24

Achter Teil

Formwechsel einer Personengesellschaft
in eine Kapitalgesellschaft

Entsprechende Anwendung des Sechsten Teils § 25

Neunter Teil

Verhinderung von Missbräuchen

Wegfall von Steuervergünstigungen § 26

Zehnter Teil

Anwendungs-, Übergangsvorschrift und Ermächtigung

Anwendungs- und Übergangsvorschriften § 27

Bekanntmachungserlaubnis § 28

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Der Zweite bis Fünfte Teil gilt nur für

1. die Verschmelzung, Aufspaltung und Abspaltung im
Sinne der §§ 2 und 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungs-
gesetzes von Körperschaften oder auf Grund ver-
gleichbarer ausländischer Vorschriften oder auf Grund
vergleichbarer Vorschriften in Verordnungen der Euro-
päischen Union;

2. den Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine Perso-
nengesellschaft im Sinne des § 190 Abs. 1 des Umwand-
lungsgesetzes oder vergleichbare ausländische Vorgänge;

3. die Umwandlung im Sinne des § 1 Abs. 2 des Umwand-
lungsgesetzes, soweit sie einer Umwandlung im Sinne
des § 1 Abs. 1 des Umwandlungsgesetzes entspricht
sowie

4. die Vermögensübertragung im Sinne des § 174 des Um-
wandlungsgesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 3210, 1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 10 des
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Diese Teile gelten nicht für die Ausgliederung im Sinne des
§ 123 Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes.

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Eine Europäische Gesellschaft im Sinne der Verordnung
(EG) Nr. 2157/2001 und eine Europäische Genossenschaft
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 gelten für die
Anwendung des Satzes 1 als eine nach den Rechtsvorschrif-
ten des Staates gegründete Gesellschaft, in dessen Hoheits-
gebiet sich der Sitz der Gesellschaft befindet.

(3) Der Sechste bis Achte Teil gilt nur für

1. die Verschmelzung, Aufspaltung und Abspaltung im Sin-
ne der §§ 2 und 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungsge-
setzes von Personenhandelsgesellschaften und Partner-
schaftsgesellschaften oder vergleichbare ausländische
Vorgänge;

2. die Ausgliederung von Vermögensteilen im Sinne des
§ 123 Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes oder vergleich-
bare ausländische Vorgänge;

3. den Formwechsel einer Personengesellschaft in eine
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft im Sinne des
§ 190 Abs. 1 des Umwandlungsgesetzes oder vergleich-
bare ausländische Vorgänge;

4. die Einbringung von Betriebsvermögen durch Einzel-
rechtsnachfolge in eine Kapitalgesellschaft, eine Genos-
senschaft oder Personengesellschaft sowie

5. u n v e r ä n d e r t

(4) Absatz 3 gilt nur, wenn

1. der übernehmende Rechtsträger eine Gesellschaft im
Sinne von Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ist und

Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

Diese Teile gelten nicht für die Ausgliederung im Sinne des
§ 123 Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes.

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn

1. beim Formwechsel der umwandelnde Rechtsträger oder
bei den anderen Umwandlungen die übertragenden und
die übernehmenden Rechtsträger nach den Rechtsvor-
schriften eines Mitgliedstaats der Europäischen Union
oder eines Staates, auf den das Abkommen über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, gegrün-
dete Gesellschaften im Sinne des Artikels 48 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft oder des
Artikels 34 des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum sind, deren Sitz und Ort der Geschäfts-
leitung sich innerhalb des Hoheitsgebiets eines dieser
Staaten befinden oder

2. übertragender Rechtsträger eine Gesellschaft im Sinne
der Nummer 1 und übernehmender Rechtsträger eine na-
türliche Person ist, deren Wohnsitz oder gewöhnlicher
Aufenthalt sich innerhalb des Hoheitsgebiets eines der
Staaten im Sinne der Nummer 1 befindet und die nicht
auf Grund eines Abkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung mit einem dritten Staat als außerhalb des
Hoheitsgebiets dieser Staaten ansässig angesehen wird.

Eine Europäische Gesellschaft im Sinne der Verordnung
(EG) Nr. 2157/2001 und eine Europäische Genossenschaft
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 gelten für die
Anwendung des Satzes 1 als eine nach den Rechtsvorschrif-
ten des Staates gegründete Gesellschaft, in dessen Hoheits-
gebiet sich der Sitz der Gesellschaft befindet. § 13 findet in
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ungeachtet des Satzes 1 An-
wendung.

(3) Der Sechste bis Achte Teil gilt nur für

1. die Verschmelzung, Aufspaltung und Abspaltung im Sin-
ne der §§ 2 und 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungsge-
setzes von Personenhandelsgesellschaften und Partner-
schaftsgesellschaften oder auf Grund vergleichbarer
ausländischer Vorschriften;

2. die Ausgliederung von Vermögensteilen im Sinne des
§ 123 Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes oder auf Grund
vergleichbarer ausländischer Vorschriften;

3. den Formwechsel einer Personengesellschaft in eine
Kapitalgesellschaft im Sinne des § 190 Abs. 1 des Um-
wandlungsgesetzes oder vergleichbare ausländischer
Vorgänge;

4. die Einbringung von Betriebsvermögen durch Einzel-
rechtsnachfolge in eine Kapitalgesellschaft, eine Europä-
ische Genossenschaft oder Personengesellschaft sowie

5. den Austausch von Anteilen.

(4) Absatz 3 gilt nur, wenn

1. in den Fällen der Nummern 1, 2 und 3 beim Formwechsel
der umwandelnde Rechtsträger oder bei den anderen
Umwandlungen die übertragenden und die übernehmen-
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2. in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 bis 4

a) beim Formwechsel der umwandelnde Rechts-
träger, bei der Einbringung durch Einzelrechts-
nachfolge der einbringende Rechtsträger oder bei
den anderen Umwandlungen der übertragende
Rechtsträger

aa) eine Gesellschaft im Sinne von Absatz 2 Satz 1
Nr. 1 ist und, wenn es sich um eine Personen-
gesellschaft handelt, soweit an dieser Körper-
schaften, Personenvereinigungen, Vermögens-
massen oder natürliche Personen unmittelbar
oder mittelbar über eine oder mehrere Perso-
nengesellschaften beteiligt sind, die die Vor-
aussetzungen im Sinne von Absatz 2 Satz 1
Nr. 1 und 2 erfüllen oder

bb) eine natürliche Person im Sinne von Absatz 2
Satz 1 Nr. 2 ist

oder

b) das Recht der Bundesrepublik Deutschland hin-
sichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der
Veräußerung der erhaltenen Anteile nicht ausge-
schlossen oder beschränkt ist.

Satz 1 ist in den Fällen der Einbringung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils in eine Per-
sonengesellschaft nach § 24 nicht anzuwenden.

(5) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, ist

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

den Rechtsträger Gesellschaften im Sinne des Absatzes 2
Satz 1 Nr. 1 sind;

2. in den Fällen der Nummer 4 der einbringende und der
übernehmende Rechtsträger Gesellschaften im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 oder natürliche Personen im
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 sind sowie

3. in den Fällen der Nummer 5 der erworbene und der er-
werbende Rechtsträger Gesellschaften im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 Nr. 1 sind.

Ist der umwandelnde, übertragende oder einbringende
Rechtsträger eine Personengesellschaft, gilt abweichend
von Satz 1 Nr. 1 und 2 Absatz 3 nicht, soweit an dieser Kör-
perschaften, Personenvereinigungen, Vermögensmassen
oder natürliche Personen unmittelbar oder mittelbar über
eine oder mehrere Personengesellschaften beteiligt sind, die
die Voraussetzungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1
und 2 nicht erfüllen.

(5) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, ist

1. Richtlinie 90/434/EWG

die Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990
über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spal-
tungen, die Einbringung von Unternehmensanteilen und
den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften ver-
schiedener Mitgliedstaaten betreffen (ABl. EG Nr. L 225
S. 1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2005/19/EG
des Rates vom 17. Februar 2005 (ABl. EU Nr. L 58 S. 19)
in der zum Zeitpunkt des steuerlichen Übertragungsstich-
tags jeweils geltenden Fassung;

2. Verordnung (EG) Nr. 2157/2001

die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom
8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesell-
schaft (SE) (ABl. EG Nr. L 294 S. 1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 885/2004 des Rates vom
26. April 2004 (ABl. EU Nr. L 168 S. 1) in der zum Zeit-
punkt des steuerlichen Übertragungsstichtags jeweils
geltenden Fassung;

3. Verordnung (EG) Nr. 1435/2003

die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom
22. Juli 2003 über das Statut der Europäischen Genossen-
schaften (SCE) (ABl. EU Nr. L 207 S. 1) in der zum Zeit-
punkt des steuerlichen Übertragungsstichtags jeweils
geltenden Fassung;
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4. u n v e r ä n d e r t

§ 2
u n v e r ä n d e r t

Zweiter Teil

Vermögensübergang bei Verschmelzung
auf eine Personengesellschaft

oder auf eine natürliche Person
und Formwechsel einer Kapitalgesellschaft

in eine Personengesellschaft

§ 3
Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz

der übertragenden Körperschaft

(1) Bei einer Verschmelzung auf eine Personengesell-
schaft oder natürliche Person sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter, einschließlich nicht entgeltlich erworbener
und selbst geschaffener immaterieller Wirtschaftsgüter,
in der steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körper-
schaft mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Für die Bewer-
tung von Pensionsrückstellungen gilt § 6a des Einkommen-
steuergesetzes.

(2) Auf Antrag können die übergehenden Wirtschafts-
güter abweichend von Absatz 1 einheitlich mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem
Wert nach Absatz 1, angesetzt werden, soweit

1. u n v e r ä n d e r t

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
übertragenen Wirtschaftsgüter bei den Gesellschaftern
der übernehmenden Personengesellschaft oder bei der
natürlichen Person nicht ausgeschlossen oder be-
schränkt wird und

4. Buchwert

der Wert, der sich nach den steuerrechtlichen Vorschrif-
ten über die Gewinnermittlung in einer für den steuer-
lichen Übertragungsstichtag aufzustellenden Steuer-
bilanz ergibt oder ergäbe.

§ 2
Steuerliche Rückwirkung

(1) Das Einkommen und das Vermögen der übertragenden
Körperschaft sowie des übernehmenden Rechtsträgers sind
so zu ermitteln, als ob das Vermögen der Körperschaft mit
Ablauf des Stichtags der Bilanz, die dem Vermögensüber-
gang zu Grunde liegt (steuerlicher Übertragungsstichtag),
ganz oder teilweise auf den übernehmenden Rechtsträger
übergegangen wäre. Das Gleiche gilt für die Ermittlung der
Bemessungsgrundlagen bei der Gewerbesteuer.

(2) Ist die Übernehmerin eine Personengesellschaft, gilt
Absatz 1 Satz 1 für das Einkommen und das Vermögen der
Gesellschafter.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, soweit
Einkünfte auf Grund abweichender Regelungen zur Rück-
beziehung eines in § 1 Abs. 1 bezeichneten Vorgangs in
einem anderen Staat der Besteuerung entzogen werden.

Zweiter Teil

Vermögensübergang bei Verschmelzung
auf eine Personengesellschaft

oder auf eine natürliche Person
und Formwechsel einer Kapitalgesellschaft

in eine Personengesellschaft

§ 3
Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz

der übertragenden Körperschaft

(1) Bei einer Verschmelzung auf eine Personengesell-
schaft oder natürliche Person sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter in der steuerlichen Schlussbilanz der übertra-
genden Körperschaft mit dem gemeinen Wert anzusetzen.
Für die Bewertung von Pensionsrückstellungen gilt § 6a des
Einkommensteuergesetzes.

(2) Auf Antrag können die übergehenden Wirtschafts-
güter abweichend von Absatz 1 einheitlich mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem
gemeinen Wert, angesetzt werden, soweit

1. sie Betriebsvermögen der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder natürlichen Person werden und sicher-
gestellt ist, dass sie später der Besteuerung mit Einkom-
mensteuer oder Körperschaftsteuer unterliegen und

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung der übertragenen Wirtschaftsgüter bei
den Gesellschaftern der übernehmenden Personengesell-
schaft oder bei der natürlichen Person nicht beschränkt
wird und
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3. u n v e r ä n d e r t

Der Antrag ist spätestens bis zur erstmaligen Abgabe der
steuerlichen Schlussbilanz bei dem für die Besteuerung der
übertragenden Körperschaft zuständigen Finanzamt zu
stellen.

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 4
Auswirkungen auf den Gewinn

des übernehmenden Rechtsträgers

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Der übernehmende Rechtsträger tritt in die steuerliche
Rechtsstellung der übertragenden Körperschaft ein, ins-
besondere bezüglich der Bewertung der übernommenen
Wirtschaftsgüter, der Absetzungen für Abnutzung und der
den steuerlichen Gewinn mindernden Rücklagen. Verre-
chenbare Verluste, verbleibende Verlustvorträge oder vom
übertragenden Rechtsträger nicht ausgeglichene negative
Einkünfte gehen nicht über. Ist die Dauer der Zugehörigkeit
eines Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen für die Besteu-
erung bedeutsam, so ist der Zeitraum seiner Zugehörigkeit
zum Betriebsvermögen der übertragenden Körperschaft dem
übernehmenden Rechtsträger anzurechnen. Ist die über-
tragende Körperschaft eine Unterstützungskasse, erhöht sich
der laufende Gewinn des übernehmenden Rechtsträgers in
dem Wirtschaftsjahr, in das der Umwandlungsstichtag fällt,
um die von ihm, seinen Gesellschaftern oder seinen Rechts-
vorgängern an die Unterstützungskasse geleisteten Zuwen-
dungen nach § 4d des Einkommensteuergesetzes; § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes gilt
sinngemäß. In Höhe der nach Satz 4 hinzugerechneten

3. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in Gesell-
schaftsrechten besteht.

Der Antrag ist spätestens bis zur erstmaligen Einreichung
der steuerlichen Schlussbilanz bei dem für die Besteuerung
der übertragenden Körperschaft zuständigen Finanzamt zu
stellen.

(3) Haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
bei Verschmelzung einer unbeschränkt steuerpflichtigen
Körperschaft Artikel 10 der Richtlinie 90/434/EWG anzu-
wenden, ist die Körperschaftsteuer auf den Übertragungsge-
winn gemäß § 26 des Körperschaftsteuergesetzes um den
Betrag ausländischer Steuer zu ermäßigen, der nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats der Europä-
ischen Union erhoben worden wäre, wenn die übertragenen
Wirtschaftsgüter zum gemeinen Wert veräußert worden wä-
ren. Satz 1 gilt nur, soweit die übertragenen Wirtschaftsgüter
einer Betriebsstätte der übertragenden Körperschaft in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zuzurechnen
sind und die Bundesrepublik Deutschland die Doppelbesteu-
erung bei der übertragenden Körperschaft nicht durch Frei-
stellung vermeidet.

§ 4
Auswirkungen auf den Gewinn

des übernehmenden Rechtsträgers

(1) Der übernehmende Rechtsträger hat die auf ihn über-
gegangenen Wirtschaftsgüter mit dem in der steuerlichen
Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft enthaltenen
Wert im Sinne des § 3 zu übernehmen. Die Anteile an der
übertragenden Körperschaft sind bei dem übernehmenden
Rechtsträger zum steuerlichen Übertragungsstichtag mit
dem Buchwert, erhöht um Abschreibungen, die in früheren
Jahren steuerwirksam vorgenommen worden sind, sowie um
Abzüge nach § 6b des Einkommensteuergesetzes und ähnli-
che Abzüge, höchstens mit dem gemeinen Wert, anzusetzen.
Auf einen sich daraus ergebenden Gewinn finden § 8b
Abs. 2 Satz 4 und 5 des Körperschaftsteuergesetzes sowie
§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe a Satz 2 und 3 des Einkommen-
steuergesetzes Anwendung.

(2) Der übernehmende Rechtsträger tritt in die steuerliche
Rechtsstellung der übertragenden Körperschaft ein, ins-
besondere bezüglich der Bewertung der übernommenen
Wirtschaftsgüter, der Absetzungen für Abnutzung und der
den steuerlichen Gewinn mindernden Rücklagen. Verre-
chenbare Verluste, verbleibende Verlustvorträge oder vom
übertragenden Rechtsträger nicht ausgeglichene negative
Einkünfte gehen nicht über. Ist die Dauer der Zugehörigkeit
eines Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen für die Besteu-
erung bedeutsam, so ist der Zeitraum seiner Zugehörigkeit
zum Betriebsvermögen der übertragenden Körperschaft dem
übernehmenden Rechtsträger anzurechnen. Ist die über-
tragende Körperschaft eine Unterstützungskasse, erhöht sich
der laufende Gewinn des übernehmenden Rechtsträgers in
dem Wirtschaftsjahr, in das der Umwandlungsstichtag fällt,
um die von ihm oder seinen Gesellschaftern an die Unterstüt-
zungskasse geleisteten Zuwendungen nach § 4d des Ein-
kommensteuergesetzes; § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes gilt sinngemäß.
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Zuwendungen erhöht sich der Buchwert der Anteile an
der Unterstützungskasse.

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Infolge des Vermögensübergangs ergibt sich ein Über-
nahmegewinn oder Übernahmeverlust in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Wert, mit dem die übergegan-
genen Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der
Kosten für den Vermögensübergang und dem Wert der An-
teile an der übertragenden Körperschaft (Absatz 1 und 2, § 5
Abs. 2 und 3). Für die Ermittlung des Übernahmegewinns
oder Übernahmeverlusts sind abweichend von Satz 1 die
übergegangenen Wirtschaftsgüter der übertragenden Kör-
perschaft mit dem Wert nach § 3 Abs. 1 anzusetzen, soweit
an ihnen kein Recht der Bundesrepublik Deutschland zur
Besteuerung des Gewinns aus einer Veräußerung bestand.
Bei der Ermittlung des Übernahmegewinns oder des Über-
nahmeverlustes bleibt der Wert der übergegangenen Wirt-
schaftsgüter außer Ansatz, soweit er auf Anteile an der
übertragenden Körperschaft entfällt, die am steuerlichen
Übertragungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen des über-
nehmenden Rechtsträgers gehören.

(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Ein Übernahmeverlust bleibt außer Ansatz, soweit er
auf eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse als Mitunternehmerin der Personengesellschaft
entfällt. Satz 1 gilt nicht für Anteile an der übertragenden
Gesellschaft, die die Voraussetzungen des § 8b Abs. 7 oder
des Abs. 8 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes erfüllen.
In den Fällen des Satzes 2 ist der Übernahmeverlust bis zur
Höhe der Bezüge im Sinne des § 7 zu berücksichtigen. In
den übrigen Fällen ist er zur Hälfte, höchstens in Höhe der
Hälfte der Bezüge im Sinne des § 7 zu berücksichtigen; ein
danach verbleibender Übernahmeverlust bleibt außer An-
satz. Ein Übernahmeverlust bleibt abweichend von den Sät-
zen 2 bis 4 außer Ansatz, soweit bei Veräußerung der
Anteile an der übertragenden Körperschaft ein Veräuße-
rungsverlust nach § 17 Abs. 2 Satz 5 des Einkommensteuer-
gesetzes nicht zu berücksichtigen wäre oder soweit die An-
teile an der übertragenden Körperschaft innerhalb der letzten

(3) Sind die übergegangenen Wirtschaftsgüter in der steu-
erlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft mit
einem über dem Buchwert liegenden Wert angesetzt, sind die
Absetzungen für Abnutzung bei dem übernehmenden
Rechtsträger in den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5
des Einkommensteuergesetzes nach der bisherigen Bemes-
sungsgrundlage, in allen anderen Fällen nach dem Buchwert,
jeweils vermehrt um den Unterschiedsbetrag zwischen dem
Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgüter und dem Wert, mit
dem die Körperschaft die Wirtschaftsgüter in der steuer-
lichen Schlussbilanz angesetzt hat, zu bemessen.

(4) Infolge des Vermögensübergangs ergibt sich ein Über-
nahmegewinn oder Übernahmeverlust in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Wert, mit dem die übergegan-
genen Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der
Kosten für den Vermögensübergang und dem Wert der An-
teile an der übertragenden Körperschaft (Absatz 1, § 5
Abs. 2 und 3). Für die Ermittlung des Übernahmegewinns
oder Übernahmeverlusts sind abweichend von Satz 1 die
übergegangenen Wirtschaftsgüter der übertragenden Kör-
perschaft mit dem Wert nach § 3 Abs. 1 anzusetzen, soweit
an ihnen kein Recht der Bundesrepublik Deutschland zur
Besteuerung des Gewinns aus einer Veräußerung bestand.
Bei der Ermittlung des Übernahmegewinns oder des Über-
nahmeverlustes bleibt der Wert der übergegangenen Wirt-
schaftsgüter außer Ansatz, soweit er auf Anteile an der
übertragenden Körperschaft entfällt, die am steuerlichen
Übertragungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen des über-
nehmenden Rechtsträgers gehören.

(5) Ein Übernahmegewinn erhöht sich und ein Übernah-
meverlust verringert sich um einen Sperrbetrag im Sinne des
§ 50c des Einkommensteuergesetzes, soweit die Anteile an
der übertragenden Körperschaft am steuerlichen Übertra-
gungsstichtag zum Betriebsvermögen des übernehmenden
Rechtsträgers gehören. Ein Übernahmegewinn vermindert
sich oder ein Übernahmeverlust erhöht sich um die Bezüge,
die nach § 7 zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sin-
ne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes
gehören.

(6) Ein Übernahmeverlust bleibt außer Ansatz, soweit er
auf eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse als Mitunternehmerin der Personengesellschaft
entfällt. Satz 1 gilt nicht für Anteile an der übertragenden
Gesellschaft, die die Voraussetzungen des § 8b Abs. 7 oder
Abs. 8 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes erfüllen. In
den Fällen des Satzes 2 ist der Übernahmeverlust bis zur
Höhe der Bezüge nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommen-
steuergesetzes zu berücksichtigen. In den übrigen Fällen ist
er in Höhe der Bezüge nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes zur Hälfte zu berücksichtigen; ein danach
verbleibender Übernahmeverlust bleibt außer Ansatz. Ein
Übernahmeverlust bleibt abweichend von den Sätzen 2 bis 4
außer Ansatz, soweit bei Veräußerung der Anteile an der
übertragenden Körperschaft ein Veräußerungsverlust nach
§ 17 Abs. 2 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes nicht zu
berücksichtigen wäre oder soweit die Anteile an der übertra-
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fünf Jahre vor dem steuerlichen Übertragungsstichtag ent-
geltlich erworben wurden.

(7) Soweit der Übernahmegewinn auf eine Körperschaft,
Personenvereinigung oder Vermögensmasse als Mitunter-
nehmerin der Personengesellschaft entfällt, ist § 8b des Kör-
perschaftsteuergesetzes anzuwenden. In den übrigen Fällen
ist § 3 Nr. 40 Satz 1 und 2 sowie § 3c des Einkommensteu-
ergesetzes anzuwenden.

§ 5
Besteuerung der Anteilseigner

der übertragenden Körperschaft

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Gehören an dem steuerlichen Übertragungsstichtag
Anteile an der übertragenden Körperschaft zum Betriebs-
vermögen eines Anteilseigners, ist der Gewinn so zu ermit-
teln, als seien die Anteile an diesem Stichtag zum Buchwert,
erhöht um Abschreibungen sowie um Abzüge nach § 6b des
Einkommensteuergesetzes und ähnliche Abzüge, die in frü-
heren Jahren steuerwirksam vorgenommen worden sind,
höchstens mit dem gemeinen Wert, in das Betriebsvermögen
des übernehmenden Rechtsträgers überführt worden. § 4
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 6
u n v e r ä n d e r t

genden Körperschaft innerhalb der letzten fünf Jahre vor
dem steuerlichen Übertragungsstichtag entgeltlich erworben
wurden.

(7) Soweit der Übernahmegewinn auf eine Körperschaft,
Personenvereinigung oder Vermögensmasse als Mitunter-
nehmerin der Personengesellschaft entfällt, ist § 8b des Kör-
perschaftsteuergesetzes anzuwenden. In den übrigen Fällen
sind § 3 Nr. 40 Satz 1 und 2 sowie § 3c des Einkommensteu-
ergesetzes anzuwenden.

§ 5
Auswirkungen auf die Anteilseigner

der übertragenden Körperschaft
bei Vermögensübergang in ein Betriebsvermögen

(1) Hat der übernehmende Rechtsträger Anteile an der
übertragenden Körperschaft nach dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag angeschafft oder findet er einen Anteilseig-
ner ab, so ist sein Gewinn so zu ermitteln, als hätte er die An-
teile an diesem Stichtag angeschafft.

(2) Anteile an der übertragenden Körperschaft im Sinne
des § 17 des Einkommensteuergesetzes, die an dem steuer-
lichen Übertragungsstichtag nicht zu einem Betriebsver-
mögen eines Gesellschafters der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder einer natürlichen Person gehören, gelten
für die Ermittlung des Gewinns als an diesem Stichtag in das
Betriebsvermögen des übernehmenden Rechtsträgers mit
den Anschaffungskosten eingelegt.

(3) Gehören an dem steuerlichen Übertragungsstichtag
Anteile an der übertragenden Körperschaft zum Betriebs-
vermögen eines Anteilseigners, ist der Gewinn so zu ermit-
teln, als seien die Anteile an diesem Stichtag zum Buchwert,
erhöht um Abschreibungen sowie um Abzüge nach § 6b des
Einkommensteuergesetzes und ähnliche Abzüge, die in frü-
heren Jahren steuerwirksam vorgenommen worden sind,
höchstens mit dem gemeinen Wert, in das Betriebsvermögen
des übernehmenden Rechtsträgers überführt worden.

§ 6
Gewinnerhöhung durch Vereinigung

von Forderungen und Verbindlichkeiten

(1) Erhöht sich der Gewinn des übernehmenden Rechts-
trägers dadurch, dass der Vermögensübergang zum Er-
löschen von Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen
der übertragenden Körperschaft und dem übernehmenden
Rechtsträger oder zur Auflösung von Rückstellungen führt,
so darf der übernehmende Rechtsträger insoweit eine den
steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage bilden. Die Rück-
lage ist in den auf ihre Bildung folgenden drei Wirtschafts-
jahren mit mindestens je einem Drittel gewinnerhöhend auf-
zulösen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich der Gewinn
eines Gesellschafters des übernehmenden Rechtsträgers
dadurch erhöht, dass eine Forderung oder Verbindlichkeit
der übertragenden Körperschaft auf den übernehmenden
Rechtsträger übergeht oder dass infolge des Vermögensüber-
gangs eine Rückstellung aufzulösen ist. Satz 1 gilt nur für
Gesellschafter, die im Zeitpunkt der Eintragung des Um-
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§ 7
u n v e r ä n d e r t

§ 8
u n v e r ä n d e r t

§ 9
u n v e r ä n d e r t

§ 10
 Körperschaftsteuererhöhung

wandlungsbeschlusses in das öffentliche Register an dem
übernehmenden Rechtsträger beteiligt sind.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 entfällt rückwir-
kend, wenn der übernehmende Rechtsträger den auf ihn
übergegangenen Betrieb innerhalb von fünf Jahren nach dem
steuerlichen Übertragungsstichtag in eine Kapitalgesell-
schaft einbringt oder ohne triftigen Grund veräußert oder
aufgibt. Bereits erteilte Steuerbescheide, Steuermessbe-
scheide, Freistellungsbescheide oder Feststellungsbescheide
sind zu ändern, soweit sie auf der Anwendung der Absätze 1
und 2 beruhen.

§ 7
Besteuerung offener Rücklagen

Dem Anteilseigner ist der Teil des in der Steuerbilanz aus-
gewiesenen Eigenkapitals abzüglich des Bestands des steu-
erlichen Einlagekontos im Sinne des § 27 des Körperschaft-
steuergesetzes, der sich nach Anwendung des § 29 Abs. 1
des Körperschaftsteuergesetzes ergibt, in dem Verhältnis der
Anteile zum Nennkapital der übertragenden Körperschaft als
Einnahmen aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 Abs. 1
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes zuzurechnen. Dies gilt
unabhängig davon, ob für den Anteilseigner ein Übernahme-
gewinn oder Übernahmeverlust nach § 4 oder § 5 ermittelt
wird.

§ 8
Vermögensübergang auf einen Rechtsträger

ohne Betriebsvermögen

(1) Wird das übertragene Vermögen nicht Betriebsver-
mögen des übernehmenden Rechtsträgers, sind die infolge
des Vermögensübergangs entstehenden Einkünfte bei die-
sem oder den Gesellschaftern des übernehmenden Rechts-
trägers zu ermitteln. Die §§ 4, 5 und 7 gelten entsprechend.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind § 17 Abs. 3 und § 22
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes nicht anzuwenden.

§ 9
Formwechsel in eine Personengesellschaft

Im Falle des Formwechsels einer Kapitalgesellschaft in
eine Personengesellschaft sind die §§ 3 bis 8 und 10 entspre-
chend anzuwenden. Die Kapitalgesellschaft hat für steuer-
liche Zwecke auf den Zeitpunkt, in dem der Formwechsel
wirksam wird, eine Übertragungsbilanz, die Personengesell-
schaft eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. Die Bilanzen
nach Satz 2 können auch für einen Stichtag aufgestellt wer-
den, der höchstens acht Monate vor der Anmeldung des
Formwechsels zur Eintragung in ein öffentliches Register
liegt (Übertragungsstichtag); § 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 10
 Körperschaftsteuererhöhung

Die Körperschaftsteuerschuld der übertragenden Körper-
schaft erhöht sich für den Veranlagungszeitraum der Um-
wandlung um den Betrag, der sich nach § 38 des Körper-
schaftsteuergesetzes ergeben würde, wenn das in der
Steuerbilanz ausgewiesene Eigenkapital abzüglich des Be-
trags, der nach § 28 Abs. 2 Satz 1 des Körperschaftsteuerge-
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Dritter Teil

Verschmelzung oder Vermögensübertragung
(Vollübertragung)

auf eine andere Körperschaft

§ 11
Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz

der übertragenden Körperschaft

(1) Bei einer Verschmelzung oder Vermögensübertragung
(Vollübertragung) auf eine andere Körperschaft sind die
übergehenden Wirtschaftsgüter, einschließlich nicht ent-
geltlich erworbener oder selbst geschaffener immateriel-
ler Wirtschaftsgüter, in der steuerlichen Schlussbilanz der
übertragenden Körperschaft mit dem gemeinen Wert anzu-
setzen. Für die Bewertung von Pensionsrückstellungen gilt
§ 6a des Einkommensteuergesetzes.

(2) Auf Antrag können die übergehenden Wirtschafts-
güter abweichend von Absatz 1 einheitlich mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem
Wert nach Absatz 1, angesetzt werden, soweit

1. u n v e r ä n d e r t

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
übertragenen Wirtschaftsgüter bei der übernehmenden
Körperschaft nicht ausgeschlossen oder beschränkt wird
und

3. u n v e r ä n d e r t

Anteile an der übernehmenden Körperschaft sind mindes-
tens mit dem Buchwert, erhöht um Abschreibungen sowie
um Abzüge nach § 6b des Einkommensteuergesetzes und
ähnliche Abzüge, die in früheren Jahren steuerwirksam vor-
genommen worden sind, höchstens mit dem gemeinen Wert,
anzusetzen. Auf einen sich daraus ergebenden Gewinn findet
§ 8b Abs. 2 Satz 4 und 5 des Körperschaftsteuergesetzes An-
wendung.

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 12
Auswirkungen auf den Gewinn

der übernehmenden Körperschaft

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Bei der übernehmenden Körperschaft bleibt ein Ge-
winn oder ein Verlust in Höhe des Unterschieds zwischen
dem Buchwert der Anteile an der übertragenden Körper-
schaft und dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirt-

setzes in Verbindung mit § 29 Abs. 1 des Körperschaftsteu-
ergesetzes dem steuerlichen Einlagekonto gutzuschreiben
ist, als am Übertragungsstichtag für eine Ausschüttung ver-
wendet gelten würde.

Dritter Teil

Verschmelzung oder Vermögensübertragung
(Vollübertragung)

auf eine andere Körperschaft

§ 11
Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz

der übertragenden Körperschaft

(1) Bei einer Verschmelzung oder Vermögensübertragung
(Vollübertragung) auf eine andere Körperschaft sind die
übergehenden Wirtschaftsgüter in der steuerlichen Schluss-
bilanz der übertragenden Körperschaft mit dem gemeinen
Wert anzusetzen. Für die Bewertung von Pensionsrückstel-
lungen gilt § 6a des Einkommensteuergesetzes.

(2) Auf Antrag können die übergehenden Wirtschafts-
güter abweichend von Absatz 1 einheitlich mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem ge-
meinen Wert, angesetzt werden, soweit

1. sichergestellt ist, dass sie später bei der übernehmenden
Körperschaft der Besteuerung mit Körperschaftsteuer
unterliegen und

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung der übertragenen Wirtschaftsgüter bei
der übernehmenden Körperschaft nicht beschränkt wird
und

3. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in Gesell-
schaftsrechten besteht.

Anteile an der übernehmenden Körperschaft sind mindes-
tens mit dem Buchwert, erhöht um Abschreibungen sowie
um Abzüge nach § 6b des Einkommensteuergesetzes und
ähnliche Abzüge, die in früheren Jahren steuerwirksam vor-
genommen worden sind, höchstens mit dem gemeinen Wert,
anzusetzen. Auf einen sich daraus ergebenden Gewinn findet
§ 8b Abs. 2 Satz 4 und 5 des Körperschaftsteuergesetzes An-
wendung.

(3) § 3 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 12
Auswirkungen auf den Gewinn

der übernehmenden Körperschaft

(1) Die übernehmende Körperschaft hat die auf sie über-
gegangenen Wirtschaftsgüter mit dem in der steuerlichen
Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft enthaltenen
Wert im Sinne des § 11 zu übernehmen. § 4 Abs. 1 Satz 2
und 3 gilt entsprechend.

(2) Bei der übernehmenden Körperschaft bleibt ein Ge-
winn oder ein Verlust in Höhe des Unterschieds zwischen
dem Buchwert der Anteile an der übertragenden Körper-
schaft und dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirt-
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schaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der Kosten für
den Vermögensübergang, außer Ansatz. § 8b des Körper-
schaftsteuergesetzes ist anzuwenden, soweit der Gewinn
im Sinne des Satzes 1 abzüglich der anteilig darauf
entfallenden Kosten für den Vermögensübergang, dem
Anteil der übernehmenden Körperschaft an der über-
tragenden Körperschaft entspricht. § 5 Abs. 1 gilt ent-
sprechend.

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t

§ 13
Besteuerung der Anteilseigner

der übertragenden Körperschaft

(1) Die Anteile an der übertragenden Körperschaft gelten
als zum gemeinen Wert veräußert und die an ihre Stelle tre-
tenden Anteile an der übernehmenden Körperschaft gelten
als mit diesem Wert angeschafft.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind auf Antrag die Anteile
an der übernehmenden Körperschaft mit dem Buchwert der
Anteile an der übertragenden Körperschaft anzusetzen,
wenn

1. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
Anteile an der übernehmenden Körperschaft nicht ausge-
schlossen oder beschränkt wird oder

2. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union bei einer
Verschmelzung Artikel 8 der Richtlinie 90/434/EWG an-
zuwenden haben; in diesem Fall ist der Gewinn aus einer
späteren Veräußerung der erworbenen Anteile ungeachtet
der Bestimmungen eines Abkommens zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu
besteuern, wie die Veräußerung der Anteile an der über-
tragenden Körperschaft zu besteuern wäre. § 15 Abs. 1a
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist entsprechend
anzuwenden.

Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft treten steu-
erlich an die Stelle der Anteile an der übertragenden Körper-
schaft. Gehören die Anteile an der übertragenden Körper-
schaft nicht zu einem Betriebsvermögen, treten an die Stelle
des Buchwerts die Anschaffungskosten.

schaftsgüter zu übernehmen sind, außer Ansatz. Von dem
Gewinn im Sinne des Satzes 1, soweit er dem Anteil der über-
nehmenden Körperschaft an der übertragenden Körper-
schaft entspricht, gelten fünf Prozent als Ausgaben der über-
nehmenden Körperschaft, die nicht als Betriebsausgaben
abgezogen werden dürfen; § 3c Abs. 1 des Einkommen-
steuergesetzes ist nicht anzuwenden. § 5 Abs. 1 gilt entspre-
chend.

(3) Die übernehmende Körperschaft tritt in die steuerliche
Rechtsstellung der übertragenden Körperschaft ein; § 4
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) § 6 gilt sinngemäß für den Teil des Gewinns aus der
Vereinigung von Forderungen und Verbindlichkeiten, der
der Beteiligung der übernehmenden Körperschaft am
Grund- oder Stammkapital der übertragenden Körperschaft
entspricht.

(5) Im Falle des Vermögensübergangs in den nicht steuer-
pflichtigen oder steuerbefreiten Bereich der übernehmenden
Körperschaft gilt das in der Steuerbilanz ausgewiesene
Eigenkapital abzüglich des Bestands des steuerlichen Ein-
lagekontos im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergeset-
zes, der sich nach Anwendung des § 29 Abs. 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes ergibt, als Einnahme im Sinne des § 20
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes.

§ 13
Besteuerung der Anteilseigner

der übertragenden Körperschaft

(1) Die Anteile an der übertragenden Körperschaft gelten
als zum gemeinen Wert veräußert; die Anteile an der über-
nehmenden Körperschaft gelten als zum gemeinen Wert an-
geschafft.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind auf Antrag die Anteile
an der übernehmenden Körperschaft mit dem Buchwert der
Anteile an der übertragenden Körperschaft anzusetzen,
wenn

1. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung der Anteile an der übernehmenden Kör-
perschaft nicht beschränkt wird oder

2. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union bei einer
Verschmelzung Artikel 8 der Richtlinie 90/434/EWG an-
zuwenden haben; in diesem Fall ist der Gewinn aus einer
späteren Veräußerung der erworbenen Anteile ungeachtet
der Bestimmungen eines Abkommens zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu
besteuern, wie die Veräußerung der Anteile an der über-
tragenden Körperschaft zu besteuern wäre.

Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft treten steu-
erlich an die Stelle der Anteile an der übertragenden Körper-
schaft. Gehören die Anteile an der übertragenden Körper-
schaft nicht zu einem Betriebsvermögen, treten an die Stelle
des Buchwerts die Anschaffungskosten.
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§ 14
(weggefallen)

Vierter Teil

Aufspaltung, Abspaltung und Vermögensübertragung
(Teilübertragung)

§ 15
Aufspaltung, Abspaltung und Teilübertragung

auf andere Körperschaften

(1) Geht Vermögen einer Körperschaft durch Aufspaltung
oder Abspaltung oder durch Teilübertragung auf andere Kör-
perschaften über, gelten die §§ 11 bis 13 vorbehaltlich des
Satzes 2 und des § 16 entsprechend. § 11 Abs. 2 und § 13
Abs. 2 sind nur anzuwenden, wenn auf die Übernehmerin-
nen ein Teilbetrieb übertragen wird und im Falle der Abspal-
tung oder Teilübertragung bei der übertragenden Körper-
schaft ein Teilbetrieb verbleibt. Als Teilbetrieb gilt auch ein
Mitunternehmeranteil oder die Beteiligung an einer Kapital-
gesellschaft, die das gesamte Nennkapital der Gesellschaft
umfasst.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 16
Aufspaltung oder Abspaltung auf eine Personengesellschaft

Soweit Vermögen einer Körperschaft durch Aufspaltung
oder Abspaltung auf eine Personengesellschaft übergeht,
gelten die §§ 3 bis 8, 10 und 15 entsprechend. § 10 ist für den
in § 40 Abs. 2 Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes be-
zeichneten Teil des Betrags im Sinne des § 38 des Körper-
schaftsteuergesetzes anzuwenden.

Fünfter Teil

Gewerbesteuer

§ 17
(weggefallen)

§ 14
(weggefallen)

Vierter Teil

Aufspaltung, Abspaltung und Vermögensübertragung
(Teilübertragung)

§ 15
Aufspaltung, Abspaltung und Teilübertragung

auf andere Körperschaften

(1) Geht Vermögen einer Körperschaft durch Aufspaltung
oder Abspaltung oder durch Teilübertragung auf andere Kör-
perschaften über, gelten die §§ 11 bis 13 vorbehaltlich des
Satzes 2 und des § 16 entsprechend. § 11 Abs. 2 ist nur an-
zuwenden, wenn auf die Übernehmerinnen ein Teilbetrieb
übertragen wird und im Falle der Abspaltung oder Teilüber-
tragung bei der übertragenden Körperschaft ein Teilbetrieb
verbleibt. Als Teilbetrieb gilt auch ein Mitunternehmeranteil
oder die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die das ge-
samte Nennkapital der Gesellschaft umfasst.

(2) § 11 Abs. 2 ist auf Mitunternehmeranteile und Beteili-
gungen im Sinne des Absatzes 1 nicht anzuwenden, wenn sie
innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren vor dem steuer-
lichen Übertragungsstichtag durch Übertragung von Wirt-
schaftsgütern, die kein Teilbetrieb sind, erworben oder auf-
gestockt worden sind. § 11 Abs. 2 ist ebenfalls nicht
anzuwenden, wenn durch die Spaltung die Veräußerung an
außenstehende Personen vollzogen wird. Das Gleiche gilt,
wenn durch die Spaltung die Voraussetzungen für eine Ver-
äußerung geschaffen werden. Davon ist auszugehen, wenn
innerhalb von fünf Jahren nach dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag Anteile an einer an der Spaltung beteiligten
Körperschaft, die mehr als 20 Prozent der vor Wirksamwer-
den der Spaltung an der Körperschaft bestehenden Anteile
ausmachen, veräußert werden. Bei der Trennung von Gesell-
schafterstämmen setzt die Anwendung des § 11 Abs. 2 au-
ßerdem voraus, dass die Beteiligungen an der übertragenden
Körperschaft mindestens fünf Jahre vor dem steuerlichen
Übertragungsstichtag bestanden haben.

(3) Bei einer Abspaltung mindert sich ein verbleibender
Verlustvortrag der übertragenden Körperschaft in dem Ver-
hältnis, in dem bei Zugrundelegung des gemeinen Werts das
Vermögen auf eine andere Körperschaft übergeht.

§ 16
Aufspaltung oder Abspaltung auf eine Personengesellschaft

Soweit Vermögen einer Körperschaft durch Aufspaltung
oder Abspaltung auf eine Personengesellschaft übergeht,
gelten die §§ 3 bis 8, 10 und 15 entsprechend. § 10 ist für den
in § 40 Abs. 2 Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes be-
zeichneten Teil der Beträge im Sinne der §§ 37 und 38 des
Körperschaftsteuergesetzes anzuwenden.

Fünfter Teil

Gewerbesteuer

§ 17
(weggefallen)
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§ 18
Gewerbesteuer bei Vermögensübergang

auf eine Personengesellschaft
oder auf eine natürliche Person

sowie bei Formwechsel in eine Personengesellschaft

(1) Die §§ 3 bis 9 und 16 gelten bei Vermögensübergang
auf eine Personengesellschaft oder auf eine natürliche Per-
son sowie bei Formwechsel in eine Personengesellschaft
auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags. Der maßgeben-
de Gewerbeertrag der übernehmenden Personengesellschaft
oder natürlichen Person kann nicht um Fehlbeträge des lau-
fenden Erhebungszeitraumes und die vortragsfähigen
Fehlbeträge der übertragenden Körperschaft im Sinne des
§ 10a des Gewerbesteuergesetzes gekürzt werden.

(2) Ein Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust ist
nicht zu erfassen. In Fällen des § 5 Abs. 2 ist ein Gewinn
nach § 7 nicht zu erfassen.

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 19
u n v e r ä n d e r t

Sechster Teil

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft oder

Genossenschaft und Anteilstausch

§ 20
Einbringung von Unternehmensteilen

in eine Kapitalgesellschaft
oder  Genossenschaft

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein Mitunter-
nehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft oder eine Genos-
senschaft (übernehmende Gesellschaft) eingebracht und er-
hält der Einbringende dafür neue Anteile an der Gesellschaft
(Sacheinlage), gelten für die Bewertung des eingebrachten
Betriebsvermögens und der neuen Gesellschaftsanteile die
nachfolgenden Absätze.

(2) Die übernehmende Gesellschaft hat das eingebrachte
Betriebsvermögen mit dem gemeinen Wert anzusetzen; für
die Bewertung von Pensionsrückstellungen gilt § 6a des

§ 18
Gewerbesteuer bei Vermögensübergang

auf eine Personengesellschaft
oder auf eine natürliche Person

sowie bei Formwechsel in eine Personengesellschaft

(1) Die §§ 3 bis 9 und 16 gelten bei Vermögensübergang
auf eine Personengesellschaft oder auf eine natürliche Per-
son sowie bei Formwechsel in eine Personengesellschaft
auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags. Der maßgeben-
de Gewerbeertrag der übernehmenden Personengesellschaft
oder natürlichen Person kann nicht um die vortragsfähigen
Fehlbeträge der übertragenden Körperschaft im Sinne des
§ 10a des Gewerbesteuergesetzes gekürzt werden.

(2) Ein Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust ist
nicht zu erfassen.

(3) Wird der Betrieb der Personengesellschaft oder der
natürlichen Person innerhalb von fünf Jahren nach der Um-
wandlung aufgegeben oder veräußert, unterliegt ein Aufga-
be- oder Veräußerungsgewinn der Gewerbesteuer. Satz 1 gilt
entsprechend, soweit ein Teilbetrieb oder ein Anteil an der
Personengesellschaft aufgegeben oder veräußert wird. Der
auf den Aufgabe- oder Veräußerungsgewinnen im Sinne der
Sätze 1 und 2 beruhende Teil des Gewerbesteuer-Mess-
betrags ist bei der Ermäßigung der Einkommensteuer nach
§ 35 des Einkommensteuergesetzes nicht zu berücksich-
tigen.

§ 19
Gewerbesteuer bei Vermögensübergang auf eine andere

Körperschaft

(1) Geht das Vermögen der übertragenden Körperschaft
auf eine andere Körperschaft über, gelten die §§ 11 bis 15
auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags.

(2) Für die vortragsfähigen Fehlbeträge der übertragenden
Körperschaft im Sinne des § 10a des Gewerbesteuergesetzes
gelten § 12 Abs. 3 und § 15 Abs. 3 entsprechend.

Sechster Teil

Einbringung von Unternehmensteilen
in eine Kapitalgesellschaft oder

Europäische Genossenschaft und Anteilstausch

§ 20
Einbringung von Unternehmensteilen

in eine Kapitalgesellschaft
oder Europäische Genossenschaft

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein Mitunter-
nehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft oder eine Europäi-
sche Genossenschaft (übernehmende Gesellschaft) einge-
bracht und erhält der Einbringende dafür neue Anteile an der
Gesellschaft (Sacheinlage), gelten für die Bewertung des
eingebrachten Betriebsvermögens und der neuen Gesell-
schaftsanteile die nachfolgenden Absätze.

(2) Die übernehmende Gesellschaft hat das eingebrachte
Betriebsvermögen mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Ab-
weichend von Satz 1 kann das übernommene Betriebsver-
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Einkommensteuergesetzes. Abweichend von Satz 1 kann
das übernommene Betriebsvermögen auf Antrag einheitlich
mit dem Buchwert oder einem höheren Wert, höchstens je-
doch mit dem Wert im Sinne des Satzes 1, angesetzt werden,
soweit

1. sichergestellt ist, dass es später bei der übernehmen-
den Körperschaft der Besteuerung mit Körperschaft-
steuer unterliegt,

2. die Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens
die Aktivposten nicht übersteigen; dabei ist das Eigen-
kapital nicht zu berücksichtigen,

3. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung des
eingebrachten Betriebsvermögens bei der übernehmen-
den Gesellschaft nicht ausgeschlossen oder beschränkt
wird.

Der Antrag ist spätestens bis zur erstmaligen Abgabe der
steuerlichen Schlussbilanz bei dem für die Besteuerung
der übernehmenden Gesellschaft zuständigen Finanz-
amt zu stellen. Erhält der Einbringende neben den Ge-
sellschaftsanteilen auch andere Wirtschaftsgüter, deren
gemeiner Wert den Buchwert des eingebrachten Be-
triebsvermögens übersteigt, so hat die übernehmende
Gesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen min-
destens mit dem gemeinen Wert der anderen Wirt-
schaftsgüter anzusetzen.

(3) Der Wert, mit dem die übernehmende Gesellschaft das
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den Einbrin-
genden als Veräußerungspreis und als Anschaffungskosten
der Gesellschaftsanteile. Ist das Recht der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus
der Veräußerung des eingebrachten Betriebsvermögens im
Zeitpunkt der Einbringung ausgeschlossen und wird dieses
auch nicht durch die Einbringung begründet, gilt für den Ein-
bringenden insoweit der gemeine Wert des Betriebsvermö-
gens im Zeitpunkt der Einbringung als Anschaffungskosten
der Anteile. Soweit neben den Gesellschaftsanteilen auch
andere Wirtschaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner
Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten der Gesell-
schaftsanteile von dem sich nach den Sätzen 1 und 2 erge-
benden Wert abzuziehen. Umfasst das eingebrachte Be-
triebsvermögen auch einbringungsgeborene Anteile im
Sinne von § 21 Abs. 1 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 2002), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Mai 2003
(BGBl. I S. 660), gelten die erhaltenen Anteile insoweit
auch als einbringungsgeboren im Sinne von § 21 Abs. 1
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2002 (BGBl. I S. 2002), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660).

(4) u n v e r ä n d e r t

mögen auf Antrag einheitlich mit dem Buchwert oder einem
höheren Wert, höchstens jedoch mit dem gemeinen Wert, an-
gesetzt werden, soweit

1. die Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens
die Aktivposten nicht übersteigen; dabei ist das Eigen-
kapital nicht zu berücksichtigen,

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung des
eingebrachten Betriebsvermögens bei der übernehmen-
den Gesellschaft nicht beschränkt wird und

3. keine sonstige Gegenleistung gewährt wird.

§ 3 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Wert, mit dem die übernehmende Gesellschaft das
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den Einbrin-
genden als Veräußerungspreis und als Anschaffungskosten
der Gesellschaftsanteile. Ist das Recht der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus
der Veräußerung des eingebrachten Betriebsvermögens im
Zeitpunkt der Einbringung ausgeschlossen und wird dieses
auch nicht durch die Einbringung begründet, gilt für den Ein-
bringenden insoweit der gemeine Wert des Betriebsvermö-
gens im Zeitpunkt der Einbringung als Anschaffungskosten
der Anteile. Soweit neben den Gesellschaftsanteilen auch
andere Wirtschaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner
Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten der Gesell-
schaftsanteile von dem sich nach den Sätzen 1 und 2 erge-
benden Wert abzuziehen.

(4) Auf einen bei der Sacheinlage entstehenden Veräuße-
rungsgewinn ist § 16 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes
nur anzuwenden, wenn der Einbringende eine natürliche
Person ist, es sich nicht um die Einbringung von Teilen eines
Mitunternehmeranteils handelt und die übernehmende Ge-
sellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen mit dem ge-
meinen Wert ansetzt. In diesen Fällen ist § 34 Abs. 1 und 3
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(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Als steuerlicher Übertragungsstichtag (Einbrin-
gungszeitpunkt) darf in den Fällen der Sacheinlage durch
Verschmelzung im Sinne des § 2 des Umwandlungsgesetzes
der Stichtag angesehen werden, für den die Schlussbilanz
jedes der übertragenden Unternehmen im Sinne des § 17
Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes aufgestellt ist; dieser
Stichtag darf höchstens acht Monate vor der Anmeldung der
Verschmelzung zur Eintragung in das Handelsregister lie-
gen. Entsprechendes gilt, wenn Vermögen im Wege der
Sacheinlage durch Aufspaltung, Abspaltung oder Ausgliede-
rung nach § 123 des Umwandlungsgesetzes auf die überneh-
mende Gesellschaft übergeht. In anderen Fällen der Sachein-
lage darf die Einbringung auf einen Tag zurück bezogen
werden, der höchstens acht Monate vor dem Tag des Ab-
schlusses des Einbringungsvertrags liegt und höchstens acht
Monate vor dem Zeitpunkt liegt, an dem das eingebrachte
Betriebsvermögen auf die übernehmende Gesellschaft über-
geht. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

(7) u n v e r ä n d e r t

(8) Ist eine gebietsfremde einbringende oder erworbene
Gesellschaft im Sinne von Artikel 3 der Richtlinie 90/434/
EWG als steuerlich transparent anzusehen, ist auf Grund des
Artikels 10a der Richtlinie 90/434/EWG die ausländische
Steuer, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union erhoben worden wäre,
wenn die einer in einem anderen Mitgliedstaat belegenen
Betriebsstätte zuzurechnenden eingebrachten Wirtschaftsgü-
ter zum gemeinen Wert veräußert worden wären, auf die auf
den Einbringungsgewinn entfallende Körperschaftsteuer
oder Einkommensteuer unter entsprechender Anwendung
von § 26 Abs. 6 des Körperschaftsteuergesetzes und von
§ 34c und § 50 Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes anzu-
rechnen.

§ 21
Bewertung der Anteile beim Anteilstausch

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft oder einer
Genossenschaft (erworbene Gesellschaft) in eine Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft (übernehmende Gesell-
schaft) gegen Gewährung neuer Anteile an der überneh-
menden Gesellschaft eingebracht (Anteilstausch), hat die
übernehmende Gesellschaft die eingebrachten Anteile mit

des Einkommensteuergesetzes nur anzuwenden, soweit der
Veräußerungsgewinn nicht nach § 3 Nr. 40 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes teilwei-
se steuerbefreit ist.

(5) Das Einkommen und das Vermögen des Einbringen-
den und der übernehmenden Gesellschaft sind auf Antrag so
zu ermitteln, als ob das eingebrachte Betriebsvermögen mit
Ablauf des steuerlichen Übertragungsstichtags (Absatz 6)
auf die Übernehmerin übergegangen wäre. Dies gilt hin-
sichtlich des Einkommens und des Gewerbeertrags nicht für
Entnahmen und Einlagen, die nach dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag erfolgen. Die Anschaffungskosten der An-
teile (Absatz 3) sind um den Buchwert der Entnahmen zu
vermindern und um den sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 des Ein-
kommensteuergesetzes ergebenden Wert der Einlagen zu
erhöhen.

(6) Als steuerlicher Übertragungsstichtag darf in den Fäl-
len der Sacheinlage durch Verschmelzung im Sinne des § 2
des Umwandlungsgesetzes der Stichtag angesehen werden,
für den die Schlussbilanz jedes der übertragenden Unterneh-
men im Sinne des § 17 Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes
aufgestellt ist; dieser Stichtag darf höchstens acht Monate
vor der Anmeldung der Verschmelzung zur Eintragung in
das Handelsregister liegen. Entsprechendes gilt, wenn Ver-
mögen im Wege der Sacheinlage durch Aufspaltung, Ab-
spaltung oder Ausgliederung nach § 123 des Umwandlungs-
gesetzes auf die übernehmende Gesellschaft übergeht. In
anderen Fällen der Sacheinlage darf die Einbringung auf ei-
nen Tag zurück bezogen werden, der höchstens acht Monate
vor dem Tag des Abschlusses des Einbringungsvertrags liegt
und höchstens acht Monate vor dem Zeitpunkt liegt, an dem
das eingebrachte Betriebsvermögen auf die übernehmende
Gesellschaft übergeht. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

(7) § 3 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

(8) Ist eine gebietsfremde einbringende oder erworbene
Gesellschaft im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 90/434/
EWG als steuerlich transparent anzusehen, ist auf Grund des
Artikels 10a der Richtlinie 90/434/EWG die ausländische
Steuer, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union erhoben worden wäre,
wenn die einer in einem anderen Mitgliedstaat belegene Be-
triebsstätte zuzurechnenden eingebrachten Wirtschaftsgüter
zum gemeinen Wert veräußert worden wären, auf die auf den
Einbringungsgewinn entfallende Körperschaftsteuer oder
Einkommensteuer unter entsprechender Anwendung des
§ 26 Abs. 6 des Körperschaftsteuergesetzes und der §§ 34c
und 50 Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes anzurechnen.

§ 21
Bewertung der Anteile beim Anteilstausch

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft oder einer
Europäischen Genossenschaft (erworbene Gesellschaft) in
eine Kapitalgesellschaft oder Europäische Genossenschaft
(erwerbende Gesellschaft) gegen Gewährung neuer Anteile
an der erwerbenden Gesellschaft eingebracht (Anteils-
tausch), hat die erwerbende Gesellschaft die eingebrachten
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dem gemeinen Wert anzusetzen. Abweichend von Satz 1
können die eingebrachten Anteile auf Antrag mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem ge-
meinen Wert, angesetzt werden, wenn die übernehmende
Gesellschaft nach der Einbringung auf Grund ihrer Betei-
ligung einschließlich der eingebrachten Anteile nachweisbar
unmittelbar die Mehrheit der Stimmrechte an der erworbe-
nen Gesellschaft hat (qualifizierter Anteilstausch); § 20
Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. Erhält der Einbringende
neben den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirt-
schaftsgüter, deren gemeiner Wert den Buchwert der ein-
gebrachten Anteile übersteigt, so hat die übernehmende
Gesellschaft die eingebrachten Anteile mindestens mit
dem gemeinen Wert der anderen Wirtschaftsgüter an-
zusetzen.

(2) Der Wert, mit dem die übernehmende Gesellschaft
die eingebrachten Anteile ansetzt, gilt für den Einbringenden
als Veräußerungspreis der eingebrachten Anteile und als An-
schaffungskosten der erhaltenen Anteile. Abweichend von
Satz 1 gilt für den Einbringenden der gemeine Wert der ein-
gebrachten Anteile als Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile, wenn für die einge-
brachten Anteile nach der Einbringung das Recht der
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung
des Gewinns aus der Veräußerung dieser Anteile ausge-
schlossen oder beschränkt ist; dies gilt auch, wenn das
Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der
Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der er-
haltenen Anteile ausgeschlossen oder beschränkt ist. Auf
Antrag gilt in den Fällen des Satzes 2 unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Satz 2 der Buchwert oder ein hö-
herer Wert, höchstens der gemeine Wert, als Veräußerungs-
preis der eingebrachten Anteile und als Anschaffungskosten
der erhaltenen Anteile, wenn

1. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
erhaltenen Anteile nicht ausgeschlossen oder beschränkt
ist oder

2. der Gewinn aus dem Anteilstausch auf Grund Artikel 8
der Richtlinie 90/434/EWG nicht besteuert werden darf;
in diesem Fall ist der Gewinn aus einer späteren Veräuße-
rung der erhaltenen Anteile ungeachtet der Bestimmun-
gen eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung in der gleichen Art und Weise zu besteuern,
wie die Veräußerung der Anteile an der erworbenen
Gesellschaft zu besteuern gewesen wäre; § 15 Abs. 1a
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist entsprechend
anzuwenden.

Der Antrag ist spätestens bis zur erstmaligen Abgabe der
Steuererklärung bei dem für die Besteuerung des Ein-
bringenden zuständigen Finanzamt zu stellen. Haben die
eingebrachten Anteile beim Einbringenden nicht zu einem
Betriebsvermögen gehört, treten an die Stelle des Buchwerts
die Anschaffungskosten. § 20 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt ent-
sprechend.

(3) Auf den beim Anteilstausch entstehenden Veräuße-
rungsgewinn ist § 17 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes
nur anzuwenden, wenn der Einbringende eine natürliche

Anteile mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Abweichend
von Satz 1 können die eingebrachten Anteile auf Antrag mit
dem Buchwert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch
mit dem gemeinen Wert, angesetzt werden, wenn die erwer-
bende Gesellschaft nach der Einbringung auf Grund ihrer
Beteiligung einschließlich der eingebrachten Anteile nach-
weisbar unmittelbar die Mehrheit der Stimmrechte an der er-
worbenen Gesellschaft hat (qualifizierter Anteilstausch) und
soweit keine sonstige Gegenleistung gewährt wird; § 3
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Der Wert, mit dem die erwerbende Gesellschaft die
eingebrachten Anteile ansetzt, gilt für den Einbringenden als
Veräußerungspreis der eingebrachten Anteile und als An-
schaffungskosten der erhaltenen Anteile. Abweichend von
Satz 1 gilt für den Einbringenden der gemeine Wert der ein-
gebrachten Anteile als Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile, wenn für die einge-
brachten Anteile nach der Einbringung das Recht der
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung
des Gewinns aus der Veräußerung dieser Anteile ausge-
schlossen ist. Auf Antrag gilt der Buchwert oder ein höherer
Wert, höchstens der gemeine Wert, als Veräußerungspreis
der eingebrachten Anteile und als Anschaffungskosten der
erhaltenen Anteile, wenn

1. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
erhaltenen Anteile nicht beschränkt ist oder

2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich
der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der
erhaltenen Anteile beschränkt ist und der Gewinn aus
dem Anteilstausch auf Grund der Richtlinie 90/434/EWG
nicht besteuert werden darf; in diesem Fall unterliegt der
Gewinn aus einer späteren Veräußerung der erhaltenen
Anteile ungeachtet der Bestimmungen eines Abkom-
mens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung im Inland
der Besteuerung; § 22 Abs. 4 Nr. 3 gilt entsprechend.

Die erhaltenen Anteile treten steuerlich an die Stelle der ein-
gebrachten Anteile. Haben die eingebrachten Anteile beim
Einbringenden nicht zu einem Betriebsvermögen gehört, tre-
ten an die Stelle des Buchwerts die Anschaffungskosten.
§ 20 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Auf den beim Anteilstausch entstehenden Veräuße-
rungsgewinn ist § 17 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes
nur anzuwenden, wenn der Einbringende eine natürliche
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Person ist und die übernehmende Gesellschaft die einge-
brachten Anteile nach Absatz 1 Satz 1 oder in den Fällen des
Absatzes 2 Satz 2 der Einbringende mit dem gemeinen Wert
ansetzt; dies gilt für die Anwendung von § 16 Abs. 4 des
Einkommensteuergesetzes unter der Voraussetzung, dass
eine im Betriebsvermögen gehaltene Beteiligung an einer
Kapitalgesellschaft eingebracht wird, die das gesamte Nenn-
kapital der Kapitalgesellschaft umfasst. § 34 Abs. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes findet keine Anwendung.

§ 22
Besteuerung des Anteilseigners

(1) Soweit in den Fällen einer Sacheinlage unter dem ge-
meinen Wert (§ 20 Abs. 2 Satz 2) der Einbringende die er-
haltenen Anteile innerhalb eines Zeitraums von sieben Jah-
ren nach dem Einbringungszeitpunkt veräußert, ist der
Gewinn aus der Einbringung rückwirkend im Wirt-
schaftsjahr der Einbringung als Gewinn des Einbringen-
den im Sinne von § 16 des Einkommensteuergesetzes zu
versteuern (Einbringungsgewinn I); § 16 Abs. 4 und § 34
des Einkommensteuergesetzes sind nicht anzuwenden. Die
Veräußerung der erhaltenen Anteile gilt insoweit als
rückwirkendes Ereignis im Sinne von § 175 Abs.1 Satz 1
Nr. 2 der Abgabenordnung. Einbringungsgewinn I ist
der Betrag, um den der gemeine Wert des eingebrachten
Betriebsvermögens im Einbringungszeitpunkt nach Ab-
zug der Kosten für den Vermögensübergang den Wert,
mit dem die übernehmende Gesellschaft dieses ein-
gebrachte Betriebsvermögen angesetzt hat, übersteigt,
vermindert um jeweils ein Siebtel für jedes seit dem Ein-
bringungszeitpunkt abgelaufene Zeitjahr. Der Einbrin-
gungsgewinn I gilt als nachträgliche Anschaffungskosten
der erhaltenen Anteile. Umfasst das eingebrachte Be-
triebsvermögen auch Anteile an Kapitalgesellschaften oder
Genossenschaften, ist insoweit § 22 Abs. 2 anzuwenden; ist
in diesen Fällen das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der
Veräußerung der erhaltenen Anteile ausgeschlossen oder
beschränkt, ist daneben auch Satz 1 bis 4 anzuwenden.
Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn

1. der Einbringende die erhaltenen Anteile unmittelbar
oder mittelbar unentgeltlich auf eine Kapitalgesell-
schaft oder eine Genossenschaft überträgt,

2. der Einbringende die erhaltenen Anteile entgeltlich
überträgt, es sei denn er weist nach, dass die Übertra-
gung durch einen Vorgang im Sinne des § 20 Abs. 1 oder
§ 21 Abs. 1 oder auf Grund vergleichbarer ausländischer
Vorgänge zu Buchwerten erfolgte,

3. die Kapitalgesellschaft, an der die Anteile bestehen,
aufgelöst und abgewickelt wird oder das Kapital die-
ser Gesellschaft herabgesetzt und an die Anteilseigner
zurückgezahlt wird oder Beträge aus dem steuer-
lichen Einlagekonto im Sinne des § 27 des Körper-
schaftsteuergesetzes ausgeschüttet oder zurückge-
zahlt werden,

4. der Einbringende die erhaltenen Anteile durch einen Vor-
gang im Sinne des § 21 Abs. 1 oder einen Vorgang im

Person ist und die erwerbende Gesellschaft die eingebrach-
ten Anteile nach Absatz 1 Satz 1 oder in den Fällen des Ab-
satzes 2 Satz 2 der Einbringende mit dem gemeinen Wert an-
setzt; dies gilt für die Anwendung des § 16 Abs. 4 des
Einkommensteuergesetzes unter der Voraussetzung, dass
eine im Betriebsvermögen gehaltene Beteiligung an einer
Kapitalgesellschaft eingebracht wird, die das gesamte Nenn-
kapital der Kapitalgesellschaft umfasst. § 34 Abs. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes findet keine Anwendung.

§ 22
Besteuerung des Anteilseigners

(1) Soweit in den Fällen einer Sacheinlage unter dem ge-
meinen Wert (§ 20 Abs. 2 Satz 2) der Einbringende die er-
haltenen Anteile innerhalb eines Zeitraums von sieben Jah-
ren nach dem Einbringungszeitpunkt im Sinne des § 20
Abs. 6 veräußert, ist die Differenz zwischen dem gemeinen
Wert des übertragenen, der inländischen Besteuerung unter-
liegenden Betriebsvermögens im Zeitpunkt der Einbringung
im Sinne des § 20 Abs. 6 und dem Wert, mit dem die überneh-
mende Gesellschaft dieses eingebrachte Betriebsvermögen
angesetzt hat, zu ermitteln und für jedes seit dem Ein-
bringungszeitpunkt abgelaufene Zeitjahr um ein Siebtel zu
mindern (Einbringungsgewinn I); umfasst das übertragene
Betriebsvermögen auch Anteile an Kapitalgesellschaften
oder Europäischen Genossenschaften, ist insoweit § 22
Abs. 2 anzuwenden. Der im Zeitpunkt der Anteilsver-
äußerung maßgebende Einbringungsgewinn I gilt als Ver-
äußerungsgewinn des Einbringenden im Sinne des § 16 des
Einkommensteuergesetzes und als nachträgliche Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile; § 16 Abs. 4 und § 34 des
Einkommensteuergesetzes sind nicht anzuwenden. Erhö-
hungen der Wertansätze des nicht der deutschen Besteue-
rung unterliegenden eingebrachten Betriebsvermögens nach
dem Zeitpunkt der Einbringung gelten als nachträgliche An-
schaffungskosten, soweit nachgewiesen wird, dass der Ein-
bringende im Ausland die darauf entfallende Steuer entrich-
tet hat. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn

1. der Einbringende die erhaltenen Anteile verdeckt in eine
Kapitalgesellschaft oder eine Europäische Genossen-
schaft einlegt,

2. der Einbringende die erhaltenen Anteile in eine Kapital-
gesellschaft oder eine Europäische Genossenschaft
durch einen Vorgang im Sinne des § 20 Abs. 1 oder auf
Grund vergleichbarer ausländischer Vorgänge einbringt,
es sei denn, er weist nach, dass die Einbringung zu Buch-
werten erfolgte,

3. der Einbringende die erhaltenen Anteile durch einen Vor-
gang im Sinne des § 21 Abs. 1 oder auf Grund vergleich-
barer ausländischer Vorgänge tauscht, es sei denn, er
weist nach, dass die erhaltenen Anteile zu Buchwerten
übertragen wurden,

4. der Einbringende die erhaltenen Anteile durch einen Vor-
gang im Sinne des § 21 Abs. 1 oder einen Vorgang im
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Sinne des § 20 Abs. 1 oder auf Grund vergleichbarer aus-
ländischer Vorgänge zum Buchwert in eine Kapitalge-
sellschaft oder eine Genossenschaft eingebracht hat und
diese Anteile anschließend unmittelbar oder mittelbar
veräußert oder durch einen Vorgang im Sinne der
Nummer 1 oder 2 unmittelbar oder mittelbar über-
tragen werden, es sei denn, er weist nach, dass diese An-
teile zu Buchwerten übertragen wurden (Ketteneinbrin-
gung),

5. der Einbringende die erhaltenen Anteile in eine Kapital-
gesellschaft oder eine Genossenschaft durch einen Vor-
gang im Sinne des § 20 Abs. 1 oder einen Vorgang im
Sinne des § 21 Abs. 1 oder auf Grund vergleichbarer aus-
ländischer Vorgänge zu Buchwerten einbringt und die aus
dieser Einbringung erhaltenen Anteile anschließend un-
mittelbar oder mittelbar veräußert oder durch einen
Vorgang im Sinne der Nummer 1 oder 2 unmittelbar
oder mittelbar übertragen werden, es sei denn, er weist
nach, dass die Einbringung zu Buchwerten erfolgte, oder

6. u n v e r ä n d e r t

Satz 4 gilt in den Fällen des Satzes 6 Nr. 4 und 5 auch hin-
sichtlich der Anschaffungskosten der auf einer Weiterein-
bringung dieser Anteile (§ 20 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 Satz 2)
zum Buchwert beruhenden Anteile.

(2) Soweit im Rahmen einer Sacheinlage (§ 20 Abs. 1)
oder eines Anteilstausches (§ 21 Abs. 1) unter dem gemei-
nen Wert eingebrachte Anteile innerhalb eines Zeitraums
von sieben Jahren nach dem Einbringungszeitpunkt durch
die übernehmende Gesellschaft veräußert werden und der
Einbringende keine durch § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteu-
ergesetztes begünstigte Person ist, ist der Gewinn aus der
Einbringung im Wirtschaftsjahr der Einbringung rück-
wirkend als Gewinn des Einbringenden aus der Veräuße-
rung von Anteilen zu versteuern (Einbringungsgewinn
II); § 16 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes ist nicht
anzuwenden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Einbrin-
gungsgewinn II ist der Betrag, um den der gemeine Wert
der eingebrachten Anteile im Einbringungszeitpunkt
nach Abzug der Kosten für den Vermögensübergang den
Wert, mit dem der Einbringende die erhaltenen Anteile
angesetzt hat, übersteigt, vermindert um jeweils ein Sieb-
tel für jedes seit dem Einbringungszeitpunkt abgelaufene
Zeitjahr. Der Einbringungsgewinn II gilt als nachträgli-
che Anschaffungskosten der erhaltenen Anteile. Die Sät-
ze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, soweit der Einbringende
die erhaltenen Anteile veräußert hat; dies gilt auch in den
Fällen von § 6 des Außensteuergesetzes vom 8. September
1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Geset-
zes]) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
wenn und soweit die Steuer nicht gestundet wird. Die Sät-
ze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die übernehmende
Gesellschaft die eingebrachten Anteile ihrerseits durch einen
Vorgang nach Absatz 1 Satz 6 Nr. 1 bis 5 weiter überträgt

Sinne des § 20 Abs. 1 oder auf Grund vergleichbarer aus-
ländischer Vorgänge zum Buchwert in eine Kapitalge-
sellschaft oder eine Europäische Genossenschaft einge-
bracht hat und die übernehmende Gesellschaft diese
Anteile unmittelbar oder mittelbar veräußert, verdeckt in
eine Kapitalgesellschaft oder eine Europäische Genos-
senschaft einlegt oder in eine Kapitalgesellschaft oder ei-
ne Europäische Genossenschaft einbringt, es sei denn, er
weist nach, dass diese Anteile zu Buchwerten übertragen
wurden (Ketteneinbringung),

5. der Einbringende die erhaltenen Anteile in eine Kapital-
gesellschaft oder eine Europäische Genossenschaft durch
einen Vorgang im Sinne des § 20 Abs. 1 oder einen Vor-
gang im Sinne des § 21 Abs. 1 oder auf Grund vergleich-
barer ausländischer Vorgänge zu Buchwerten einbringt
und die aus dieser Einbringung erhaltenen Anteile un-
mittelbar oder mittelbar veräußert, verdeckt in eine Kapi-
talgesellschaft oder eine Europäische Genossenschaft
einlegt oder in eine Kapitalgesellschaft oder eine Euro-
päische Genossenschaft einbringt, es sei denn, er weist
nach, dass die Einbringung zu Buchwerten erfolgte, oder

6. für den Einbringenden oder die übernehmende Gesell-
schaft im Sinne der Nummer 4 die Voraussetzungen im
Sinne des § 1 Abs. 4 nicht mehr erfüllt sind.

Satz 2 gilt in den Fällen des Satzes 4 Nr. 4 und 5 auch hin-
sichtlich der Anschaffungskosten der auf einer Weiterein-
bringung dieser Anteile (§ 20 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 Satz 2)
zum Buchwert beruhenden Anteile.

(2) Soweit im Rahmen einer Sacheinlage (§ 20 Abs. 1)
oder eines Anteilstausches (§ 21 Abs. 1) unter dem gemei-
nen Wert eingebrachte Anteile innerhalb eines Zeitraums
von sieben Jahren nach dem Einbringungsvorgang durch die
erwerbende Gesellschaft veräußert werden und der Einbrin-
gende keine durch § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuer-
gesetztes begünstigte Person ist, ist die Differenz zwischen
dem gemeinen Wert der eingebrachten Anteile im Zeitpunkt
der Einbringung und dem Wert, mit dem der Einbringende
die erhaltenen Anteile angesetzt hat, zu ermitteln und für
jedes seit dem Einbringungszeitpunkt abgelaufene Zeitjahr
um ein Siebtel zu mindern (Einbringungsgewinn II). Der im
Zeitpunkt der Anteilsveräußerung maßgebende Einbrin-
gungsgewinn gilt beim Einbringenden als Gewinn aus der
Veräußerung von Anteilen und als nachträgliche Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile. Die Sätze 1 und 2 sind
nicht anzuwenden, soweit der Einbringende die erhaltenen
Anteile veräußert hat; dies gilt auch in den Fällen des § 6 des
Außensteuergesetzes vom 8. September 1972 (BGBl. I
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten-
zahl der Verkündung des vorliegenden Gesetzes]) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, wenn und so-
weit die Steuer nicht gestundet wird. Die Sätze 1 und 2 gel-
ten entsprechend, wenn die erwerbende Gesellschaft die ein-
gebrachten Anteile ihrerseits durch einen Vorgang nach
Absatz 1 Satz 4 Nr. 1 bis 5 weiter überträgt oder für diese die
Voraussetzungen nach § 1 Abs. 4 nicht mehr erfüllt sind. Ab-
satz 1 Satz 5 ist entsprechend anzuwenden. Sind gleichzeitig
die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 erfüllt, geht Ab-
satz 1 der Anwendung des Absatzes 2 vor.
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oder für diese die Voraussetzungen nach § 1 Abs. 4 nicht
mehr erfüllt sind. Absatz 1 Satz 7 ist entsprechend anzu-
wenden.

(3) Der Einbringende hat in den dem Einbringungszeit-
punkt folgenden sieben Jahren jährlich spätestens bis zum
31. Mai den Nachweis darüber zu erbringen, wem mit Ab-
lauf des Tages, der dem maßgebenden Einbringungszeit-
punkt entspricht,

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

zuzurechnen sind. Erbringt er den Nachweis nicht, gelten die
Anteile im Sinne des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 an dem
Tag, der dem Einbringungszeitpunkt folgt oder der in den
Folgejahren diesem Kalendertag entspricht, als veräußert.

(4) Ist der Veräußerer von Anteilen nach Absatz 1

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts, gilt in den
Fällen des Absatzes 1 der Gewinn aus der Veräußerung
der erhaltenen Anteile als in einem Betrieb gewerb-
licher Art dieser Körperschaft entstanden,

2. von der Körperschaftsteuer befreit, gilt in den Fällen des
Absatzes 1 der Gewinn aus der Veräußerung der er-
haltenen Anteile als in einem wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb dieser Körperschaft entstanden.

(5) Das für den Einbringenden zuständige Finanzamt
bescheinigt der übernehmenden Gesellschaft auf deren
Antrag die Höhe des zu versteuernden Einbringungs-
gewinns, die darauf entfallende festgesetzte Steuer und
den darauf entrichteten Betrag; nachträgliche Minde-
rungen des versteuerten Einbringungsgewinns sowie die
darauf entfallende festgesetzte Steuer und der darauf
entrichtete Betrag sind dem für die übernehmende Ge-
sellschaft zuständigen Finanzamt von Amts wegen mit-
zuteilen.

(6) In den Fällen der unentgeltlichen Rechtsnachfolge gilt
der Rechtsnachfolger des Einbringenden als Einbringender
im Sinne der Absätze 1 bis 5 und der Rechtsnachfolger der
übernehmenden Gesellschaft als übernehmende Gesell-
schaft im Sinne des Absatzes 2.

(7) Werden in den Fällen einer Sacheinlage (§ 20
Abs. 1) oder eines Anteilstausches (§ 21 Abs. 1) unter
dem gemeinen Wert stille Reserven auf Grund einer
Gesellschaftsgründung oder Kapitalerhöhung von den
erhaltenen oder eingebrachten Anteilen oder von auf die-
sen Anteilen beruhenden Anteilen auf andere Anteile
verlagert, gelten diese Anteile insoweit auch als erhaltene
oder eingebrachte Anteile oder als auf diesen Anteilen
beruhende Anteile im Sinne des Absatzes 1 oder 2 (Mit-
verstrickung von Anteilen).

(3) Der Einbringende hat in den dem Einbringungszeit-
punkt folgenden sieben Jahren jährlich spätestens bis zum
31. Mai den Nachweis darüber zu erbringen, wem mit Ab-
lauf des Tages, der dem maßgebenden Einbringungszeit-
punkt entspricht,

1. in den Fällen des Absatzes 1 die erhaltenen Anteile und
die auf diesen Anteilen beruhenden Anteile und

2. in den Fällen des Absatzes 2 die eingebrachten Anteile
und die auf diesen Anteilen beruhenden Anteile

zuzurechnen sind. Erbringt er den Nachweis nicht, gelten die
Anteile im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 oder des Ab-
satzes 2 Satz 1 und 2 an dem Tag, der dem Einbringungszeit-
punkt folgt oder der in den Folgejahren diesem Kalendertag
entspricht, als veräußert.

(4) Ist der Einbringende nach den Absätzen 1 und 2

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts, gilt in den
Fällen des Absatzes 1 der Einbringungsgewinn als in
einem Betrieb gewerblicher Art dieser Körperschaft ent-
standen,

2. von der Körperschaftsteuer befreit, gilt in den Fällen des
Absatzes 1 der Einbringungsgewinn als in einem wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb dieser Körperschaft ent-
standen,

3. im Zeitpunkt der Anteilsveräußerung oder eines gleich-
gestellten Ereignisses nicht unbeschränkt steuerpflichtig,
gilt der Einbringungsgewinn als nachträgliche Einkünfte
im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a oder Buch-
stabe e des Einkommensteuergesetzes.

(5) Liegt im Zeitpunkt der Anteilveräußerung oder eines
gleichgestellten Ereignisses kein Steuergegenstand im Sinne
des § 2 Abs. 1 bis 3 des Gewerbesteuergesetzes vor, gilt der
maßgebende Einbringungsgewinn als in einer inländischen
Betriebsstätte eines Steuergegenstands im Sinne des § 2
Abs. 1 bis 3 des Gewerbesteuergesetzes entstanden. In den
Fällen des Satzes 1 ist § 4 des Gewerbesteuergesetzes mit
der Maßgabe anzuwenden, dass die Verhältnisse im Erhe-
bungszeitraum der Einbringung maßgebend sind.

(6) In den Fällen der unentgeltlichen Rechtsnachfolge gilt
der Rechtsnachfolger des Einbringenden als Einbringender
im Sinne der Absätze 1 bis 5 und der Rechtsnachfolger der
erwerbenden Gesellschaft als erwerbende Gesellschaft im
Sinne des Absatzes 2.
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§ 23
Auswirkungen bei der übernehmenden

Gesellschaft

(1) Setzt die übernehmende Gesellschaft das eingebrachte
Betriebsvermögen mit einem unter dem gemeinen Wert lie-
genden Wert (§ 20 Abs. 2 Satz 2) an, gelten § 4 Abs. 2 Satz 3
und § 12 Abs. 3 erster Halbsatz entsprechend.

(2) In den Fällen des § 22 Abs. 1 kann die übernehmende
Gesellschaft auf Antrag den versteuerten Einbringungsge-
winn im Wirtschaftsjahr der Veräußerung der Anteile
oder eines gleichgestellten Ereignisses (§ 22 Abs. 1 Satz 1
und Satz 6 Nr. 1 bis 6) als Erhöhungsbetrag ansetzen, so-
weit der Einbringende die auf den Einbringungsgewinn ent-
fallende Steuer entrichtet hat und dies durch Vorlage einer
Bescheinigung des zuständigen Finanzamts im Sinne von
§ 22 Abs. 5 nachgewiesen wurde; der Ansatz des Erhö-
hungsbetrages bleibt ohne Auswirkung auf den Gewinn.
Satz 1 ist nur anzuwenden, soweit das eingebrachte Be-
triebsvermögen in den Fällen des § 22 Abs. 1 noch zum Be-
triebsvermögen der übernehmenden Gesellschaft gehört, es
sei denn, dieses wurde zum gemeinen Wert übertragen. Wur-
den die veräußerten Anteile auf Grund einer Einbringung
von Anteilen nach § 20 Abs. 1 oder § 21 Abs. 1 (§ 22
Abs. 2) erworben, erhöhen sich die Anschaffungskosten der
eingebrachten Anteile in Höhe des versteuerten Einbrin-
gungsgewinns, soweit der Einbringende die auf den Einbrin-
gungsgewinn entfallende Steuer entrichtet hat; Satz 1 und
§ 22 Abs. 1 Satz 7 gelten entsprechend.

(3) Setzt die übernehmende Gesellschaft das eingebrachte
Betriebsvermögen mit einem über dem Buchwert, aber unter
dem gemeinen Wert liegenden Wert an, gilt § 12 Abs. 3 ers-
ter Halbsatz entsprechend mit der folgenden Maßgabe:

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Bei einer Erhöhung der Anschaffungskosten oder Herstel-
lungskosten auf Grund rückwirkender Besteuerung des
Einbringungsgewinns (Absatz 2) gilt dies mit der Maßgabe,
dass an die Stelle des Zeitpunkts der Einbringung der Beginn
des Wirtschaftsjahres tritt, in welches das die Besteuerung
des Einbringungsgewinns auslösende Ereignis fällt.

(4) u n v e r ä n d e r t

§ 23
Auswirkungen bei der übernehmenden

und der erwerbenden Gesellschaft

(1) Setzt die übernehmende oder erwerbende Gesellschaft
das eingebrachte Betriebsvermögen mit einem unter dem ge-
meinen Wert liegenden Wert (§ 20 Abs. 2 Satz 2) an, gelten
§ 4 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 3 erster Halbsatz entspre-
chend. Umfasst das eingebrachte Betriebsvermögen auch
Anteile an Kapitalgesellschaften oder Europäischen Genos-
senschaften, ist hinsichtlich der eingebrachten Anteile § 21
Abs. 2 Satz 4 anzuwenden.

(2) In den Fällen des § 22 Abs. 1 kann die übernehmende
Gesellschaft auf Antrag den Einbringungsgewinn als Erhö-
hungsbetrag ansetzen, soweit der Einbringende die auf den
Einbringungsgewinn entfallende Steuer entrichtet hat; der
Ansatz des Erhöhungsbetrages bleibt ohne Auswirkung auf
den Gewinn. Satz 1 ist nur anzuwenden, soweit das einge-
brachte Betriebsvermögen in den Fällen des § 22 Abs. 1
noch zum Betriebsvermögen der übernehmenden Gesell-
schaft gehört, es sei denn, dieses wurde zum gemeinen Wert
übertragen. Wurden die veräußerten Anteile auf Grund einer
Einbringung von Anteilen nach § 20 Abs. 1 oder § 21 Abs. 1
(§ 22 Abs. 2) erworben, erhöhen sich die Anschaffungskos-
ten der eingebrachten Anteile in Höhe des Einbringungsge-
winns, soweit der Einbringende die auf den Einbringungsge-
winn entfallende Steuer entrichtet hat; § 22 Abs. 1 Satz 5 gilt
entsprechend.

(3) Setzt die übernehmende Gesellschaft das eingebrachte
Betriebsvermögen mit einem über dem Buchwert, aber unter
dem gemeinen Wert liegenden Wert an, gilt § 12 Abs. 3 ers-
ter Halbsatz entsprechend mit der folgenden Maßgabe:

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder Substanzverringe-
rung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 und 6 des Einkommensteuer-
gesetzes sind vom Zeitpunkt der Einbringung an nach
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Einbrin-
genden, vermehrt um den Unterschiedsbetrag zwischen
dem Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgüter und dem
Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft die Wirtschafts-
güter ansetzt, zu bemessen.

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach § 7 Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes tritt im Zeitpunkt der Einbrin-
gung an die Stelle des Buchwerts der einzelnen Wirt-
schaftsgüter der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft
die Wirtschaftsgüter ansetzt.

Bei einer Erhöhung der Anschaffungskosten oder Herstel-
lungskosten auf Grund nachträglicher Besteuerung des Ein-
bringungsgewinns (Absatz 2) gilt dies mit der Maßgabe,
dass an die Stelle des Zeitpunkts der Einbringung der Beginn
des Wirtschaftsjahres tritt, in welches das die Besteuerung
des Einbringungsgewinns auslösende Ereignis fällt.

(4) Setzt die übernehmende Gesellschaft das eingebrachte
Betriebsvermögen mit dem gemeinen Wert an, gelten die
eingebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeitpunkt der Einbrin-
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(5) u n v e r ä n d e r t

(6) u n v e r ä n d e r t

Siebter Teil

Einbringung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils

in eine Personengesellschaft

§ 24
Einbringung von Betriebsvermögen

in eine Personengesellschaft

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die Personengesellschaft hat das eingebrachte Be-
triebsvermögen in ihrer Bilanz einschließlich der Er-
gänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter mit dem gemeinen
Wert anzusetzen; für die Bewertung von Pensions-
rückstellungen gilt § 6a des Einkommensteuergesetzes.
Abweichend von Satz 1 kann das übernommene Betriebs-
vermögen auf Antrag mit dem Buchwert oder einem höheren
Wert, höchstens jedoch mit dem Wert im Sinne des Sat-
zes 1, angesetzt werden, soweit das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des einge-
brachten Betriebsvermögens nicht ausgeschlossen oder be-
schränkt wird. § 20 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Soweit im Rahmen einer Einbringung nach Ab-
satz 1 unter dem gemeinen Wert eingebrachte Anteile an
einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-

gung von der Kapitalgesellschaft angeschafft, wenn die
Einbringung des Betriebsvermögens im Wege der Einzel-
rechtsnachfolge erfolgt; erfolgt die Einbringung des Be-
triebsvermögens im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach
den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, gilt Absatz 3
entsprechend.

(5) Der maßgebende Gewerbeertrag der übernehmenden
Gesellschaft kann nicht um die vortragsfähigen Fehlbeträge
des Einbringenden im Sinne des § 10a des Gewerbesteuerge-
setzes gekürzt werden.

(6) § 6 Abs. 1 und 3 gilt entsprechend.

Siebter Teil

Einbringung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils

in eine Personengesellschaft

§ 24
Einbringung von Betriebsvermögen

in eine Personengesellschaft

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein Mitunter-
nehmeranteil in eine Personengesellschaft eingebracht und
wird der Einbringende Mitunternehmer der Gesellschaft,
gelten für die Bewertung des eingebrachten Betriebsvermö-
gens die Absätze 2 bis 4.

(2) Die Personengesellschaft hat das eingebrachte Be-
triebsvermögen in ihrer Bilanz einschließlich der Ergän-
zungsbilanzen für ihre Gesellschafter mit dem gemeinen
Wert anzusetzen. Abweichend von Satz 1 kann das über-
nommene Betriebsvermögen auf Antrag mit dem Buchwert
oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem gemei-
nen Wert, angesetzt werden, soweit das Recht der Bundes-
republik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des ein-
gebrachten Betriebsvermögens nicht beschränkt wird. § 3
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte Betriebsvermö-
gen in der Bilanz der Personengesellschaft einschließlich der
Ergänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter angesetzt wird,
gilt für den Einbringenden als Veräußerungspreis. § 16
Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes ist nur anzuwenden,
wenn das eingebrachte Betriebsvermögen mit dem gemeinen
Wert angesetzt wird und es sich nicht um die Einbringung
von Teilen eines Mitunternehmeranteils handelt; in diesen
Fällen ist § 34 Abs. 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes
anzuwenden, soweit der Veräußerungsgewinn nicht nach § 3
Nr. 40 Satz 1 Buchstabe b in Verbindung mit § 3c Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes teilweise steuerbefreit ist. In den
Fällen des Satzes 2 gilt § 16 Abs. 2 Satz 3 des Einkommen-
steuergesetzes entsprechend.

(4) § 23 Abs. 1, 3, 4 und 6 gilt entsprechend; in den Fällen
der Einbringung in eine Personengesellschaft im Wege der
Gesamtrechtsnachfolge gilt auch § 20 Abs. 5 und 6 entspre-
chend.
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gensmasse innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren
nach dem Einbringungszeitpunkt durch die überneh-
mende Personengesellschaft veräußert oder durch einen
Vorgang nach § 22 Abs. 1 Satz 6 Nummer 1 bis 5 weiter
übertragen werden und der Einbringende keine durch
§ 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes begünstigte
Person ist, ist § 22 Abs. 2, 3 und 5 bis 7 insoweit entspre-
chend anzuwenden, als der Gewinn aus der Veräuße-
rung der eingebrachten Anteile auf einen von § 8b Abs. 2
des Körperschaftsteuergesetzes begünstigten Mitunter-
nehmer entfällt.

Achter Teil

Formwechsel einer Personengesellschaft
in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft

§ 25
Entsprechende Anwendung des Sechsten Teils

In den Fällen des Formwechsels einer Personengesell-
schaft in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft im
Sinne des § 190 des Umwandlungsgesetzes vom 28. Oktober
1994 (BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), das zuletzt durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I
S. 3214) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung oder auf Grund vergleichbarer ausländischer Vorgänge
gelten die §§ 20 bis 23 entsprechend. § 9 Satz 2 und 3 ist ent-
sprechend anzuwenden.

Neunter Teil

Verhinderung von Missbräuchen

§ 26
(weggefallen)

Zehnter Teil

Anwendungs-, Übergangsvorschrift und Ermächtigung

§ 27
Anwendungsvorschriften

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist erstmals auf Umwand-
lungen und Einbringungen anzuwenden, bei denen die An-
meldung zur Eintragung in das für die Wirksamkeit des
jeweiligen Vorgangs maßgebende öffentliche Register
nach dem … [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Geset-
zes] erfolgt ist. Für Einbringungen, deren Wirksamkeit
keine Eintragung in ein öffentliches Register voraussetzt,
ist diese Fassung des Gesetzes erstmals anzuwenden,

Achter Teil

Formwechsel einer Personengesellschaft
in eine Kapitalgesellschaft

§ 25
Entsprechende Anwendung des Sechsten Teils

In den Fällen des Formwechsels einer Personengesell-
schaft in eine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 190 des
Umwandlungsgesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 3210, 1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder auf Grund
vergleichbarer ausländischer Vorgänge gelten die §§ 20 bis
23 entsprechend. § 9 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den.

Neunter Teil

Verhinderung von Missbräuchen

§ 26
Wegfall von Steuervergünstigungen

Ungeachtet weiterer Vorschriften nach diesem Gesetz
oder in anderen Gesetzen sind steuerliche Vergünstigungen
nach diesem Gesetz ganz oder teilweise zu versagen oder
rückgängig zu machen, wenn ein vom Anwendungsbereich
des § 1 erfasster Vorgang als hauptsächlichen Beweggrund
oder als einen der hauptsächlichen Beweggründe die Steuer-
hinterziehung oder Steuerumgehung hat; vom Vorliegen
eines solchen Beweggrundes kann ausgegangen werden,
wenn einer dieser Vorgänge nicht auf vernünftigen wirt-
schaftlichen Gründen – insbesondere der Umstrukturierung
oder der Rationalisierung der beteiligten Gesellschaften –
beruht.

Zehnter Teil

Anwendungs-, Übergangsvorschrift und Ermächtigung

§ 27
Anwendungs- und Übergangsvorschriften

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist erstmals auf Umwand-
lungen und Einbringungen anzuwenden, bei denen die An-
meldung zur Eintragung in ein öffentliches Register nach
dem … [einsetzen: Tag der Verkündung] erfolgt ist.
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wenn das wirtschaftliche Eigentum an den eingebrachten
Wirtschaftsgütern nach dem … [einsetzen: Tag der Ver-
kündung] übergegangen ist.

(2) Das Umwandlungssteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 2002), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), ist letztmals auf Um-
wandlungen und Einbringungen anzuwenden, bei denen
die Anmeldung zur Eintragung in das für die Wirksam-
keit des jeweiligen Vorgangs maßgebende öffentliche
Register bis zum … [einsetzen: Tag der Verkündung] er-
folgt ist. Für Einbringungen, deren Wirksamkeit keine
Eintragung in ein öffentliches Register voraussetzt, ist
diese Fassung letztmals anzuwenden, wenn das wirt-
schaftliche Eigentum an den eingebrachten Wirtschafts-
gütern bis zum … [einsetzen: Tag der Verkündung] über-
gegangen ist.

(3) Abweichend von Absatz 2 ist

1. § 5 Abs. 4 für einbringungsgeborene Anteile im Sinne
von § 21 Abs. 1 mit der Maßgabe weiterhin anzuwen-
den, dass die Anteile zu dem Wert im Sinne von § 5
Abs. 2 oder Abs. 3 in der Fassung des Absatzes 1 als
zum steuerlichen Übertragungsstichtag in das Be-
triebsvermögen des übernehmenden Rechtsträgers
überführt gelten.

2. § 20 Abs. 6 in der am 21. Mai 2003 geltenden Fassung
für die Fälle des Ausschlusses des Besteuerungsrechts
(§ 20 Abs. 3) weiterhin anwendbar, wenn auf die Ein-
bringung Absatz 2 anzuwenden war,

3. § 21 in der am 21. Mai 2003 geltenden Fassung ist für
einbringungsgeborene Anteile im Sinne von § 21 Abs. 1,
die auf einem Einbringungsvorgang beruhen, auf den
Absatz 2 anwendbar war, weiterhin anzuwenden. Für
§ 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in der am 21. Mai 2003 gel-
tenden Fassung gilt dies mit der Maßgabe, dass eine
Stundung der Steuer gemäß § 6 Abs. 5 des Außensteuer-
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom … [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes] unter den dort genann-
ten Voraussetzungen erfolgt, wenn die Einkommensteuer
noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist; § 6 Abs. 6 und
7 des Außensteuergesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(4) Abweichend von Absatz 1 sind die §§ 22, 23 und 24
Abs. 5 nicht anzuwenden, soweit hinsichtlich des Gewinns
aus der Veräußerung der Anteile oder einem gleichgestellten
Ereignis im Sinne von § 22 Abs. 1 die Steuerfreistellung
nach § 8b Abs. 4 des Körperschaftsteuergesetzes in der am
… [einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] geltenden Fassung oder nach § 3 Nr. 40 Sät-
ze 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes in der am … [ein-
setzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] geltenden Fassung ausgeschlossen ist.

§ 28
Bekanntmachungserlaubnis

u n v e r ä n d e r t

(2) § 20 Abs. 6 in der am 21. Mai 2003 geltenden Fassung
ist für die Fälle des Ausschlusses des Besteuerungsrechts
(§ 20 Abs. 3) weiterhin anwendbar, wenn auf die Einbrin-
gung dieses Gesetz noch nicht zur Anwendung kam.

(3) § 21 in der am 21. Mai 2003 geltenden Fassung ist für
alle einbringungsgeborenen Anteile im Sinne des § 21
Abs. 1, die auf einem Einbringungsvorgang beruhen, auf den
dieses Gesetz noch nicht anwendbar war, weiterhin anzu-
wenden. Für § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in der am 21. Mai 2003
geltenden Fassung gilt dies mit der Maßgabe, dass eine Stun-
dung der Steuer gemäß § 6 Abs. 5 des Außensteuergesetzes
in der Fassung des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegen-
den Änderungsgesetzes] unter den dort genannten Voraus-
setzungen erfolgt, wenn die Einkommensteuer noch nicht
bestandskräftig festgesetzt ist; § 6 Abs. 6 und 7 des Außen-
steuergesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(4) Die §§ 22 und 23 sind nicht anzuwenden, soweit hin-
sichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der Anteile oder
einem gleichgestellten Ereignis im Sinne des § 22 Abs. 1 die
Steuerfreistellung nach § 8b Abs. 4 des Körperschaftsteuer-
gesetzes in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung oder
§ 3 Nr. 40 Sätze 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes in
der am … [einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden
Änderungsgesetzes] geltenden Fassung ausgeschlossen ist.

§ 28
Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt,
den Wortlaut dieses Gesetzes und der zu diesem Gesetz
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Artikel 7

Änderung des Außensteuergesetzes

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I
S. 1713), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Besteuerung des Vermögenszuwachses

(1) Bei einer natürlichen Person, die insgesamt min-
destens zehn Jahre nach § 1 Abs. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes unbeschränkt steuerpflichtig war und deren
unbeschränkte Steuerpflicht durch Aufgabe des
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes endet, ist
auf Anteile im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 1 des Einkom-
mensteuergesetzes im Zeitpunkt der Beendigung der
unbeschränkten Steuerpflicht § 17 des Einkommen-
steuergesetzes auch ohne Veräußerung anzuwenden,
wenn im Übrigen für die Anteile zu diesem Zeitpunkt
die Voraussetzungen dieser Vorschrift erfüllt sind. Der
Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht im
Sinne des Satzes 1 stehen gleich

1. die Übertragung der Anteile durch ganz oder teil-
weise unentgeltliches Rechtsgeschäft unter Leben-
den oder durch Erwerb von Todes wegen auf nicht
unbeschränkt steuerpflichtige Personen, oder

2. die Begründung eines Wohnsitzes oder gewöhnli-
chen Aufenthalts oder die Erfüllung eines anderen
ähnlichen Merkmals in einem ausländischen
Staat, wenn der Steuerpflichtige auf Grund dessen
nach einem Abkommen zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung als in diesem Staat ansässig anzu-
sehen ist, oder

3. die Einlage der Anteile in einen Betrieb oder eine
Betriebsstätte des Steuerpflichtigen in einem aus-
ländischen Staat, oder

4. der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteu-
erungsrechts der Bundesrepublik Deutschland
hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der
Anteile auf Grund anderer als der in Satz 1 oder
der in den Nummern 1 bis 3 genannten Ereignisse.

§ 17 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes und die
Vorschriften des Umwandlungssteuergesetzes bleiben
unberührt. An Stelle des Veräußerungspreises (§ 17
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes) tritt der gemeine
Wert der Anteile in dem nach Satz 1 oder 2 maßgebenden
Zeitpunkt. Die §§ 17 und 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e des
Einkommensteuergesetzes bleiben mit der Maßgabe un-
berührt, dass der nach diesen Vorschriften anzusetzende
Gewinn aus der Veräußerung dieser Anteile um den nach

erlassenen Rechtsverordnungen in der jeweils geltenden
Fassung satzweise nummeriert mit neuem Datum und in
neuer Paragraphenfolge bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen.

Artikel 7

Änderung des Außensteuergesetzes

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I
S. 1713), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Besteuerung des Vermögenszuwachses

(1) Bei einer natürlichen Person, die insgesamt min-
destens zehn Jahre nach § 1 Abs. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes unbeschränkt steuerpflichtig war und Anteile
im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuer-
gesetzes (Anteile) hält, ist § 17 des Einkommensteuerge-
setzes auch ohne Veräußerung anzuwenden, soweit das
Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland hin-
sichtlich des Gewinns aus der Veräußerung dieser Antei-
le ausgeschlossen oder beschränkt wird und im Zeitpunkt
des Ausschlusses oder der Beschränkung des Besteue-
rungsrechts im Übrigen die Voraussetzungen dieser Vor-
schrift erfüllt sind. An Stelle des Veräußerungspreises
(§ 17 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes) tritt der ge-
meine Wert der Anteile in dem nach Satz 1 maßgebenden
Zeitpunkt. Die §§ 17 und 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e des
Einkommensteuergesetzes bleiben mit der Maßgabe un-
berührt, dass der nach diesen Vorschriften anzusetzende
Gewinn aus der Veräußerung dieser Anteile um den nach
den vorstehenden Vorschriften besteuerten Vermögens-
zuwachs zu kürzen ist.
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den vorstehenden Vorschriften besteuerten Vermögens-
zuwachs zu kürzen ist.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Beruht die Beendigung der unbeschränkten
Steuerpflicht auf vorübergehender Abwesenheit und
wird der Steuerpflichtige innerhalb von fünf Jahren
seit Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht
wieder unbeschränkt steuerpflichtig, so entfällt der
Steueranspruch nach Absatz 1, soweit die Anteile in
der Zwischenzeit nicht veräußert und die Tatbestände
des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 oder 3 nicht erfüllt worden
sind und der Steuerpflichtige im Zeitpunkt der Be-
gründung der unbeschränkten Steuerpflicht nicht
nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung als in einem ausländischen Staat ansässig
gilt. Das Finanzamt, das in dem nach Absatz 1 Satz 1
oder 2 maßgebenden Zeitpunkt nach § 19 der Abga-
benordnung zuständig ist, kann diese Frist um höchs-
tens fünf Jahre verlängern, wenn der Steuerpflichtige
glaubhaft macht, dass berufliche Gründe für seine
Abwesenheit maßgebend sind und seine Absicht zur
Rückkehr unverändert fortbesteht. Wird im Fall des
Erwerbs von Todes wegen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1
der Rechtsnachfolger des Steuerpflichtigen innerhalb
von fünf Jahren seit Entstehung des Steueranspruchs
nach Absatz 1 unbeschränkt steuerpflichtig, gilt
Satz 1 entsprechend. Ist der Steueranspruch nach Ab-
satz 5 gestundet, gilt Satz 1 ohne die darin genannte
zeitliche Begrenzung entsprechend, wenn

1. der Steuerpflichtige oder im Fall des Absatzes 1
Satz 2 Nr. 1 sein Rechtsnachfolger unbeschränkt
steuerpflichtig werden, oder

2. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Ver-
äußerung der Anteile auf Grund eines anderen Er-
eignisses wieder begründet wird oder nicht mehr
beschränkt ist.

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 5 ist die nach Absatz 1
geschuldete Einkommensteuer auf Antrag in regelmäßi-
gen Teilbeträgen für einen Zeitraum von höchstens fünf
Jahren seit Eintritt der ersten Fälligkeit gegen Sicher-
heitsleistung zu stunden, wenn ihre alsbaldige Einzie-
hung mit erheblichen Härten für den Steuerpflichtigen
verbunden wäre. Die Stundung ist zu widerrufen, so-
weit die Anteile während des Stundungszeitraums
veräußert werden oder verdeckt in eine Gesellschaft
im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 1 des Einkommen-

(2) Hat der unbeschränkt Steuerpflichtige die Anteile
durch ganz oder teilweise unentgeltliches Rechtsgeschäft
erworben, so sind für die Errechnung der nach Absatz 1
maßgebenden Dauer der unbeschränkten Steuerpflicht
auch Zeiträume einzubeziehen, in denen der Rechtsvor-
gänger bis zur Übertragung der Anteile unbeschränkt
steuerpflichtig war. Sind die Anteile mehrmals nachein-
ander in dieser Weise übertragen worden, so gilt Satz 1
für jeden der Rechtsvorgänger entsprechend. Zeiträume,
in denen der Steuerpflichtige oder ein oder mehrere
Rechtsvorgänger gleichzeitig unbeschränkt steuerpflich-
tig waren, werden dabei nur einmal angesetzt.

(3) Soweit das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Ver-
äußerung der Anteile wieder begründet wird, entfällt der
Steueranspruch nach Absatz 1. Ist in diesem Fall zur
Ermittlung des Veräußerungsgewinns an Stelle der An-
schaffungskosten ein anderer Wert anzusetzen, so entfällt
der Steueranspruch nur insoweit, als er den Steueran-
spruch hinsichtlich des Veräußerungsgewinns übersteigt,
der sich durch Ansatz dieses anderen Werts als Veräuße-
rungspreis ergeben hätte.

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 5 ist die nach Absatz 1
geschuldete Einkommensteuer auf Antrag in regelmäßi-
gen Teilbeträgen für einen Zeitraum von höchstens fünf
Jahren seit Eintritt der ersten Fälligkeit gegen Sicher-
heitsleistung zu stunden, wenn ihre alsbaldige Einzie-
hung mit erheblichen Härten für den Steuerpflichtigen
verbunden wäre. Bei einer Veräußerung von Anteilen
während des Stundungszeitraums ist die Stundung ent-
sprechend zu widerrufen.
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steuergesetzes eingelegt werden oder einer der Tatbe-
stände des § 17 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes
verwirklicht wird. In Fällen des Absatzes 3 Satz 1 und
2 richtet sich der Stundungszeitraum nach der auf
Grund dieser Vorschrift eingeräumten Frist; die Er-
hebung von Teilbeträgen entfällt; von der Sicherheits-
leistung kann nur abgesehen werden, wenn der Steu-
eranspruch nicht gefährdet erscheint.

(5) Ist der Steuerpflichtige im Fall des Absatzes 1
Satz 1 Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union oder eines anderen Staats, auf den das
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum an-
wendbar ist (Vertragsstaat des EWR-Abkommens), und
unterliegt er nach der Beendigung der unbeschränkten
Steuerpflicht in einem dieser Staaten (Zuzugsstaat) einer
der deutschen unbeschränkten Einkommensteuerpflicht
vergleichbaren Steuerpflicht, so ist die nach Absatz 1
geschuldete Steuer zinslos und ohne Sicherheitsleistung
zu stunden. Voraussetzung ist, dass die Amtshilfe und
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung
der geschuldeten Steuer zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und diesem Staat gewährleistet sind. Die
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn

1. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 der Rechtsnach-
folger des Steuerpflichtigen einer der deutschen
unbeschränkten Einkommensteuerpflicht ver-
gleichbaren Steuerpflicht in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat
des EWR-Abkommens unterliegt, oder

2. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 der Steuer-
pflichtige einer der deutschen unbeschränkten
Einkommensteuerpflicht vergleichbaren Steuer-
pflicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem Vertragsstaat des EWR-Ab-
kommens unterliegt und Staatsangehöriger eines
dieser Staaten ist, oder

3. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 3 der Steuer-
pflichtige die Anteile in einen Betrieb oder eine
Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des EWR-Abkommens einlegt.

Die Stundung ist zu widerrufen,

1. soweit der Steuerpflichtige oder sein Rechtsnach-
folger im Sinne des Satzes 3 Nr. 1 Anteile veräußert
oder verdeckt in eine Gesellschaft im Sinne des § 17
Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes einlegt
oder einer der Tatbestände des § 17 Abs. 4 des Ein-
kommensteuergesetzes erfüllt wird;

2. soweit Anteile auf eine nicht unbeschränkt steuer-
pflichtige Person übergehen, die nicht in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem
Vertragsstaat des EWR-Abkommens einer der deut-
schen unbeschränkten Einkommensteuerpflicht ver-
gleichbaren Steuerpflicht unterliegt;

3. u n v e r ä n d e r t

(5) Ist der Steuerpflichtige Staatsangehöriger eines
Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines Staats,
auf den das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum anwendbar ist (Vertragsstaat des EWR-
Abkommens), und unterliegt er in einem dieser Staaten
(Zuzugsstaat) einer der deutschen unbeschränkten Ein-
kommensteuerpflicht vergleichbaren Steuerpflicht, so ist
die nach Absatz 1 zusätzlich geschuldete Steuer zinslos
und ohne Sicherheitsleistung zu stunden. Im Fall der
Übertragung durch ganz oder teilweise unentgeltliches
Rechtsgeschäft ist zusätzliche Voraussetzung, dass auch
der Rechtsnachfolger des Steuerpflichtigen Staatsange-
höriger eines Mitgliedstaats der Europäischen Union
oder eines Vertragsstaats des EWR-Abkommens ist und
in einem dieser Staaten einer der deutschen un-
beschränkten Einkommensteuerpflicht vergleichbaren
Steuerpflicht unterliegt. Die Stundung setzt weiter vor-
aus, dass die Amtshilfe und die gegenseitige Unterstüt-
zung bei der Beitreibung der geschuldeten Steuer zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und diesem Staat
gewährleistet sind. Die Stundung ist zu widerrufen,

1. soweit der Steuerpflichtige oder sein Rechtsnachfol-
ger im Sinne des Satzes 2 Anteile veräußert oder ver-
deckt in eine Gesellschaft im Sinne des § 17 Abs. 1
Satz 1 des Einkommensteuergesetzes einlegt oder ei-
ner der Tatbestände des § 17 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes erfüllt wird;

2. soweit Anteile auf eine nicht unbeschränkt steuer-
pflichtige Person übergehen, die nicht Staatsangehö-
rige eines Mitgliedstaats der Europäischen Union
oder eines Vertragsstaats des EWR-Abkommens ist
oder nicht in einem dieser Staaten einer der deutschen
unbeschränkten Einkommensteuerpflicht vergleich-
baren Steuerpflicht unterliegt;

3. soweit in Bezug auf die Anteile eine Entnahme oder
ein anderer Vorgang verwirklicht wird, der nach in-
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4. wenn für den Steuerpflichtigen oder seinen Rechts-
nachfolger im Sinne des Satzes 3 Nr. 1 durch Aufgabe
des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts keine
Steuerpflicht nach Satz 1 mehr besteht.

Ein Umwandlungsvorgang, auf den die §§ 11, 15 oder 21
des Umwandlungssteuergesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Ausfertigungsdatum, Seitenzahl der Verkün-
dung sowie Seitenzahl zum Textbeginn von Artikel 6 des
vorliegenden Gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung
anzuwenden sind, gilt auf Antrag nicht als Veräußerung
im Sinne des Satzes 4 Nr. 1, wenn die erhaltenen Anteile
bei einem unbeschränkt steuerpflichtigen Anteilseigner,
der die Anteile nicht in einem Betriebsvermögen hält,
nach § 13 Abs. 2, § 21 Abs. 2 des Umwandlungssteuer-
gesetzes mit den Anschaffungskosten der bisherigen An-
teile angesetzt werden könnten; für Zwecke der Anwen-
dung des Satzes 4 und der Absätze 3, 6 und 7 treten
insoweit die erhaltenen Anteile an die Stelle der Anteile
im Sinne des Absatzes 1. Ist im Fall des Satzes 1 oder Sat-
zes 3 der Gesamtbetrag der Einkünfte ohne Einbeziehung
des Vermögenszuwachses nach Absatz 1 negativ, ist die-
ser Vermögenszuwachs bei Anwendung des § 10d des
Einkommensteuergesetzes nicht zu berücksichtigen. So-
weit ein Ereignis im Sinne des Satzes 4 eintritt, ist der
Vermögenszuwachs rückwirkend bei der Anwendung des
§ 10d des Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen
und in Anwendung des Satzes 6 ergangene oder geänder-
te Feststellungsbescheide oder Steuerbescheide sind auf-
zuheben oder zu ändern; § 175 Abs. 1 Satz 2 der Abga-
benordnung gilt entsprechend.

(6) Ist im Fall des Absatzes 5 Satz 4 Nr. 1 der Veräuße-
rungsgewinn im Sinne des § 17 Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes im Zeitpunkt der Beendigung der Stun-
dung niedriger als der Vermögenszuwachs nach Absatz 1
und wird die Wertminderung bei der Einkommensbesteu-
erung durch den Zuzugsstaat nicht berücksichtigt, so ist
der Steuerbescheid insoweit aufzuheben oder zu ändern;
§ 175 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung gilt entspre-
chend. Dies gilt nur, soweit der Steuerpflichtige nach-
weist, dass die Wertminderung betrieblich veranlasst ist
und nicht auf eine gesellschaftsrechtliche Maßnahme,
insbesondere eine Gewinnausschüttung, zurückzuführen
ist. Die Wertminderung ist höchstens im Umfang des Ver-
mögenszuwachses nach Absatz 1 zu berücksichtigen. Ist
die Wertminderung auf eine Gewinnausschüttung zu-
rückzuführen und wird sie bei der Einkommensbesteue-
rung nicht berücksichtigt, ist die auf diese Gewinnaus-
schüttung erhobene und keinem Ermäßigungsanspruch
mehr unterliegende inländische Kapitalertragsteuer auf
die nach Absatz 1 geschuldete Steuer anzurechnen.

(7) Der Steuerpflichtige oder sein Gesamtrechts-
nachfolger hat dem Finanzamt, das in dem in Absatz 1
genannten Zeitpunkt nach § 19 der Abgabenordnung zu-
ständig ist, nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck die
Verwirklichung eines der Tatbestände des Absatzes 5
Satz 4 mitzuteilen. Die Mitteilung ist innerhalb eines
Monats nach dem meldepflichtigen Ereignis zu erstatten;

ländischem Recht zum Ansatz des Teilwerts oder des
gemeinen Werts führt;

4. wenn für den Steuerpflichtigen oder seinen Rechts-
nachfolger im Sinne des Satzes 2 durch Aufgabe des
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts keine
Steuerpflicht nach Satz 1 mehr besteht.

Ein Umwandlungsvorgang, auf den die §§ 11, 15 oder 21
des Umwandlungssteuergesetzes vom … (BGBl. I
S. …[einsetzen: Ausfertigungsdatum, Seitenzahl der
Verkündung sowie Seitenzahl zum Textbeginn von Arti-
kel 6 des vorliegenden Gesetzes]) in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden sind, gilt auf Antrag nicht als
Veräußerung im Sinne des Satzes 4 Nr. 1, wenn die erhal-
tenen Anteile bei einem unbeschränkt steuerpflichtigen
Anteilseigner, der die Anteile nicht in einem Betriebsver-
mögen hält, nach § 13 Abs. 2, § 21 Abs. 2 des Umwand-
lungssteuergesetzes mit den Anschaffungskosten der bis-
herigen Anteile angesetzt werden könnten; für Zwecke
der Anwendung des Satzes 4 und der Absätze 3, 6 und 7
treten insoweit die erhaltenen Anteile an die Stelle der
Anteile im Sinne des Absatzes 1. Ist im Fall des Satzes 1
oder Satzes 2 der Gesamtbetrag der Einkünfte ohne Ein-
beziehung des Vermögenszuwachses nach Absatz 1 ne-
gativ, ist dieser Vermögenszuwachs bei Anwendung des
§ 10d des Einkommensteuergesetzes nicht zu berück-
sichtigen. Soweit ein Ereignis im Sinne des Satzes 4 ein-
tritt, ist der Vermögenszuwachs rückwirkend bei der An-
wendung des § 10d des Einkommensteuergesetzes zu
berücksichtigen und in Anwendung des Satzes 6 ergange-
ne oder geänderte Feststellungsbescheide oder Steuerbe-
scheide sind aufzuheben oder zu ändern; § 175 Abs. 1
Satz 2 der Abgabenordnung gilt entsprechend.

(6) Ist im Fall des Absatzes 5 Satz 4 Nr. 1 der Veräuße-
rungsgewinn im Sinne des § 17 Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes im Zeitpunkt der Beendigung der Stun-
dung niedriger als der Vermögenszuwachs nach Absatz 1
und wird die Wertminderung bei der Einkommensbesteu-
erung durch den Zuzugsstaat nicht berücksichtigt, so ist
der Steuerbescheid insoweit aufzuheben oder zu ändern;
§ 175 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung gilt entspre-
chend. Dies gilt nur, soweit der Steuerpflichtige nach-
weist, dass die Wertminderung betrieblich veranlasst ist
und nicht auf eine gesellschaftsrechtliche Maßnahme,
insbesondere eine Gewinnausschüttung, zurückzuführen
ist. Die Wertminderung ist höchstens im Umfang des Ver-
mögenszuwachses nach Absatz 1 zu berücksichtigen. Ist
die Wertminderung auf Gewinnausschüttungen zurück-
zuführen und wird sie bei der Einkommensbesteuerung
nicht berücksichtigt, ist die auf diese Gewinnausschüt-
tungen erhobene und keinem Ermäßigungsanspruch
mehr unterliegende inländische Kapitalertragsteuer auf
die nach Absatz 1 geschuldete Steuer anzurechnen.

(7) Der Steuerpflichtige hat dem Finanzamt, das in
dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt nach § 19 der Ab-
gabenordnung zuständig ist, nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck die Verwirklichung eines der Tatbestände
des Absatzes 5 Satz 4 mitzuteilen. Die Mitteilung ist in-
nerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen Ereig-
nis zu erstatten; sie ist vom Steuerpflichtigen eigenhän-
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sie ist vom Steuerpflichtigen eigenhändig zu unterschrei-
ben. In den Fällen des Absatzes 5 Satz 4 Nr. 1 und 2 ist
der Mitteilung ein schriftlicher Nachweis über das
Rechtsgeschäft beizufügen. Der Steuerpflichtige hat dem
nach Satz 1 zuständigen Finanzamt jährlich bis zum Ab-
lauf des 31. Januar schriftlich seine am 31. Dezember des
vorangegangenen Kalenderjahres geltende Anschrift mit-
zuteilen und zu bestätigen, dass die Anteile ihm oder im
Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Leben-
den seinem Rechtsnachfolger weiterhin zuzurechnen
sind. Die Stundung nach Absatz 5 Satz 1 kann wider-
rufen werden, wenn der Steuerpflichtige seine Mitwir-
kungspflicht nach Satz 4 nicht erfüllt.“

(8) entfällt

1a. Dem § 8 Abs. 1 wird folgende Nr. 10 angefügt:

„10. aus Umwandlungen, die ungeachtet des § 1
Abs. 2 und 4 des Umwandlungssteuergesetzes
zu Buchwerten erfolgen könnten; das gilt nicht,
soweit eine Umwandlung den Anteil an einer
Kapitalgesellschaft erfasst, dessen Veräuße-
rung nicht die Voraussetzungen der Nummer 9
erfüllen würde.“

2. § 10 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Steuerliche Vergünstigungen, die an die unbeschränkte
Steuerpflicht oder an das Bestehen eines inländischen
Betriebs oder einer inländischen Betriebsstätte an-
knüpfen und die Vorschriften des § 8b Abs. 1 und 2 des
Körperschaftsteuergesetzes bleiben unberücksichtigt;
dies gilt auch für die Vorschriften des Umwandlungs-
steuergesetzes, soweit Einkünfte aus einer Umwand-
lung nach § 8 Abs. 1 Nr. 10 hinzuzurechnen sind.“

3. § 21 wird wie folgt geändert:

a) u n v e r ä n d e r t

b) Nach Absatz 12 werden folgende Absätze 13 und 14
angefügt:

„(13) § 6 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 7 des
Gesetzes vom … (BGBl I S. … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für
den Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden. § 6
Abs. 2 bis 7 in der Fassung des Gesetzes vom …

dig zu unterschreiben. In den Fällen des Absatzes 5
Satz 4 Nr. 1 und 2 ist der Mitteilung ein schriftlicher
Nachweis über das Rechtsgeschäft beizufügen. Der Steu-
erpflichtige hat dem nach Satz 1 zuständigen Finanzamt
jährlich bis zum Ablauf des 31. Januar schriftlich seine
am 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres
geltende Anschrift mitzuteilen und zu bestätigen, dass er
oder im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge der
Rechtsnachfolger weiterhin Inhaber der Anteile ist. Die
Stundung nach Absatz 5 Satz 1 kann widerrufen werden,
wenn der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflicht nach
Satz 4 nicht erfüllt.

(8) Als Veräußerung von Anteilen gilt auch der Wegfall
der unbeschränkten Steuerpflicht durch Begründung des
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts in einem
Staat, mit dem kein Abkommen zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung besteht. Satz 1 gilt entsprechend im Falle
der unentgeltlichen Rechtsnachfolge, wenn der Rechts-
nachfolger seinen Wohnsitz in einem Staat im Sinne des
Satzes 1 hat, und im Falle der Einlage der Anteile in eine
Betriebsstätte, die in einem Staat im Sinne des Satzes 1
belegen ist.“

2. § 10 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Steuerliche Vergünstigungen, die an die unbeschränkte
Steuerpflicht oder an das Bestehen eines inländischen
Betriebs oder einer inländischen Betriebsstätte an-
knüpfen, die Vorschriften des § 8b Abs. 1 und 2 des
Körperschaftsteuergesetzes sowie die Vorschriften des
Umwandlungssteuergesetzes bleiben unberücksichtigt.“

3. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) § 6 Abs. 3 Nr. 4 in der Fassung des Gesetzes
vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) ist erst-
mals auf Einbringungen anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1991 und letztmals auf Einbringungen
anzuwenden, die vor dem 1. Januar 1999 vorgenom-
men wurden.“

b) Nach Absatz 12 werden folgende Absätze 13 und 14
angefügt:

„(13) § 6 Abs. 1 und 8 in der Fassung des Arti-
kels 7 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver-
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2007 anzu-
wenden. § 6 Abs. 2 bis 7 in der Fassung des Gesetzes
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[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]
ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die Einkom-
mensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist.

(14) § 8 Abs. 1 Nr. 10 und § 10 Abs. 3 Satz 4 in
der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

für den Zwischeneinkünfte hinzurechnen oder in
einer Betriebsstätte angefallen sind, die in einem
Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem
31. Dezember 2005 beginnt.“

Artikel 8

Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt ge-
ändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. Dem § 152 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„ (3) u n v e r ä n d e r t

Artikel 9

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

In § 5 Abs. 1 Nr. 28 des Finanzverwaltungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I
S. 846) wird der den Satz abschließende Punkt durch ein Se-
mikolon ersetzt und wird folgende Nummer 29 angefügt:

„29. u n v e r ä n d e r t

vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten-
zahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] ist in allen Fällen anzuwenden, in denen
die Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig
festgesetzt ist.

(14) § 10 Abs. 3 Satz 4 in der Fassung des Arti-
kels 7 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver-
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist
erstmals anzuwenden

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für
den Veranlagungszeitraum,

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeit-
raum,

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen oder in
einer Betriebsstätte angefallen sind, die in einem
Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem
31. Dezember 2005 beginnt.“

Artikel 8

Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt ge-
ändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 11 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Satz 2 gilt nicht für ertragsteuerliche Zwecke.“

2. In § 97 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden in dem Klammerzu-
satz nach dem Wort „Haftung“ ein Komma sowie die
Wörter „Europäische Gesellschaften“ eingefügt.

3. Dem § 152 wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) § 97 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in der Fassung des Arti-
kels 7 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals zum 1. Ja-
nuar 2006 anzuwenden.“

Artikel 9

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

In § 5 Abs. 1 Nr. 26 des Finanzverwaltungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I
S. 846) wird der den Satz abschließende Punkt durch ein Se-
mikolon ersetzt und wird folgende Nummer 29 angefügt:

„29. die Durchführung der gesonderten Feststellung und
Erteilung der Bescheinigung nach § 27 Abs. 8 des
Körperschaftsteuergesetzes.“
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Artikel 10

u n v e r ä n d e r t

Artikel 11

Änderung des Gesetzes zur Beibehaltung
der Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen

und der Einbringung von Unternehmensteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten

der Europäischen Union betreffen

Das Gesetz zur Beibehaltung der Mitbestimmung beim
Austausch von Anteilen und der Einbringung von Unterneh-
mensteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten der Europäischen Union betreffen, in der Fassung
vom 23. August 1994 (BGBl. I S. 2228), zuletzt geändert
durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) wird
wie folgt geändert:

1. In § 1 werden die Angabe „§ 23 Abs. 4 des Umwand-
lungssteuergesetzes“ durch die Angabe „§ 21 Abs. 1 des
Umwandlungssteuergesetzes“ und „§ 23 Abs. 1 bis 3“
durch die Angabe „§ 20 Abs. 1“ ersetzt und folgender
Satz angefügt:

„Voraussetzung für die Anwendung des Satzes 1 ist, dass
die übernehmende Gesellschaft nicht unbeschränkt steu-
erpflichtig im Sinne des § 1 Abs. 1 des Körperschaftsteu-
ergesetzes ist.“

2. u n v e r ä n d e r t

Artikel 10

Änderung des Gesetzes
über steuerrechtliche Maßnahmen

bei Erhöhung des Nennkapitals
aus Gesellschaftsmitteln

Dem § 7 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche Maß-
nahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschafts-
mitteln in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Okto-
ber 1967 (BGBl. I S. 977), zuletzt geändert durch … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) wird folgender
Satz angefügt:

„Die Sätze 1 und 2 sind in den Fällen des § 27 Abs. 8 des
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des Artikels 3 des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Seitenzahl der Verkündung dieses Gesetzes])
nicht anzuwenden.“

Artikel 11

Änderung des Gesetzes zur Beibehaltung
der Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen

und der Einbringung von Unternehmensteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten

der Europäischen Union betreffen

Das Gesetz zur Beibehaltung der Mitbestimmung beim
Austausch von Anteilen und der Einbringung von Unterneh-
mensteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten der Europäischen Union betreffen, in der Fassung
vom 23. August 1994 (BGBl. I S. 2228), zuletzt geändert
durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) wird
wie folgt geändert:

1. In § 1 werden die Angabe „§ 23 Abs. 4 des Umwand-
lungssteuergesetzes“ durch die Angabe „§ 21 Abs. 1 des
Umwandlungssteuergesetzes“ und die Angabe „§ 23
Abs. 1 bis 3“ durch die Angabe „§ 20 Abs. 1“ ersetzt und
folgender Satz angefügt:

„Voraussetzung für die Anwendung des Satzes 1 ist, dass
die erwerbende Gesellschaft oder die übernehmende Ge-
sellschaft nicht unbeschränkt steuerpflichtig im Sinne des
§ 1 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes ist.“

2. Dem § 4 wird folgender Satz angefügt:

„§ 1 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes]) ist erstmals auf die dort bezeichneten Vor-
gänge anzuwenden, auf die das Umwandlungssteuer-
gesetz in der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei-
tenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes]) anzuwenden ist.“
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Artikel 11a

Änderung der Verordnung
über die gesonderte Feststellung

von Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2
der Abgabenordnung

Die Verordnung über die gesonderte Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2 der Abga-
benordnung vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2663),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Juli
2004 (BGBl. I S. 1427),wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird aufgehoben.

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift zu § 11 wird nach dem Wort
Inkrafttreten ein Komma und das Wort „Anwen-
dungsvorschriften“ eingefügt.

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„§ 10 ist für Anteile, bei denen hinsichtlich des Ge-
winns aus der Veräußerung der Anteile die Steuer-
freistellung nach § 8b Abs. 4 des Körperschaft-
steuergesetzes in der am … [einsetzen: Tag der
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]
geltenden Fassung oder nach § 3 Nr. 40 Satz 3
und 4 des Einkommensteuergesetzes in der am …
[einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden
Änderungsgesetzes] geltenden Fassung ausge-
schlossen ist, weiterhin anzuwenden.“

Artikel 11b

Änderung des Zerlegungsgesetzes

Dem § 2 Abs. 1 des Zerlegungsgesetzes vom 6. August
1998 (BGBl. I S. 1998), das zuletzt durch Artikel 11 des
Gesetzes vom 15. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2645) geän-
dert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

„In den Fällen des § 37 Abs. 5 des Körperschaftsteuer-
gesetzes in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkündung dieses Gesetzes]) ist die ver-
bleibende Körperschaftsteuer im Sinne des Satzes 1 um
einen auszuzahlenden Betrag gemindert.“

Artikel 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetzes tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Artikel 12

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetzes tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Umwandlungssteuergesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl.
I S. 2002), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), außer Kraft.
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